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50.000 oder mehr Femizide registrieren internationale Organisationen und
Forschungsinstitute  jährlich  –  und  dies  umfasst  nur  jene  Morde,  die  in
Partnerschaften oder durch Verwandte verübt wurden, und auch nur jene
Länder, die gesonderte Statistiken überhaupt erstellen. Doch schon diesen
Zahlen zufolge werden weltweit  täglich mehr als  135 Frauen getötet.  In
Deutschland fällt  jeden dritten Tag eine Frau oder  ein  Mädchen diesem
Verbrechen zum Opfer.

Probleme der Erhebung
Schon diese Zahlen sind erschreckend genug. Sie geben jedoch den Umfang
und  damit  das  gesamte  Ausmaß  dieses  extremen  Ausdrucks  der
Unterdrückung aus mehreren Gründen nicht wieder. Erstens umfassen viele
Erhebungen keine trans Personen und andere Menschen mit einer nicht-
binären Geschlechtsidentität.

Zweitens basiert  die Zuordnung zum Femizid oft  auf  einer relativ  engen
Definition, d. h. nur ein Teil der intentionalen Morde oder Todschläge an
Frauen geht in die Statistik ein. Die Zahlen – so auch die oft genannte von
50.000 Femiziden im Jahr 2017 –  beziehen sich in  erster  Linie  auf  eine
bestimmte, in der Tat sehr bedeutende Form des Frauenmordes, den intimen
(innerhalb  einer  Partnerschaft  erfolgenden)  und  verwandtschaftlichen
Femizid (z. B. Ehrenmord). Diese beiden Kategorien machen jedoch selbst
nach  den  Erhebungen  aus  dem  Jahr  2017  nur  etwa  die  Hälfe  aller
vorsätzlichen  Frauentötungen  aus,  also  aller  Verbrechen,  wo  es  eine
bewusste, intendierte Absicht war, eine Frau, ein Mädchen, eine trans Person
wegen ihres Geschlechts oder ihrer Geschlechtsidentität umzubringen.

Intentionale  Morde  an  Frauen  oder  geschlechtlich  Unterdrückten,  die
außerhalb  dieser  Sphäre  stattfinden  und  mit  der  Durchsetzung
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privatkapitalistischer,  neokolonialer oder staatlicher Interessen verbunden
sind, gehen in die Statistiken nicht ein. Eine Reihe linker, antikolonialer und
antiimperialistischer,  feministischer  Autor:innen hat  für  solche  Morde  an
Frauen und LGBTIAQ-Menschen den Begriffe des Feminizides geprägt, um
der Verengung des Blicks auf Femizide im privaten und häuslichen Kontext
entgegenzuwirken.  Wir  verwenden daher  im folgenden Text  die  Begriffe
Femizid und Feminizid in diesem Sinne, wohl wissend, dass eine eindeutige
Zuordnung selbst problematisch ist, wie z. B. das Phänomen der Ehrenmorde
verdeutlicht.  Schließlich  kommt  hinzu,  dass  die  Begriffe  in  der
deutschsprachigen  Literatur  einfach  synonym  verwendet  werden.

Dri t tens  bi ldet  d ie  Kriminalstat ist ik  e ine  Hauptquel le  für
länderübergreifende Vergleiche. Doch diese wird von verschiedenen Staaten
sehr unterschiedlich geführt und Femizide/Feminizide werden oft erst gar
nicht als solche erfasst. Das Ausmaß dieser Form der intentionalen Tötung
von  Frauen  oder  LGBTIAQ-Personen  lässt  sich  schon  deshalb  oft  nur
schätzen. Somit gehen Verbrechen erst gar nicht ein, weil sie nicht erhoben
oder  gar  verschleiert  werden  oder  z.  B.  in  Kriegen  und  Bürgerkriegen
überhaupt keine Erhebungen mehr möglich sind.

Viertens haben nur wenige Länder formale Abkommen zur Bekämpfung von
Femiziden ratifiziert. So wurde z. B. das Übereinkommen des Europarats zur
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt
(besser  bekannt  als  Istanbuler  Konvention)  nicht  nur  von  der  Türkei
spektakulär aufgekündigt. Zahlreiche europäische Länder haben es erst nach
Jahren (z.  B.  Deutschland und die Schweiz  erst  2017)  ratifiziert.  Andere
Unterzeichnerstaaten  haben  dies  bis  heute  nicht  getan  (Großbritannien,
Lettland,  Litauen,  Tschechien,  Ungarn,  Ukraine,  Moldawien,  Armenien),
womit  das  Abkommen  keine  Rechtsverbindlichkeit  besitzt.  In  Bulgarien
wurde es vom Verfassungsgerichtshof für verfassungswidrig erklärt. Polen
hat seinen Austritt angekündigt, wenn auch noch nicht vollzogen.

Umfang und Vergleich
Trotz dieser Schwierigkeiten wollen wir im Folgenden etwas näher auf die
Zahlen  eingehen.  Dabei  gibt  es  in  Europa  noch  relativ  verlässliche



Statistiken,  was  intime  und  verwandtschaftliche  Femizide  betrifft.  Diese
zeigen ein lang anhaltend hohes Niveau und in einigen Fällen sogar einen
Zuwachs in den letzten Jahren. So stieg die Anzahl in Österreich von 18
(2014), 17 (2015) seit 2016 (28) massiv und hält sich seither über 30 pro Jahr
( 2 0 1 7 :  3 6 ,  2 0 1 8 :  4 1 ,  2 0 1 9 :  3 9 ,  2 0 2 0 :  3 1 )  ( Q u e l l e :
https://www.aoef.at/index.php/zahlen-und-daten).

Weiter unten werden wir uns mit den Ursachen für Femizide und deren
Anwachsen  beschäftigen.  In  jedem Fall  liegt  eine  enge  Verbindung zum
Rechtsruck nahe, der 2017 zur Bildung der ÖVP-FPÖ-Regierung und damit zu
Kürzungen  in  der  Sozialpolitik  führte,  aber  auch  mit  einem  staatlich
sanktionierten  politischen,  gesellschaftlichen  und  ideologischen
frauenfeindlichen  Rollback  einherging.

Für die EU insgesamt lässt sich von 2015 – 2018 ein leichtes Absinken von
Morden an Frauen von 0,75 auf 0,69 je 100.000 Einwohnerinnen feststellen,
allerdings mit bedeutenden Unterschieden zwischen verschiedenen Ländern
(https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitViewTableAction.do).  Da  es
auch  in  Europa  in  etlichen  Staaten  keine  gesonderten  Statistiken  für
Femizide gibt, muss die Entwicklung der Frauenmorde insgesamt auch als
Indikator für deren Umfang und für einen Vergleich betrachtet werden. Wo
Daten vorliegen, wird immer auch deutlich, dass, global betrachtet, Morde
durch  Partner  und  Verwandte  einen  signifikanten  Anteil  darstellen,  oft
zwischen der Hälfte und einem Drittel.

In Europa bewegen sich Länder wie Italien, Spanien, Schweden oder die
Niederlande über mehrere Jahre bei rund 0,5 Frauenmorden pro 100.000
Einwohnerinnen. Selbst dieser vergleichsweise „niedrige“ Anteil darf aber
nicht vergessen lassen, dass wir in beiden Staaten noch immer von weit mehr
als 100 Morden pro Jahr sprechen! Länder wie Deutschland, Frankreich oder
auch Österreich gehören, betrachten wir den Anteil von Frauenmorden an
der  Bevölkerung,  zum  unrühmlichen  europäischen  Durchschnitt  mit
Schwankungsbreiten um die 0,6 bis 1 Frau(en) je 100.000 Einwohnerinnen.
Besonders  hohe  Raten  weisen  über  Jahre  hinweg  Länder  wie  Russland,
Lettland, Litauen, Ukraine auf mit 1,5 bis 4 ermordeten Frauen und Mädchen
p r o  1 0 0 . 0 0 0  E i n w o h n e r i n n e n  a u f  ( s i e h e :
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https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitViewTableAction.do  und
https://dataunodc.un.org/content/homicide-country-data).

Weit weniger statistisches Material steht für Asien und Afrika zur Verfügung.
So  f inden  s ich  z .  B .  in  der  UN-Datenbank  zur  Kr iminal i tät
(https://dataunodc.un.org/content/homicide-country-data)  keine  offiziellen
statistischen Berichte aus dem Iran, Pakistan oder der Volksrepublik China,
um nur einige bevölkerungsreiche Staaten zu nennen. Außerdem fehlen auch
hier häufig Differenzierungen zwischen Morden an Frauen im Allgemeinen
und Femiziden durch Partner und Verwandte.  Grundsätzlich weisen aber
viele Länder hohe bis sehr hohe Zahlen auf.  Eine der höchsten weltweit
finden wir in Südafrika: 2018 waren es 2.771 oder 9,46 Frauen pro 100.000
Einwohnerinnen. Indien weist z. B. in den Jahren 2015 – 2020 Raten von 2,47
(2020) bis 2,81 Frauen je 100.000 auf, was rund 17.000 Morden pro Jahr
entspricht.

Vergleichsweise  umfangreiches  Datenmaterial  und  eine  reichhaltige
Literatur  existiert  in  Lateinamerika.  Dies  hat  zwei  Gründe.  Zum  einen
spiegelt es das Ausmaß des Problems wider, zum anderen aber die Existenz
großer und politisch dynamischer Frauenbewegungen auf dem Kontinent, die
seit Jahren den Kampf gegen Gewalt an Frauen ins Zentrum ihrer Tätigkeit
rücken.

Die folgende Statistik gibt die Zahl der Femizide und Feminizide (nicht aller
Frauenmorde)  in  Lateinamerika,  der  Karibik  und  Spanien  im  Jahr  2020
wieder.  Darin  zeigt  sich  ein  besonders  hoher  Anteil  pro  100.000
Einwohnerinnen  in  den  Staaten  Zentralamerikas  und  der  Karibik.  In
absoluten Zahlen springt das schiere Ausmaß der Verbrechen in Brasilien
und Mexiko in Auge.
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Lateinamerika, Karibik und Spanien (19 Länder): Feminizide oder Femizide,
letztes  verfügbares  Jahr  (in  absoluten  Zahlen  und  Werten  pro  100.000
Frauen), Quelle: CEPALSTATS, 2020 (aus: Alejandra Santillana Ortíz, Flora
Partenio und Corina Rodríguez Enríquez, Feministische Überlegungen zur
Gewalt,  Buenos  Aires  2021,  Herausgegeben  von  der  Rosa-Luxemburg-
Stiftung)

Die Broschüre „Feministische Überlegungen zur Gewalt“,  der die Tabelle
entnommen wurde, führt darüber hinaus auch an, dass die Zahl der Morde
wie generell die Gewalt gegen Frauen in der Pandemie deutlich zugenommen
haben:  „Zwischen Januar und Juli  2020 wurden in Mexiko 2.240 Frauen
ermordet, was im Vergleich zum gleichen Zeitraum im Vorjahr 2019 (laut
dem Exekutivsekretariat des Nationalen Systems zur öffentlichen Sicherheit
Mexikos) einen Anstieg von 7,7 % bedeutet; in Ecuador gab es zwischen dem
1. Januar und dem 16. November 2020 insgesamt 101 Femizide (darunter 5
Transfeminizide); in Argentinien belief sich die Zahl auf 168.“ (Feministische
Überlegungen zur Gewalt, S. 46)

Als Ursachen führen die Autorinnen die Isolation der Frauen im privaten
Haushalt während der Lockdowns, aber auch die zunehmende Gewalt gegen
obdachlose,  auf  der  Straße  lebende  Frauen,  Sexarbeiterinnen  und  trans



Menschen an.

Bemerkenswert  an  den  Zahlen  zu  Femiziden  und  Feminziden  in
Lateinamerika und der Karibik ist schließlich auch ein Vergleich zur Lage in
den USA. In den Jahren 2015 – 2020 fielen dort je 100.000 Einwohnerinnen
0,8 bis 0,84 Frauen einem häuslichen oder verwandtschaftlichen Femizid
zum Opfer, allein 2020 waren das 1.420. Pro 100.000 Einwohnerinnen lag die
Zahl der Frauenmorde in diesem Zeitraum konstant über der Zahl 2, betrug
in absoluten Zahlen nie weniger als 3.333 (2015).

Auch wenn Daten bezüglich der Zunahme von Frauenmorden und Femiziden
während  der  Pandemie  bisher  nur  lückenhaft  vorliegen,  so  dürften  die
signifikanten Zunahmen, wie sie sich in Mexiko zeigen, auch für die meisten
anderen Länder und Regionen gelten, vor allem für die halbkoloniale Welt.
Das  legen  andere  Untersuchungen  oder  Belege  für  die  Zunahme  von
häuslicher  Gewalt  nahe,  die  sich  auch  in  der  massiven  Zunahmen  von
Notrufen ausdrückt. Zweitens haben wirtschaftliche Krise und Pandemie in
den Jahren 2020 und 2021 generell die Ursachen von Gewalt gegen Frauen
und von Femiziden verschärft und erstere zugleich stärker an den Haushalt
gefesselt.

Erklärungen und Ursachen
Zu  Recht  verweisen  viele  linke  Feminist:innen  und  Aktivist:innen  der
Frauenbewegung  darauf,  dass  die  Beschränkung  auf  Femizide,
partnerschaftliche  („intime“)  und  verwandtschaftliche  Morde  zwar  eine
erschreckende  und  extreme  Form  häuslicher,  patriarchaler  Gewalt  zum
Vorschein bringt. Betrachten wir jedoch nur diese, verengt dies den Blick.
Ein  beträchtlicher  Teil  intentionaler  Morde  findet  außerhalb  dieser
familiären Sphäre statt.  Dies  betrifft  im Besonderen rassistisch,  ethnisch
oder nationale Unterdrückte und im Allgemeinen Frauen und Mädchen in
den  halbkolonialen,  vom  Imperialismus  ausgebeuteten  Ländern  sowie
Menschen,  die  aufgrund  ihrer  Geschlechtsidentität  marginalisiert  werden.



Familie, Geschlechterrollen, Akkumulation
Doch  betrachten  wir  zunächst  den  intimen,  partnerschaftlichen  oder
verwandtschaftlichen  Femizid.  Er  findet  an  einem  bestimmten
gesellschaftlichen Ort,  im Rahmen einer bestimmten Institution statt:  der
bürgerlichen Familie oder einer ihr ähnlichen Beziehung (z. B. der intimen
Partner:innenschaft). Der Femizid bildet dabei häufig den Endpunkt einer
langen Reihe von „partnerschaftlicher“ Gewalt und Missbrauch. Gewalt und
Unterdrückung  sind  grundsätzlich  der  Familie  inhärent,  sei  es  als
unmittelbares,  „privates“  Verhältnis  zwischen  männlichen  Tätern  und
weiblichen Opfern, sei es als Ort der Vermittlung und Rechtfertigung der
Normen,  Regeln,  moralischen  Werte  und  Geschlechterrollen.  Doch  das
enthebt uns nicht der Notwendigkeit, zwischen der Ausprägung, Form und
Ursache  zwischen  verschiedenen  Klassen  vor  dem  Hintergrund
verschiedener  gesellschaftlicher  und  wirtschaftlicher  Gesamtlagen  zu
unterscheiden.  Nur  so  können  wir  historisch  spezifische  Veränderungen
begreifen  und  den  Kampf  gegen  Femizide  als  extremsten  Ausdruck  von
Gewalt gegen Frauen zielgerichtet führen.

Zunächst unterscheiden sich die Familien verschiedener Klassen. Jene der
herrschenden genießen natürlich das Privileg, dass für sie kein Arbeitszwang
existiert. Alle ihre Mitglieder leben von der Aneignung der Arbeit anderer –
und können auch im privaten Haushalt andere für sich arbeiten lassen.

Für die Arbeiter:innenklasse stellt  sich das grundlegend anders dar.  Der
Mann  oder  Familienvater  fungiert,  jedenfalls  dem  Anspruch  nach,  als
Ernährer,  der den größten Teil  des Haushalts-  oder Familieneinkommens
verdient.  Die  Frau  gilt  als  Hausfrau.  Auch  wenn  diese  bürgerliche
Familienform  für  das  Proletariat  erst  im  Laufe  der  Entwicklung  des
Kapitalismus  etabliert  wurde  und  nie  „rein“  existierte,  wurde  sie  zur
prägenden  ideellen  Form  und  damit  auch  zu  einem  Kern  reaktionärer
Geschlechterrollen. Die Verallgemeinerung dieser Ideologie basiert auf einer
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung.

Um  relativ  friktionsfrei  und  dauerhaft  auch  in  der  Klasse  der
Lohnabhängigen weltweit etabliert und reproduziert werden zu können, ist



sie  aber  an  einen  bestimmten  Stand  der  Akkumulation  des  Kapitals
gebunden. Nach dem Zweiten Weltkrieg konnte diese Familienform in den
imperialistischen  Metropolen,  in  den  degenerierten  Arbeiter:innenstaaten
und selbst unter den bessergestellten Schichten der Lohnabhängigen in den
Halbkolonien etabliert  werden,  wenn auch oft  nur  ansatzweise.  Zugleich
unterhöhlte die Entwicklung der Kapitalakkumulation auch schon damals die
bürgerliche  Familie,  weil  die  wirtschaftliche  Expansion  auch
Lohnarbeiterinnen  erforderte.

Dies  unterminierte  objektiv  die  Rolle  des  Mannes  und  bildete  eine  der
Ursachen für die Entstehung der zweiten Welle der Frauenbewegung und für
den Kampf um rechtliche Gleichheit sowie für die Thematisierung häuslicher
Gewalt  gegen Frauen und Kinder  ab  Ende der  1960er  Jahre.  Allerdings
fanden  diese  Veränderungen  vor  dem  Hintergrund  einer  expansiven
kapitalistischen Akkumulation statt, die während des sog. langen Booms die
Ausdehnung  des  Konsumfonds  der  Arbeiter:innenklasse  und
Umverteilungsspielräume  ermöglicht  hatte.  Dies  betraf  sowohl
Lohneinkommen und Kaufkraft als auch die Ausdehnung des Soziallohnes
(staatliche Dienstleistungen, Sozialversicherung, sog. Sozialstaat).

Mit der Wende zum Neoliberalismus und der kapitalistischen Globalisierung
und  erst  recht  in  den  letzten  Jahrzehnten  veränderte  sich  das  Bild
grundlegend  –  und  das  noch  einmal  seit  der  globalen  Krise  2008.

Die  Arbeiter:innenklasse  wuchs  zwar  auch  unter  den  Bedingungen  der
strukturellen  Krise  und  der  Überakkumulation  des  Kapitals  weiter.  Das
Wachstum  der  Lohnabhängigen  war  und  ist  jedoch  wesentlich  eines  in
„unsicheren“,  prekären  Verhältnissen  oder  im  informellen  Sektor
beschäftigten Teils.  Das betrifft  in  besonderem Ausmaß den Zuwachs an
lohnarbeitenden weiblichen Arbeitskräften. Zugleich ist für immer größere
Teile der Klasse der Lohn so weit gesunken, dass der Mann längst nicht mehr
alleine die Familien ernähren kann. Die Lohnarbeit der Frau, oft auch der
Kinder wird zur Existenzbedingung der Reproduktion der Klasse – und selbst
dies reicht oft nicht einmal aus.

Hierbei  handelt  es  sich  um  kein  konjunkturelles  Phänomen,  das  mit



Rezessionen kommt und geht. Vielmehr führten massive Veränderungen und
Angriffe  zu  Deregulierung,  Lohnsenkungen,  Privatisierungen  und  zur
Zerstörung von sozialen Sicherungssystemen, um so dem Fall der Profitraten
entgegenzuwirken  und  die  Profite  vor  allem  des  imperialistischen
Finanzkapi ta ls  zu  s ichern .  Dass  immer  größere  Te i le  der
Arbeiter:innenklasse  gezwungen  sind,  ihre  Arbeitskraft  unter  den
Reproduktionskosten zu verkaufen, stellt ein grundlegendes Kennzeichen der
aktuellen Periode dar, vor allem für Lohnabhängige im globalen Süden und
für  rassistisch  unterdrückte  und  migrantische  Arbeitskräfte.  Diese
Entwicklung bedroht jedoch längst auch die Masse der Lohnabhängigen in
den Metropolen und selbst Teile der Arbeiter:innenaristokratie.

Vor diesem Hintergrund können wir verstehen, warum häusliche Gewalt und
Femizide in der gegenwärtigen Periode zunehmen, warum die strukturelle
Krise des Kapitalismus sowie die Ausweitung neokolonialer, imperialistischer
Ausbeutung und rassistischer Unterdrückung diese extremen Ausprägungen
der Unterdrückung verstärken.

Die Krise unterminiert die Rolle des Familienoberhauptes, des männlichen
Ernährers.  Sein  Rollenversprechen,  die  Familie  zu  versorgen,  kann  er,
unabhängig  von  seinem Willen,  nicht  länger  erfüllen.  Anders  als  in  der
Periode realer ökonomischer Expansion, in der die Einkommen der Familie
über das bisherige Niveau und damit die ökonomische Unabhängigkeit der
Frau stiegen, ist mehr und mehr Frauen aus der Arbeiter:innenklasse dieser
Weg unter den Bedingungen einer strukturellen Krise verwehrt.  Sie sind
wirtschaftlich enger an die familiäre Hölle gekettet.

Diese Krise der Familie, aus der es aufgrund sinkender Einkommen und der
Zerstörung  öffentlicher  und  sozialer  Versorgungseinrichtungen  kein
Entkommen gibt, bildet die strukturelle Basis für die Zunahme häuslicher
Gewalt  bis  hin  zum  Femizid  in  der  proletarischen  Familie  oder
Partner:innenschaft.  Während  der  Kapitalismus  die  ökonomischen
Grundlagen der Arbeiter:innenfamilien (und auch jener der armen Bauern
und  Bäuerinnen  und  unteren  Schichten  des  Kleinbürger:innentums)  und
damit  auch  die  damit  einhergehenden  Geschlechterrollen,  die
Charaktermasken  der  Familienmitglieder  unterminiert,  in  die  sie



hineingeboren  und  hinein  sozialisiert  werden,  verunmöglicht  er  eine
Auflösung dieses Widerspruchs. Die bürgerliche Gesellschaft selbst erweist
er sich als größtes Hindernis, diese unhaltbare Form zu überwinden. Einen
fortschrittlichen Ausweg bietet hier nur der Kampf der Lohnabhängigen und
vor allem der proletarischen Frauen. Wo diese Perspektive fehlt, dringt der
Widerspruch, in dem die Familie gefangen ist, in Form „privater“ Gewalt an
die Oberfläche. Der Mord bildet die ultimative, extremste Form, worin der
demoralisierte, in seiner eigenen Rolle versagende Ernährer sich selbst und
seiner Frau noch einmal seine „Überlegenheit“ beweist.

Hier wird deutlich, wie eng der Kampf gegen Femizide und häusliche Gewalt
mit der kapitalistischen Krise zusammenhängt – und warum dies besonders
die  ärmsten,  am stärksten  unterdrückten  und  ausgebeutetsten  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  betrifft.  Die  barbarisierenden  Tendenzen  der
gegenwärtigen strukturellen Krise manifestieren sich auch in der Zunahme
von  Femiziden.  Die  Krise,  die  wesentlich  auch  eine  Krise  der
Reproduktionsbedingungen der Klasse ist, befördert natürlich die Zunahme
von Gewalt und ihrer Extremform, von Chauvinismus und Sexismus. Dies
stellt  jedoch keinen Automatismus dar,  der unabhängig von Bewusstsein,
vom Organisationsgrad und der Mobilisierung der Arbeiter:innenklasse vor
sich  geht.  Ob  sich  die  reaktionären  Tendenzen  durchsetzen,  ob  sie  zur
Vertiefung  der  Spaltung  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse  und  der
Unterdrückten führen, hängt wesentlich davon ab, ob es gelingt, die Klasse
im Kampf gegen Femizide und ihre tieferen gesellschaftlichen Ursachen zu
vereinen.

Liberalismus und Rechtsruck
Der  Kapitalismus  erzeugt  nicht  nur  die  prekären  Verhältnisse,  er  wirkt
zugleich als Brandbeschleuniger – und zwar nicht nur beim Abbau sozialer
Leistungen und bei der immer weiteren Durchsetzung neoliberaler Angriffe.

Für den „demokratischen“, liberalen Flügel der Bourgeoisie und große Teile
des  bürgerlichen,  westlichen  Feminismus’  erscheint  die  Zunahme  von
Femiziden  und  häuslicher  Gewalt  vor  allem  als  ein  Phänomen  der
Rückständigkeit der Männer. Unbestreitbar lässt sich dies bei den Motiven



der einzelnen Täter erkennen. Das Problem des bürgerlichen Feminismus
besteht jedoch darin, diese Rückständigkeit bis hin zum offenen Frauenhass
nicht als Resultat gesellschaftlicher Verhältnisse zu begreifen, sondern als
individuelle Eigenschaft  und persönlichen Mangel an Bildung, Aufklärung
und  „Kultur“.  Als  Täter  und  Tatorte  erscheinen  daher  vorzugsweise
„verrohte“,  proletarische  oder  subproletarische  Männer  und  angeblich
„rückständige“  Länder  und  Glaubensgemeinschaften.

Daher präsentieret liberaler, bürgerlicher Feminismus westliche Demokratie
und  Marktwirtschaft  als  Lösung  zur  Bekämpfung  von  Femiziden.  Er
individualisiert  dabei  im Grunde das  Problem.  Der  Femizid  erscheint  als
individuelle Gewalttat. Natürlich ist er auch immer eine solche. Dies leugnen
weder  Marxist:innen  noch  linke  Feminist:innen.  Aber  der  wesentliche
Unterschied besteht darin, dass es diesen darum geht, nicht nur den Blick
auf  die  einzelne  Tat  zu  richten,  sondern  auf  den  gesellschaftlichen
Gesamtzusammenhang.

Dieser  wird  von  bürgerlich-liberalen  oder  selbst  von  bürgerlich-
reformistischen Kräften allenfalls als zusätzlicher Nebenfaktor in Betracht
gezogen, in der Regel ausgeblendet. Und das aus gutem Grund. Würden die
gesellschaftlichen Ursachen betrachtet, so müssten auch die Profiteur:innen
dieser Verhältnisse, die großen (und auch kleineren) Ausbeuter:innen, vor
allem  aber  die  großen  kapitalistischen  Konzerne,  ihre  Regierungen  und
Institutionen, die für die Verelendung der proletarischen Männer und Frauen
verantwortlich  sind,  ins  Visier  genommen  werden.  Da  der  bürgerliche,
l ibera le  Femin ismus  jedoch  se lbs t  au f  dem  Boden  d ieser
Ausbeutungsverhältnisse  und  imperialistischen  Ordnung  steht,  also  den
Klassenstandpunkt  des  Kapitals  einnimmt,  muss  er  sich  notwendig  als
unfähig erweisen,  die  tieferen Ursachen von Femiziden zu begreifen.  Im
Gegenteil: Er muss letztlich jene gesellschaftlichen Verhältnisse beschönigen
und verteidigen, die immer wieder erst systematische Gewalt gegen Frauen
und Femizide hervorbringen.

Doch damit nicht genug. Im Zuge der Krise und Unterminierung der Familien
und  ihrer  Rollenbilder  tritt  auch  eine  reaktionäre,  bürgerliche  und
kleinbürgerliche Gegenoffensive als Teil  eines generellen Rechtsrucks auf



den Plan.

Von dieser geht zwar in der Regel niemand so weit, individuelle Femizide
offen  zu  rechtfertigen.  Wohl  aber  verklären  Rechte  und  reaktionäre,
antifeministische Kräfte sie zur Reaktion auf die Zerstörung der angeblich
natürlichen Rolle des Mannes (und der Frau). „Feminismus“, „Genderwahn“,
feministische  und Frauenbewegungen sowie  der  Queer-Aktivismus  hätten
gewissermaßen  die  natürliche  Ordnung  der  Dinge  zerstört,  würden  die
„normalen“ Männer (und Frauen) unterdrücken und an den Rand drängen,
die an ihren tradierten Normen, ihrer Arbeitsteilung, Lebensweise samt einer
gewissen Dosis Machismus und Sexismus festhalten wollten.

Diese Ideologie, dieses „Narrativ“ stellt die Realität nicht nur auf den Kopf.
Sie blendet zugleich auch die wirklichen Ursachen für die Unterminierung
der bürgerlichen Familien durch Kapital, Markt und Konkurrenz aus. Auch
das ist  kein Zufall.  Verschiedenste rechtspopulistische, rechtskonservative
und  rechtsextreme  Kräfte,  ob  nun  Trump  oder  Bolsonaro,  AfD,  FPÖ,
Identitäre  oder  reaktionäre  Islamisten,  vertreten  einen  aggressiven
Antifeminismus. Zugleich verteidigen sie die Marktwirtschaft – und sei es in
einer  idealisierten,  kleinbürgerlichen,  nationalistischen  oder  völkischen
Version.

Die durchaus reale Krise der Familie und damit verbundene Unterhöhlung
der  tradierten  Geschlechterrollen  werden  nicht  als  Resultat  der
Entwicklungslogik des Kapitalismus begriffen. Sie erscheinen vielmehr als
Ausdruck des Angriffs auf das natürliche, vorgeblich harmonische Verhältnis
zwischen Mann und Frau. Der Femizid wird folglich als allenfalls tragisches
Resultat  des  „widernatürlichen“  Angriffs  auf  eine  angeblich  natürliche
Ordnung  verstanden,  ja  letztlich  entschuldigt.

Die  reaktionäre  Kur  ist  auch einfach:  Rückkehr  zur  tradierten Ordnung!
Würden sich Frauen gemäß ihrer natürlichen Rolle verhalten, gebe es, dieser
Sicht zufolge, auch keinen Grund mehr für Männer, auszurasten oder ihre
Liebste in Rage zu bringen.

Ergänzt wird dieses Narrativ  v.  a.  im Westen durch einen guten Schuss



Rassismus,  indem  zwischen  Femiziden  von  Männern  der  eigenen
imperialistischen  Nation  und  jenen  der  „rückständigeren“  Völker
unterschieden  wird.  Unter  weißen  deutschen  oder  US-Amerikaner:innen
stellt  demzufolge  der  Femizid  letztlich  die  Tat  eines  Einzeltäters,
vorzugsweise  aus  „zerrütteten“,  asozialen  Verhältnissen  dar.  Der  gute
Deutsche behandelt seine Frau trotz ständigen feministischen Kulturkrieges
und  Genderwahns  gut.  Solche  moralische  Höhe  attestiert  die  politische
Rechte freilich nur der herrschenden Nation. Bei migrantischen Männern,
Schwarzen oder Muslimen liegt die Sache anders. Sie mordeten, weil sie
rückständig  und  letztlich  Menschen  2.  Klasse  seien.  Dieser  Rassismus
verträgt sich nicht nur gut mit Imperialismus und Sozialchauvinismus. Er
bildet  zugleich  eine  ideologische  Brücke  zu  bürgerlich-feministischen
Kräften.

Die  rechten  Strömungen  begnügen  sich  freilich  längst  nicht  damit,
reaktionäres  Gedankengut  zu  verbreiten und ebensolche Forderungen zu
stellen.  Sie  verklären  und  verharmlosen  nicht  nur  die  Ursachen  von
Femiziden.  Sie  begünstigen  diese  aktiv,  indem  sie  ein  entsprechendes
politisch-ideologisches  Klima  schaffen.  Indem  sie  das  patriarchale
Familienoberhaupt, dessen reaktionäre, unterdrückerische Rolle durch den
Kapitalismus  selbst  unterminiert  wird,  zu  einem  „Opfer“  stilisieren,
proklamieren sie zugleich deren Wiederherstellung als zentrales Ziel. Damit
nehmen sie nicht  nur in Kauf,  dass manche Männer dies als  zusätzliche
Rechtfertigung ansehen, die Wiederherstellung der „Ordnung“ in die eigene
Hand zu nehmen. Sie agieren auch als Bewegung, die sich den Rollback von
Frauenrechten  auf  ihre  Fahnen  schreibt  und  aggressiv  durchzusetzen
versucht.  Darüber  hinaus  begünstigen  etliche  dieser  Bewegungen  direkt
bestimmte  Formen  von  Femiziden,  die  außerhalb  der  Sphäre  von
Partnerschaft,  Familie  und  Verwandtschaftsbeziehungen  stattfinden.

Feminizide  im  Herrschafts-  und
Kapitalinteresse
Bisher  haben  wir  uns  mit  partnerschaft l ichen,  int imen  und
verwandtschaftlichen Femiziden beschäftigt. Dabei ist der Täter in der Regel



männlich, steht zum Opfer in einer persönlichen Beziehung. Der Täter will
seine  Tat  nicht  öffentlich  zur  Schau stellen,  sondern hofft  vielmehr,  der
Strafverfolgung  zu  entkommen.  Phänomene  wie  Ehrenmorde,  die  in  der
Regel dieser Form von Femiziden zugerechnet werden, stellen in gewisser
Hinsicht ein Übergangsphänomen dar, als die Täter keineswegs Partner des
Opfers  sein  müssen und ein,  wenn auch tradierter  Zweck verfolgt  wird,
nämlich die „Ehre“ der Familie auch öffentlich wiederherzustellen. Darüber
hinaus  verfolgt  das  aber  keinen  ökonomischen  oder  herrschaftlichen
Anspruch.

Diese  Form  der  Frauenmorde  bildet  aber  nur  einen  großen  Teil  aller
Femizide/Feminizide. Einen zweiten, großen Bereich stellen solche dar, die
zur  Durchsetzung  eines  Ausbeutungs-  und/oder  Herrschaftsinteresses
außerhalb der Familie,  Parter:innenschaft  oder Verwandtschaftsbeziehung
begangen werden.

Zu Feminiziden,  die mit  direkt  ökonomischen Interessen verbunden sind,
gehören beispielsweise Gewalt  und Ermordung von Frauen im Zuge von
Frauenhandel  und  Zwangsprostitution.  Frauen  oder  trans  Personen  wird
Gewalt bis zum Feminizid angetan, um ein Zeichen an andere zu senden. Wer
sich  gegen Verschleppung und Versklavung wehrt,  muss  damit  rechnen,
getötet zu werden. Der Mord ist also eine Botschaft an weitere potentielle
Opfer, die für einen ökonomischen Zweck gefügig gemacht werden sollen –
die  Bereicherung  des  Zuhälters,  anderer  Krimineller  und  illegaler
Geschäftemacher:innen, die daraus Profit schlagen und die Prostitution und
den  Frauenhandel  kontrollieren.  Es  gehört  damit  zum  Zweck  dieser
Feminizide,  dass  die  Täter,  wenn  schon  nicht  persönlich,  so  doch  als
zuordenbare Gruppe anderen bekannt sind.  Die Einschüchterung anderer
funktioniert  schließlich nur,  wenn potentielle  Opfer wissen,  wer über sie
Macht ausübt und durchsetzen kann.

Diese  betrifft  auch  weitere  Kapitaloperationen.  So  dienen  Feminizide
beispielsweise  auch  als  Mittel  zur  Aneignung  von  Land  indigener  oder
agrarischer  Gemeinden  durch  das  Agrobusiness  oder  extraktive
Unternehmen  in  Lateinamerika  oder  Afrika.  Vergewaltigungen  oder  der
Mord an Frauen soll in diesen Fällen der Gemeinde, den zu Vertreibenden



vor  Augen  führen,  dass  jeder  Widerstand  mit  äußerst  brutaler  Gewalt
niedergeschlagen wird, dies auch allen anderen droht. Die Täter führen so
den  Unterdrücken  ihre  Ohnmacht  vor,  knüpfen  an  einer  patriarchalen
Rollenverteilung an, indem sie auch den männlichen Mitgliedern des Dorfes
oder der indigenen Gemeinde deutlich machen, dass sie nicht einmal in der
Lage sind, „ihre“ Frauen zu schützen. Diese Form des Feminizids weist eine
lange, koloniale Geschichte auf, die sich heute immer wieder in neokolonialer
und imperialistischer Ausbeutung fortsetzt. Mögen die Täter auch gedungene
Mörder sein, so agieren sie nicht auf eigene Rechnung, sondern im Auftrag
einer bestimmten Kapital- und Unternehmensgruppe, eines Grundbesitzers,
eines multinationalen Konzerns oder von deren Mittelsmännern.

Weniger direkt, aber nichtsdestotrotz auf die Durchsetzung einer sozialen
und ökonomischen Stellung bezogen sind Feminizide durch kriminelle Gangs,
beispielsweise  wenn es  um die  Kontrolle  eines  Stadtviertels  geht.  Diese
verfolgen damit einen wirtschaftlichen Zweck. Der öffentliche Mord dient der
Abschreckung.

Eine  weitere  Form  des  öffentlichen  Feminizids  stellt  die  Zunahme  von
Hexenmorden  in  einigen  Ländern  Afrikas  und  Indien  dar.  Um  sich  das
Eigentum einer zumeist älteren, verwitweten Frau anzueignen, wird diese –
in einigen Ländern Afrikas mit Zutun von evangelikalen Sektenführern – der
Hexerei beschuldigt und mit dem Tod bestraft. Das Eigentum der Frau (z. B.
Grund und Boden) geht nach der Tat an jüngere Angehörige oder an lokale
Unternehmer  über,  die  dieses  anderweitig  nutzen  wollen,  für  eine
Produktion,  die  weniger  auf  Selbstversorgung,  sondern einen städtischen
oder  globalen  Markt  ausgerichtet  ist.  Auch  in  diesem  Fall  erfolgt  der
Feminizid öffentlich, als Resultat einer (illegalen) Anklage, die von einem
reaktionären Mob getragen wird. Er wird in der Regel öffentlich vollzogen.

Bei all diesen Formen ist nicht nur eine enge Verbindung zu Geschäfts- und
Kapitalinteressen feststellbar, sondern oft auch zu staatlichen Institutionen
wie der Polizei – sei es, indem diese selbst in unterdrückten Gemeinden ihre
Stellung  durch  Mord  zu  unterstreichen  sucht  oder  Feminizide  an
Marginalisierten,  Sexarbeiter:innen,  trans  Personen  oder  schwarzen  und
migrantischen Menschen nicht oder nur am Rande verfolgt.



Wie  beim  Mord  durch  die  Bande  ist  der  Feminizid  hier  eng  mit  der
Etablierung  der  gewalttätig  oder  auch  ideologisch  abgesicherten
Vorherrschaft  der  Täter  über  eine  bestimmte  Gemeinschaft  verbunden.

Darüber  hinaus  finden  wir  indirekte  oder  direkte  Formen  staatlich
sanktionierter  Feminizide.  Dazu gehören entweder durch reaktionäre,  oft
religiöse Institutionen und Kräfte forcierte öffentliche Tötungen von Frauen –
z. B. Steinigung durch islamistische Mobs, aber auch Hexenverbrennungen,
die von evangelikalen Fundamentalisten oder Hinduchauvinisten ermutigt
werden.  Anderer  Formen  bilden  Vergewaltigungen  und  Feminizide  an
national  oder  religiös  unterdrückten Frauen,  z.  B.  an Muslima in  Indien
durch rechte und protofaschistische Hindufundamentalisten. In bestimmten
Fällen  kann  die  Todesstrafe  ein  Feminizid  sein,  z.  B.  eine  öffentliche
Steinigung. In all diesen Fällen findet die Tat offen und öffentlich statt. Die
Täter bilden eine reaktionäre, aggressive und mörderische Masse oder eine
jubelnde Menge bei einer staatlich inszenierten Hinrichtung.

In  diesen  Fällen  bildet  der  Feminizid  ein  Element  zur  Sicherung  von
Herrschaft, sei es, um durch die Mobilisierung einer kleinbürgerlichen Masse
die  politischen  und  gesellschaftlichen  Gegner:innen  einzuschüchtern  und
eine  erzreaktionäre  politisches  Kraft  an  die  Macht  zu  bringen  oder  ein
bestehendes Regime durch ritualisierten Mord zu festigen.  Die sicherlich
brutalste  und  extremste  Form  stellen  dabei  Vergewaltigung,  Folter  und
Frauenmord als gezielt eingesetztes Mittel im Krieg und Bürger:innenkrieg
dar.

Die  Verknüpfung  von  Feminiziden  mit  Kapitalinteressen  und  staatlichen
Institutionen erklärt auch, warum zu diesen viel weniger verlässliche Zahlen
vorliegen. Die Veröffentlichung von Berichten und Zahlen ist selbst oft erst
das  Resultat  von  Kämpfen  und  durch  Bewegungen  erzwungene/n
öffentliche/n Untersuchungen. Das 2021 erschienene Buch „Feminizide and
global  accumulation“  dokumentiert  exemplarisch  wichtige  Beispiele  und
Kämpfe, die auf einer internationalen feministischen Konferenz dargestellt
und  diskutiert  wurden.  Dass  diese  Frauenmorde  überhaupt  erst  ins
öffentliche Bewusstsein gelangen, als solche „anerkannt“ werden müssen,
verdeutlicht, wie hartnäckig gerade der Feminizid im Interesse von Kapital



und reaktionären Kräften politisch tabuisiert wird.

Folgerungen und Programm
Der Kampf gegen Femizide, Feminizide und deren Ursachen stellt eindeutig
eine zentrale Aufgabe im Kampf gegen Frauenunterdrückung weltweit dar.
Zweifellos bildet dabei der Kampf um die Ächtung dieser Morde, was in
vielen Ländern schon mit dem um die öffentliche Anerkennung ihrer Existenz
beginnt, einen unerlässlichen Ausgangspunkt. Femizide, ihr Ausmaß und ihre
Ursachen dürfen nicht nur nicht relativiert  oder weggeredet werden,  sie
müssen  vielmehr  in  ihrer  gesamten  Dimension  oft  überhaupt  erst  ins
Bewusstsein  der  Öffentlichkeit  und  das  heißt  vor  allem  auch  der
Arbeiter:innenklasse gerückt werden. Damit verbunden stellt auch der Kampf
um die effektive Verfolgung dieser Straftaten einen wichtigen Bezugspunkt
dar.

Vom Standpunkt der Arbeiter:innenklasse geht es dabei  jedoch nicht um
möglichst  drakonische  Strafsysteme,  wohl  aber  darum,  dass  Täter  nicht
straflos davonkommen dürfen oder bei sexistischer und rassistischer Polizei
und Gerichten recht milde Behandlung finden. Daher treten wir dafür ein,
dass Untersuchungen von Femiziden unter Kontrolle von Frauenorganisation
durchgeführt, Richter:innen von Frauen, also potentiellen Opfern, gewählt
werden  und  mindestens  die  Hälfte  aus  Frauen  besteht.  Zugleich  muss
sichergestellt werden, dass vor allem Frauen aus der Arbeiter:innenklasse,
der Bauern-/Bäuerinnenschaft,  von rassistisch und national Unterdrückten
voll repräsentiert sind.

Nicht weniger wichtig ist der Schutz möglicher Opfer und die Prävention.
Dazu gehören dringende Sofortmaßnahmen wie  der  massive  Ausbau von
möglichen Schutz- und Rückzugsräumen für Frauen, deren Kinder und für
geschlechtlich Unterdrückte, also Bau und Errichtung von Frauenhäusern,
die  vom  Staat  finanziert  und  unter  Kontrolle  von  Frauenorganisationen
selbstverwaltet betrieben werden.

Diese Forderungen dienen letztlich den Frauen aller Klassen, vor allem aber
natürlich  jenen  aus  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Bauern-



/Bäuerinnenschaft.

Der Kampf gegen Femizide muss darüber hinaus aber auch mit dem zur
Sicherung der  Reproduktion  der  Arbeiter:innenklasse  und Unterdrückter,
von  Indigenen  oder  Minderheiten  gemeinsam  mit  letzteren  verbunden
werden. Die zunehmende Verarmung und Verelendung breiter Schichten, die
Ausbreitung von Arbeitsbedingungen und Löhnen, die die Existenz immer
weniger sichern, bedeuten, dass der Kampf gegen Femizide wie überhaupt
gegen jede Form der häuslichen Gewalt eng verbunden werden muss mit
dem gegen Armutslöhne, informelle und Kontraktarbeit, Tagelöhnerei und
die  Zerschlagung  sozialer  Sicherungssysteme.  Daher  fordern  wir
Mindestlöhne,  die  die  Existenz  sichern  und  an  die  Inflation  angepasst
werden; die Abschaffung aller informellen und prekären Beschäftigung und
ihre  Umwandlung  in  tariflich  gesicherte,  von  den  Gewerkschaften  und
Arbeiter:innenkomitees kontrollierte; Arbeitslosen-, Krankengeld und Renten
in der Höhe des Mindestlohns; ein Programm öffentlicher, gesellschaftlich
nützlicher  Arbeiten,  das  den  massiven  Ausbau  von  Kitas,  Schulen,
öffentlichen Betreuungseinrichtungen, Krankenhäusern, der Altenpflege, von
Kantinen und anderen Einrichtungen zur Vergesellschaftung der Hausarbeit
inkludiert.

Diese Forderungen richten sich gegen das Kapital  als Klasse und stehen
grundsätzlich  im  Interesse  aller  Unterdrückten,  unabhängig  von  ihrem
Geschlecht. Dennoch wäre es mechanisch und naiv, dass die proletarischen
Männer in ihre Gesamtheit automatisch auf ihre Privilegien verzichten oder
sexistische Verhaltens- und Denkweisen, die eng mit ihrer Geschlechterrolle
verbunden sind, ablegen würden. Die proletarischen Frauen müssen daher
das Recht haben, innerhalb der Arbeiter:innenbewegung eigene Treffen zu
organisieren, um den Kampf voranzutreiben und männlichen Chauvinismus
zu bekämpfen.  Sie  müssen eine proletarische Frauenbewegung um diese
Kämpfe aufbauen, um so Rückständigkeit und Chauvinismus zu bekämpfen,
aber  auch  die  Führung  im  Kampf  um  die  Befreiung  der  Frauen  aller
unterdrückten Schichten einzunehmen.

Diese vier Punkte bezogen sich vor allem auf den Kampf gegen intime und
verwandtschaftliche Femizide und ihre gesellschaftlichen Ursachen. Wie wir



gerade aus den beiden letzten Kapiteln ersehen, sind sie eng mit dem Kampf
gegen  kapitalistische  Ausbeutung  verbunden.  Dies  trifft  ebenso  auf  den
Kampf gegen Feminizide im Herrschaft- und Kapitalinteresse zu.

Da  hier  die  Auftraggeber  der  Morde  oft  auch  ökonomische  Interessen
verfolgen (Ausbeutung bestimmter Arbeitskräfte, gewaltsame Aneignung von
Ressourcen wie Grund und Boden) steht  der Kampf auch hier im engen
Zusammenhang mit der Frage nach Kontrolle ökonomischer Ressourcen und
des Eigentums.

Während die Täter beim Frauenmord in familiärem oder partnerschaftlichem
Kontext einzelne Individuen oder kleine Gruppen sind, repräsentieren sie bei
der  zweiten  Form  der  Feminizide  eine  gesellschaftliche  Kraft,  in  deren
Interesse sie agieren – z. B. eine bestimmte Sorte von Unternehmen, eine
reaktionäre  Bewegung.  Um  solchen  Kräften  entgegentreten  zu  können,
bedarf  es  einer  organisierten,  von  Massen  oder  Massenorganisationen
getragenen  Selbstverteidigung,  letztlich  des  Aufbaus  von  bewaffneten
Milizen  der  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten.

Die Verhinderung des Feminizids erfordert  den Aufbau von Organen der
Gegenmacht  –  und  wirft  somit  die  Machtfrage  selbst  auf.  Dies  betrifft
letztlich auch die Frage der Sicherung der Reproduktionsbedingungen der
Gesamtklasse  wie  der  Enteignung  von  Kapital  oder  großer,  illegaler
Geschäftemacher, die systematisch in Frauenmorde verwickelt sind. Um die
Verelendung der Klasse zu verhindern, können Reformen im Interesse der
Arbeiter:innenklasse  nur  eine  vorübergehende  Besserung  schaffen.  Um
Banden der Großgrundbesitzer, rechtspopulistischer oder protofaschistischer
Kräfte  des  Handwerk  zu  legen,  müssen  wir  Mittel  des  Klassenkampfes
einsetzen,  die  notwendigerweise  die  Machtfrage aufwerfen.  Einmal  mehr
zeigt sich, dass der Kampf gegen Frauenunterdrückung in all ihren Formen
untrennbar mit dem gegen den Kapitalismus verbunden ist.



Frauen  und  Afghanistan:
Widerstand  gegen  Islamismus
und Imperialismus
Martin Suchanek (Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Die  Niederlage  und  der  schmachvolle  Abzug  der  imperialistischen
Besatzungstruppen in Afghanistan haben die Taliban wieder an die Macht
gebracht. Die Niederlage der USA, der NATO und ihrer Verbündeten wie der
Bundesrepublik  offenbarte  nicht  nur  den  reaktionären  Charakter  dieser
Herrschaft  –  sie  offenbarten  zugleich  auch,  dass  es  sich  bei  deren
angeblichen Fortschritten weitgehend um Fiktionen handelte. Das Regime
Ghani  verfügte  im  eigenen  Land  über  keine  wirkliche  Machtbasis.  Die
imperialistische Besatzung, die weitere 20 Jahre Bürger:innenkrieg brachte
und Zehntausenden Menschen durch US-  und NATO-Bombardements das
Leben kostete, stützte sich im Wesentlichen auf Besatzungstruppen, einen
korrupten  Staatsapparat  und  eine  Allianz  mit  reaktionären  Eliten  und
Warlords.

Kein  Wunder,  dass  diese  Herrschaft  von  der  Masse  der  Afghan:innen,
insbesondere der ländlichen Bevölkerung immer als das empfunden wurde,
war sie war: ein Besatzungsregime.

Seit der Machtübernahme der Taliban hat sich die Lage jedoch längst nicht
stabilisiert.  Unter  US-Herrschaft  wurde  die  Wirtschaft  des  Landes  im
Wesentlichen  von  westlichen  Geldgeber:innen  am  Leben  gehalten.  Den
einzigen profitablen  Exportsektor  des  Landes  stellte  der  formell  illegale,
faktisch jedoch immer tolerierte Drogenhandel dar. Dessen Profite eigneten
sich natürlich nicht die Bauern/Bäuerinnen und Landarbeiter:innen auf den
Mohnfeldern, sondern Mittelsmänner und Warlords an.

Nachdem  die  westlichen  Besatzer:innen  zum  Abzug  gezwungen  worden
waren, überließen sie das Land den Taliban. Die Geld- und Devisenreserven
des Landes beschlagnahmten jedoch die USA, um so ein Milliarden US-Dollar
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schweres Druckmittel gegenüber dem neuen Regime zu behalten und dieses
ökonomisch zu destabilisieren,  nachdem sie  die  Kontrolle  über das Land
verloren hatten.

Damit trägt der westliche Imperialismus selbst bis heute wesentlich zum
faktischen Zusammenbruch der afghanischen Wirtschaft bei und zu einer
humanitären Katastrophe, die für Hundertausende, ja Millionen Afghan:innen
eine tödliche Gefahr darstellt  und sie mit dem Hungertod oder Erfrieren
bedroht. Mit der Wirtschaft und der Versorgung lebensnotwendiger Güter
brach zugleich das Gesundheitssystem zusammen. Millionen sind zur Flucht
in die Nachbarländer gezwungen, vor allem nach Pakistan und in den Iran.

Dabei  könnten  die  USA  und  ihre  Verbündeten,  die  für  die  gesamte
Katastrophe  wesentlich  verantwortlich  sind,  durch  die  Freigabe  von
Milliarden US-Dollar die Hungersnot und den Mangel an lebenswichtigen
Gütern  seit  Monaten  lindern.  Für  sie  sind  Millionen  afghanische
Arbeiter:innen, Bauern/Bäuerinnen und selbst die Mittelschichten jedoch nur
Marionetten,  deren  Leben  nichts  zählt,  wenn  es  um  geostrategisches
Kleingeld geht und darum, den Taliban Zugeständnisse bei der Neuordnung
des Landes abzuringen.  Auch China und Russland halten sich,  wie nicht
anders  zu  erwarten,  mit  humanitärer  Hilfe  vornehm  zurück.  Millionen
Afghan:innen werden so in die Flucht getrieben, sei es im eigenen Land, sei
es in Nachbarländer wie Pakistan oder den Iran. Der Westen nimmt allenfalls
einige  Tausend ehemalige  Beschäftigte  der  Besatzungsarmeen auf  –  und
selbst  diese  werden  zumeist  im  Stich  gelassen.  Für  die  Masse  der
Afghan:innen gibt es keinen Weg nach Europa oder in die USA. Und wer es
dennoch schaffen sollte, dem/r droht die Abschiebung.

Die  ökonomische Krise  bedeutet  jedoch,  dass  die  Taliban bis  heute  ihre
Herrschaft im Land nicht vollständig etablieren und durchsetzen konnten. In
etlichen Regionen und Provinzen müssen sie sich auf traditionelle Eliten und
Strukturen stützen. In manchen wird ihre Macht von noch reaktionäreren
islamistischen  Kräften  herausgefordert,  die  dem  sog.  Islamischen  Staat
politisch-ideologisch nahestehen.

Frauen sind von der ökonomischen Krise besonders hart betroffen, weil sie in



der Öffentlichkeit weniger bewegen und bis auf wenige Bereiche faktisch von
der Lohnarbeit ausgeschlossen sind.

Unterdrückung und Widerstand
Doch viele Frauen sind selbst unter der Herrschaft der Taliban nicht bereit,
sich als Opfer widerstandslos zu fügen. Im Gegenteil. Sie widersetzen sich
unter diesen Bedingungen und trotz zügelloser Repression, die das eigene
Leben  kosten  kann.  Proteste  ohne  Genehmigung  der  Regierung  werden
verboten  und  Journalist:innen  festgenommen,  von  denen  viele  schwer
verprügelt wurden, sodass sie ins Krankenhaus mussten. Und dies sind nur
einige gut dokumentierte Fälle der Repression.

Die Taliban behaupten zwar, sich für die Rechte der Frauen einzusetzen,
aber  alle,  mit  Ausnahme  derjenigen  im  öffentlichen  Gesundheitswesen,
wurden  aufgefordert,  nicht  zu  arbeiten,  bis  sich  die  Sicherheitslage
verbessert habe. Die gleiche Ausrede wurde in den 1990er Jahren benutzt,
um  Frauen  von  der  Teilnahme  am  öffentlichen  Leben  fernzuhalten.
Außerdem haben die Taliban den Frauen erneut eine strenge reaktionäre
Kleiderordnung  auferlegt,  die  das  Tragen  von  Kopfbedeckungen  und
Gesichtsschleiern  wie  Hidschab  und  Niqab  vorschreibt.  Weiterführende
Schulen  für  Mädchen wurden geschlossen.  Längere  Wege dürfen  nur  in
männlicher Begleitung zurückgelegt werden.

Als  Reaktion  auf  die  zunehmende Zahl  von Protesten haben die  Taliban
erklärt,  dass  Demonstrantinnen  nicht  nur  eine  Genehmigung  des
Justizministeriums einholen,  sondern die Sicherheitsdienste auch Ort  und
Zeit des Protests und sogar die Verwendung von Transparenten und Slogans
genehmigen müssen.

Frauen, die gegen die Talibanherrschaft protestieren, wurden angehalten,
mit Peitschen geschlagen und mit Elektrostöcken geprügelt.  Mit scharfen
Salven, die angeblich über Menschenmengen in die Luft geschossen wurden,
sind bereits im September 2021 drei Menschen getötet worden. Die Frauen
wurden  nicht  nur  mit  Namen  beschimpft,  deren  Wiederholung  sie  als
beschämend empfinden, sondern es wurde ihnen auch gesagt,  sie sollten



nach Hause gehen, weil dies „ihr Platz“ sei. Dennoch protestieren die Frauen
weiter, und zwar nicht nur gegen die Taliban, sondern oft auch gegen ihre
Familien.

Bisher wurden die meisten Proteste von jungen Frauen und auch Männern
angeführt,  die  vor  allem aus  der  Mittelschicht  stammen und beschäftigt
sind/waren.  Sie  zeigen,  wie  sich  die  Urbanisierung  unter  der
imperialistischen Besatzung auf Afghanistan ausgewirkt hat. Die 20 Jahre der
Besatzung und des Krieges haben es einem Teil der jungen Afghan:innen
ermöglicht, das Leben in den Städten mit gewissen Freiheiten zu erleben.
Für  sie  würde  die  Herrschaft  der  Taliban  bedeuten,  dass  sie  in  eine
Gesellschaft gezwungen werden, die sie nie gekannt haben und in der sie die
begrenzten „Privilegien“ verlieren,  zu arbeiten und am gesellschaftlichen
Leben  teilzunehmen.  Insbesondere  junge  Frauen,  die  in  den  Städten
aufgewachsen  sind,  sind  dazu  nicht  bereit.

Dies  wurde  von  Mitgliedern  der  Revolutionären  Vereinigung  der  Frauen
Afghanistans  (RAWA)  bei  einer  Protestaktion  in  Balkh  (Balch;
Nordafghanistan)  am 6.  September  mit  Plakaten  deutlich  zum Ausdruck
gebracht:  „Wir  gehen  nicht  zurück!“  und  „Frauen  werden  nicht
zurückgehen!“

Trotz  Repression gingen die  Proteste  in  den letzten Monaten weiter.  So
organisierten  Frauen  in  mehreren  Städten  öffentliche  Proteste  am  25.
November, dem internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen, und am 10.
Dezember, dem internationalen Tag der Menschenrechte mit Losungen wie:
„Fundamentalism + Imperialism = Barbarism!“ Auch gegen die im Dezember
beschlossene Einschränkung der Bewegungsfreiheit gingen Frauen in Kabul
auf die Straße.

In der Erklärung der RAWA zur Machtübernahme durch die Taliban wurde
ihr Standpunkt klar und deutlich dargelegt: „In den letzten 20 Jahren war
eine  unserer  Forderungen  ein  Ende  der  US/NATO-Besatzung  und  noch
besser  wäre  es,  wenn  sie  ihre  islamischen  Fundamentalisten  und
Technokrat:innen  mitnehmen  und  unser  Volk  selbst  über  sein  Schicksal
entscheiden  lassen  würden.  Diese  Besatzung  hat  nur  zu  Blutvergießen,



Zerstörung und Chaos geführt. Sie haben unser Land in den korruptesten,
unsichersten,  von Drogenmafiastrukturen durchsetzten und gefährlichsten
Ort verwandelt, vor allem für Frauen.“

Dies  unterstreicht  den  progressiven  Charakter  der  Demonstrationen.  Im
Moment mag es ihnen an starker, landesweiter Unterstützung fehlen, aber
zwei Faktoren könnten das drastisch ändern. Erstens: Die Abwertung der
afghanischen Währung und die steigende Inflation führen dazu,  dass die
meisten AfghanInnen darum kämpfen, überhaupt Brot auf den Tisch bringen
können, was die Aufrechterhaltung der Ordnung von Tag zu Tag schwieriger
macht. Zweitens nehmen die Angriffe auf die demokratischen Freiheiten in
dem Maße zu, in dem die Taliban mehr Kontrolle über das Land erlangen.
Das  führt  dazu,  dass  immer  mehr  Schichten  der  Gesellschaft  in  den
Widerstand  gezogen  werden,  wodurch  Raum  für  den  Klassenkampf
geschaffen wird,  der  das  derzeitige reaktionäre Regime wirksam stürzen
kann.

Kontrolle
Da es unter der Herrschaft der Taliban zu Protesten kommen konnte, zeigt
sich auch, dass sie das Land noch nicht vollständig unter Kontrolle haben.
Ihre  Verbote  werden  trotz  strenger  Repressionen  weiterhin  missachtet.
Infolgedessen organisierten  die  Taliban eigene Gegenproteste,  bei  denen
verschleierte  Frauen  in  Universitäten  Talibanfahnen  trugen,  um  deren
Herrschaft  zu  verteidigen.  Dies  zeigt,  dass  die  neuen  Herren  zumindest
derzeit  nicht  mehr so regieren können wie in  den 1990er Jahren.  Diese
inszenierten Gegenproteste sind ein Versuch, eine soziale Rechtfertigung für
die Durchsetzung der Reaktion zu schaffen, anstatt einfach jede Opposition
mit brutaler Gewalt zu unterdrücken.

Ein weiterer wichtiger Faktor ist  die  Loyalität  der lokalen Warlords.  Sie
mögen  die  Talibanherrschaft  vorerst  akzeptiert  haben,  aber  solche
Loyalitäten werden sich in Zeiten widerstreitender Interessen ändern. Auch
die Kämpfe innerhalb der Talibanfraktionen sollten nicht außer Acht gelassen
werden. Das Ausmaß, in dem diese Faktoren ihre Herrschaft schwächen und
destabilisieren könnten,  hängt  weitgehend von der  Rolle  Chinas  ab.  Der



chinesische Imperialismus hegt mit seiner „Neuen Seidenstraße“-Initiative
ein  eigenes  Interesse  daran,  die  Beziehungen  zu  den  Taliban
aufrechtzuerhalten. Der Rückzug der USA ermöglicht es ihm, zu einem noch
mächtigeren Akteur in der Region zu geraten.

Die  Liga  für  die  Fünfte  Internationale  erklärt  sich  uneingeschränkt
solidarisch  mit  der  entstehenden  Frauenbewegung  in  Afghanistan.  Diese
aufkeimende Bewegung ist derzeit noch fragmentiert und schwach und trägt
einen  klassenübergreifenden  Charakter  mit  der  unbestreitbaren  Präsenz
einiger proimperialistischer und Mittel- und Oberschichtelemente. Dennoch
bietet sie Hoffnung für die Millionen kriegsgeschüttelter Afghan:innen, die
der  imperialen  Besatzung  überdrüssig  sind,  aber  auch  die  Politik  der
ehemaligen Ghaniregierung und die Reaktion der Taliban ablehnen. In einem
Land, in dem 80 Prozent der Bevölkerung arbeitslos oder unterbeschäftigt
sind, ist eine solche Bewegung das Gebot der Stunde.

Revolutionär:innen in Afghanistan müssen diese Bewegung aufbauen und
ihre fortgeschrittensten und bewusstesten Schichten für das Programm der
permanenten  Revolution  gewinnen.  Im  Kampf  für  demokratische
Grundfreiheiten wie das Recht auf Arbeit und Sozialleistungen für Frauen
treten  wir  für  den  Aufbau  von  Organisation  der  Arbeiter:innen  und
Bauern/Bäuerinnen ein, die nicht nur die Taliban besiegen, sondern auch
diese Rechte garantieren können und um die Macht kämpfen.

Die afghanischen Revolutionär:innen müssen sich auf der Grundlage eines
revolutionären  Programms  organisieren,  das  keine  Illusionen  in  eine
imperialistische Macht, seien es die USA, China oder Russland, schürt. Dies
wird entscheidend sein für die Intervention bei den aktuellen Protesten oder
bei künftigen Bewegungen in dem Land. Die wirklichen Verbündeten der
Arbeiter:innen,  der  armen  Bauern  und  Bäuerinnen,  der  Frauen  und  der
nationalen Minderheiten sind nicht die imperialistischen Mächte.

Es sind die Arbeiter:innen Pakistans, Irans, Turkmenistans, Tadschikistans,
Usbekistans und Chinas, die in ihren jeweiligen Ländern für die Aufnahme
afghanischer  Flüchtlinge  kämpfen  müssen.  Es  sind  die  britischen,
amerikanischen,  deutschen  und  französischen  Lohnabhängigen,  die  sich



nicht  nur  für  die  Aufnahme  afghanischer  Flüchtlinge  einsetzen  müssen,
sondern  auch  dafür,  dass  ihre  Regierungen  keine  Sanktionen  gegen
Afghanistan verhängen und Reparationen für den Wiederaufbau des Landes
zahlen.

Die Arbeiter:innen in der ganzen Welt müssen ihre Solidarität mit
unseren afghanischen Brüdern und Schwestern,  die  schon viel  zu
lange unter dem Krieg leiden, in Aktionen organisieren. Es lebe die
internationale Solidarität! Lang lebe der Kampf gegen die Taliban
und den Imperialismus in Afghanistan!

Altersarmut in Deutschland
Helga Müller (Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Der  Armutsbericht  2021  des  Paritätischen  Wohlfahrtsverbandes  macht
deutlich,  dass  die  Pandemie  die  Armutsquote  in  Deutschland  nach  oben
getrieben hat: Insgesamt 16,1 % oder 13,4 Millionen Menschen waren 2020
von Armut betroffen. Seit 2006 – mit einer Quote von 14 % – ist ein stetiger
Aufwärtstrend in Deutschland auszumachen. Und das in einer der reichsten
Industrienationen der Welt. Die soziale Ungleichheit vertieft sich auch hier:
10  %  der  Reichsten  in  Deutschland  verfügen  über  67  %  des
N e t t o g e s a m t v e r m ö g e n s .
(https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ung
erechtigkeit-waechst-100.html).  Sozialwissenschaftler:innen  sprechen  von
einer relativen Armut in Deutschland, die nach EU-Standard so definiert ist:
Als  Arm  gelten  Menschen,  die  über  weniger  als  60  %  des  mittleren
E i n k o m m e n s  v e r f ü g e n .  ( n a c h :
https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-unge
rechtigkeit-waechst-100.html)

Nach Meinung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes wäre die Armutsquote
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während der Pandemie noch schneller in die Höhe geschossen, hätte die
Große Koalition nicht Maßnahmen wie die Verlängerung und Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes oder des Arbeitslosengeldes I ergriffen.

Unter  Erwerbstätigen  –  vor  allem  bei  den  Selbstständigen  –  hat  die
Einkommensarmut auf derzeit 53 % zugenommen. Wie in den letzten Jahren
tragen auch 2021 vor allem Alleinerziehende und kinderreiche Paarhaushalte
das höchste Armutsrisiko. Unter den Armen sind besonders Rentner:innen
und Pensionär:innen mit 17,6 % überproportional betroffen. Bis zum Jahr
2013  spielte  Altersarmut  dagegen  statistisch  gesehen  nur  eine
untergeordnete  Rolle.

Wenn man Armut nach Geschlechtern auswertet, dann wird deutlich, dass
vor allem unter Frauen (16,9 %) eine höhere als unter Männern (15,3 %)
herrscht, besonders bei den Älteren ab 65 Jahren. Dies ist gegenüber 2019
nochmal  eine  Steigerung  um  1  Prozentpunkt.  Selbst  der  Armutsbericht
kommt zu dem Ergebnis „Die Altersarmut ist damit überwiegend weiblich.“
(alle Zahlen nach: Armutsbericht 2021)

Die Gründe dafür, dass vor allem Frauen von (Alters-)Armut betroffen sind,
sind vielfältig,  aber  auch Politiker:innen der  Ampelkoalition bekannt  und
haben  sich  seit  Jahrzehnten  nicht  verändert.  Die  Vorhaben  im
Koalitionspapier  werden  zur  Linderung  nicht  viel  beitragen,  sofern  sie
überhaupt  umgesetzt  werden.  Alle  sozialen  Maßnahmen  stehen  ja
bekanntlich unter dem Vorbehalt der Wiedereinführung der Schuldenbremse
und keinerlei zusätzlichem Einkommen durch Steuererhöhungen – vor allem
für die Superreichen und großen Konzerne, die auch während der Pandemie
einen  guten  Schnitt  gemacht  haben.  Hier  konnte  sich  die  FDP  voll
durchsetzen:

Alleinerziehende – dies sind nach wir vor vor allem Frauen – stehen
oft gar nicht in Lohnarbeit und sind auf Hartz IV angewiesen, dessen
Regelsatz zu einem existenzsichernden Leben nicht ausreicht. Wenn
sie  arbeiten,  müssen  sie  aufgrund  der  nicht  ausreichenden
Betreuungsmöglichkeiten oft genug auf Teilzeitjobs oder gar Mini-
oder Midijobs zurückgreifen. Mitte 2020 übten 4,1 Millionen Frauen



u n d  2 , 9  M i l l i o n e n  M ä n n e r  e i n e n  M i n i j o b  a u s .
(https://www.aerztezeitung.de/Panorama/Jede-vierte-Frau-arbeitet-im
-Niedriglohnsektor-417694.html). Die Umbenennung von Hartz IV in
Bürgergeld  im  Koalitionsvertrag,  ohne  kräftige  Erhöhung  des
Regelsatzes  und  Abschaffung  der  Sanktionen  ist  –  wie  der
Hauptgeschäftsführer  des  Paritätischen  in  seinem Statement  zum
Armutsbericht  sagt  –  nur  eine Mogelpackung.  Zu den Mini-  oder
Midijobs steht im Koalitionspapier lediglich, dass verhindert werden
soll,  dass  reguläre  Arbeitsverhältnisse  in  solche  umgewandelt
werden.  Aber  wie  das  konkret  geschehen  soll,  bleibt  unerwähnt.

Frauen verdienen nach wie vor deutlich weniger als Männer. Der
Gender Pay Gap liegt  2020 lt.  Statistischem Bundesamt noch bei
1 8  %
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-A
rbeit/Dimension-1/gender-pay-gap.html).  Auch  daran  wird  die
Ampelkoalition  nichts  ändern.  Das  Einzige,  was  dazu  im
Koalitionspapier steht, ist, dass das Entgelttransparenzgesetz – das
nur einen Auskunftsanspruch gegenüber dem/r Arbeit„geber“In zu
den  Gehaltskriterien  einer  Tätigkeit  beinhaltet  –  weiterentwickelt
und die Durchsetzung gestärkt werden soll.

Wenn Frauen auf Teilzeit angewiesen sind, ist dies oft unfreiwillig
und reicht nicht für ein selbstständiges, existenzsicherndes Leben.
Vor allem aber wirkt sich dies negativ auf die Altersrente aus. Im
Koalitionsvertrag  wird  hierzu  nur  Bezug  auf  Mini-  und  Midijobs
genommen, die nicht zur Teilzeitfalle für Frauen werden sollen. Wie,
bleibt auch hier offen.

Mehr Frauen als Männer arbeiten im Niedriglohnsektor: Ende 2019
rund 25,8 %. Bei Männern hingegen liegt der Niedriglohnanteil nur
bei 15,5 % (Zahlen nach: Bundesagentur für Arbeit, in: Ärztezeitung
vom 7.3.2021, s.o.). Viele von ihnen sind entweder auf einen Zweitjob
angewiesen oder gehören zu den sogenannten Aufstocker:innen. Die
im Koalitionspapier angekündigte Anhebung des Mindestlohns auf 12
Euro, die am 1. Oktober kommen soll, ist sicherlich ein Schritt in die



richtige Richtung. Sie wird aber nicht ausreichen, um Frauen aus
dieser Armutsfalle herauszuholen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung – vor allem Frauen arbeiten
in  sogenannten  sozialen  Berufen  wie  Pflege,  Erziehung  u.  ä.  –
spiegelt  sich  auch  in  einem  geringerem  Gehalt  wider.  Auch  die
aktuellen Tarifabschlüsse dienen nicht dazu, dort eine angemessene
Bezahlung  zu  ermöglichen.  Außer  allgemeinen  Floskeln,  dass  die
Löhne für Pflegekräfte verbessert werden sowie die Zuschläge und
Prämien (bis 3.000 Euro) steuerfrei sein sollen, steht dazu nichts im
Koalitionsvertrag.

Unterbrechung  der  Arbeit  aufgrund  der  Versorgung  von  Kindern
oder  zu  pflegenden Angehörigen,  was  in  den meisten Fällen  von
Frauen geleistet wird – oft schon allein deswegen, weil sie in der
Regel  weniger  verdienen  als  ihre  Männer  –,  bedeutet  weniger
Rentenanspruch. Im Koalitionsvertrag steht dazu, dass haushaltsnahe
Dienstleistungen  gefördert  werden  sollen  und  Brückenteilzeit  in
Zukunft mehr in Anspruch genommen werden kann. Das ist sicherlich
etwas,  dass  dazu  beitragen  kann,  Familie  und  Beruf  besser  zu
vereinbaren, wird aber nichts Grundlegendes verändern.

Hinzugekommen ist eine gestiegene Arbeitslosenquote während der
Pandemie,  welche das Altersarmutsrisiko von Frauen noch weiter
erhöhen wird.  Dabei stieg sie im Zeitraum von Februar 2020 bis
Januar 2021 bei Frauen mit 5,7 % stärker als bei Männern (1,8 %).
(s.: Ärztezeitung vom 7.3.2021).

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als zynisch, was die Ampelkoalition zur
„Sicherung“  der  Renten  in  Zukunft  vorhat.  Dazu  „werden  wir  zur
langfristigen Stabilisierung von Rentenniveau und Rentenbeitragssatz in eine
teilweise  Kapitaldeckung der  gesetzlichen Rentenversicherung einsteigen.
Diese  teilweise  Kapitaldeckung  soll  als  dauerhafter  Fonds  von  einer
unabhängigen  öffentlich-rechtlichen  Stelle  professionell  verwaltet  werden
und global anlegen. Dazu werden wir in einem ersten Schritt der Deutschen
Rentenversicherung im Jahr 2022 aus Haushaltsmitteln einen Kapitalstock
von 10 Milliarden Euro zuführen.“



D.  h.  nichts  anderes,  als  dass  ein  Teil  der  Rente  in  Zukunft  von  den
Finanzmärkten abhängig gemacht werden soll. Das ist ein weiterer Schritt
zur Privatisierung der gesetzlichen Rentenversicherung nach Einführung der
Riesterrente durch die rot-grüne Koalition 2001. Diese zusätzliche „Säule“ ist
alles andere als sicher und stabil. Zudem weiß niemand, wann angesichts der
zunehmend  instabilen  internationalen  Situation  es  zu  einem  neuen
Börsencrash kommen wird. Darüber hinaus werden 10 Milliarden aus dem
laufenden Haushalt dafür zur Verfügung gestellt, die dann anderswo fehlen.
Diese „Anschubfinanzierung“ wird nach Aussagen des Rentenexperten des
DIW,  Johannes  Geyer,  nicht  ausreichen:  „Man  bräuchte  mindestens  300
Milliarden  Euro.  Dann  könnte  man  hoffen,  jährlich  15  Milliarden
Kapitalerträge zu erzielen, die dann an Rentner ausgeschüttet werden.“ (zit.
nach: Das Renten-Versprechen und der Bluff, NEUES DEUTSCHLAND vom
21.02.22).

Es gibt keinen Grund, die Rente immer mehr vom Kapitalmarkt abhängig zu
machen. Sie müsste stattdessen mit einer besseren Einzahlungsstruktur und
mehr  Mitteln  aus  dem  Haushalt  finanziert  werden:  Das  Pro-Kopf-
Volkseinkommen ist trotz beginnender Krise im Jahr 2019 um das Doppelte
gestiegen (Die Rente könnte sicher sein, NEUES DEUTSCHLAND 25.7.2020).
Auch  das  Steuereinkommen  könnte  ohne  weiteres  erhöht  werden:  Eine
einmalige Vermögensabgabe mit einer Laufzeit von 10 Jahren würde 300
Mill iarden  Euro  einbringen.  Auch  die  Wiedereinführung  der
Vermögenssteuer bei einem Steuersatz von 1 % könnte 20 Milliarden Euro
auftun (a. a. O.).

Ganz klar zeigt sich hier, dass es nicht um eine Stabilisierung der Renten
geht, sondern die Unternehmer:innen weiter von solch lästigen Dingen wie
Lohnnebenkosten  oder  höheren  Kapitalsteuern  zu  entlasten,  um  deren
Wettbewerbsfähigkeit in der zukünftigen, krisenhaften Entwicklung nicht zu
beeinträchtigen.

Es gibt jedoch Systeme, in denen Rentner:innen mehr erhalten und besser
vor Altersarmut geschützt sind. Das bekannteste ist wohl Österreich: Die im
Jahr 2018 in Ruhestand gegangenen Menschen erhielten hier ca. 1.700 Euro
im  Monat  –  in  Deutschland  waren  das  nur  1.000  (Zahlen  nach



Sozialwissenschaftler  Florian  Blank;  in:  Geteilter  Genuss,  NEUES
DEUTSCHLAND vom 25.07.20). Das ist ein Unterschied von 70 %. Gemessen
am  Bruttoinlandsprodukt  fließt  in  Österreich  mehr  öffentliches  Geld  in
Renten und Pensionen. Die Rentenbeiträge liegen seit Jahrzehnten stabil bei
22,5  %,  12,5  %  davon  zahlen  die  Arbeit„geber“:innen.  Ein  anderer
entscheidender Grund ist, dass fast alle Erwerbstätigen einschließlich der
Selbstständigen (außer den Beamt:innen) verpflichtend in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert sind. (a. a. O.) Aber auch in Österreich gibt es
einen  großen  geschlechtsspezifischen  Unterschied.  Zudem  ist  auch  hier
damit zu rechnen, dass eine neoliberale Politik versuchen wird, diese Kosten
zugunsten der Kapitalist:innen zu reduzieren.

Was wir brauchen, um Altersarmut zu verhindern:

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Mindestlohn für alle Frauen, um ein
Mindesteinkommen zu sichern, das die Reproduktionskosten deckt
und ein Leben ohne Abhängigkeit vom (männlichen) Partner erlaubt!
Mindesteinkommen von 1.600 Euro/Monat für alle Arbeitslosen und
Rentner:innen.  Diese  Regelung  soll  auf  alle  Freiberufler:innen,
(Schein-)Selbstständigen, Studierende, Sexarbeiter:innen und andere
ausgedehnt  werden,  die  wegen  der  Pandemie  ihre  Dienste  nicht
verkaufen können!
Kostenloser  Zugang  zu  Gesundheits-,  Krankenversorgung,
Pflegeeinrichtungen und gesicherte Renten für alle Frauen!
Kostenlose  und  bedarfsorientierte  Kinderbetreuung,  öffentliche
Kantinen  und  Wäschereien  –  um  eine  gesellschaftl iche
Gleichverteilung  der  Reproduktionsarbeiten  auf  alle  Geschlechter
sicherzustellen!
Alle  müssen  in  die  gesetzliche  Rentenkasse  einzahlen  –  auch
Selbstständige, Beamt:innen und Parlamentarier:innen!
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden/Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich!
Umwandlung  prekärer  Beschäftigungsverhältnisse  in  tariflich
gesicherte;  Abschaffung  der  Leiharbeit  und  Übernahme  der
Leiharbeiter:innen!



Für  ein  Programm  gemeinnütziger  öffentlicher  Arbeiten  mit
Vollzeitstellen und auskömmlichen Tariflöhnen für Frauen, bezahlt
aus Unternehmerprofiten und Vermögensbesitz!
Keine  Rettungspakete  und  keine  Milliardengeschenke  für  die
Konzerne! Die Reichen müssen zahlen! Progressive Besteuerung von
privaten  Vermögen  und  Unternehmensgewinnen  zur  Finanzierung
der Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie und der Sicherung
der  Einkommen  und  Renten  der  arbeitenden  Bevölkerung!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Unternehmen  unter
Arbeiter:innenkontrolle, welche Löhne kürzen, Arbeitszeit verlängern
oder Standorte schließen wollen!
Für  eine  verstaatlichte,  einheitliche  Sozialversicherung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  (Gesetzliche  Krankenversicherung,
Bundesanstalt  für  Arbeit,  Rentenversicherung,  Unfallversicherung,
Arbeitslosen-  und  Sozialhilfe),  finanziert  durch  eine  progressive
Besteuerung!
Für  kommunale,  regionale,  bundesweite  und  internationale
Selbstverwaltung der Einheitsversicherung durch die Versicherten!
Unternehmer: innen  raus  aus  den  Aufs ichtsräten  der
Sozialversicherungen! Weg mit jeder Einmischung des bürgerlichen
Staats!

Um dies zu erreichen, ist der Aufbau einer Einheitsfront der gesamten
Arbeiter:innenklasse,  einschließlich  aller  Arbeitslosen  und
Rentner:innen, notwendig. Der Kampf gegen Altersarmut muss mit
dem gegen den Kapitalismus verknüpft werden.

Der  Kampf  für  eine
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Fraueninternationale  –  Lehren
aus  der  sozialistischen
Frauenbewegung
A v e n t i n a  H o l z e r  ( R E V O L U T I O N ,  G r u p p e
Arbeiter*innenstandpunkt/Österreich)

Internationale  Vernetzung  stellt  für  jeden  politischen  Kampf  eine
Bereicherung,  wenn nicht  eine  Voraussetzung dar.  In  der  feministischen
Bewegung, die aufgrund des zunehmenden Widerspruchs von Kapitalismus
und  Gleichberechtigung  wieder  Fahrt  aufnimmt,  gibt  es  momentan  aber
wenig  erfolgreiche  Bestrebungen,  eine  solche  Verbindung  nachhaltig
aufzubauen.  Dabei  haben  die  Frauen*streiks  der  letzten  Jahre  die
Notwendigkeit  einer  international  koordinierten,  verbindlichen Aktion um
gemeinsame Forderungen eigentlich auf die Tagesordnung gesetzt.

Die führenden Feminist:innen der Bewegung schlagen jedoch stattdessen
eher lose Vernetzungen der nationalen Kämpfe vor oder behaupten, dass die
Art,  wie  man  sich  aufeinander  bezieht,  schon  internationalen  Charakter
hätte.  Auch  fehlt  bei  diesen  Vorschlägen  nur  allzu  oft  ein  klarer
Klassenstandpunkt. Statt einer gemeinsamen Koordinierung, die auf einem
Aktionsprogramm  fußt  und  dadurch  handlungsfähig  wird,  wird  also  auf
abstrakte Appelle und liberale Politik gesetzt.  Wenn wir wollen, dass die
momentanen  Kämpfe  erfolgreich  sind,  dann  brauchen  wir  auch  eine
Vorstellung, welche gemeinsame, internationale Organisationsform, aber vor
allem auch welche Politik und welcher Klassenstandpunkt notwendig sind.
Wir  wollen  daher  die  Sozialistische  Fraueninternationale  (heute:
Sozialistische Frauen-Internationale; SIW) und ihre Entwicklung beleuchten
und für die Gegenwart fruchtbar machen. Denn wir brauchen nicht nur eine
linke  Frauenpolitik,  wir  wollen  antisexistische  Kämpfe,  die  in  einer
revolutionären  und  proletarischen  Tradition  stehen.
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Herausbildung  der  proletarischen
Frauenbewegung
Prinzipiell ist die Geschichte der Sozialistischen Fraueninternationale keine
lineare. Um sie richtig verstehen und einordnen zu können, stellt sich die
Frage  nach  der  proletarischen  Frauenbewegung,  die  sich  neben  der
bürgerlichen herausbildete. Mit der Industrialisierung und dem Übergang
zum Kapitalismus bildeten sich neue gesellschaftstragende Klassen heraus:
Bürger:innentum  und  Proletariat.  Mit  den  Widersprüchen,  die  der
Kapitalismus  für  die  arbeitende  Frau  brachte  (Mehrfachbelastung  durch
Lohn-  und  Reproduktionsarbeit),  wurde  auch  eine  neue  Generation  an
Kämpfer:innen politisiert.

Auch in der bürgerlichen Frauenbewegung wurde die Frage nach politischer
Gleichstellung im 19. Jahrhundert immer relevanter. Zentral dafür war das
Frauenwahlrecht, das von bürgerlicher Seite oft nur für privilegierte Frauen
gefordert  wurde.  Mit  widersprüchlichen  Interessen  und  Vorstellungen
sammelten  sich  hinter  dieser  Forderung  die  Frauenorganisationen.  Die
proletarische  Frauenbewegung  hatte  ihre  Wurzeln  natürlich  in  der
Sozialdemokratie und speziell  der deutschsprachige Raum übernahm hier
eine Vorreiterrolle (die deutsche Sozialdemokratie war die stärkste Europas).

Zwar gab es im europäischen Raum auch schon vorher Absprachen und
Vernetzungen, aber was die proletarische Frauenbewegung betrifft, wurden
erst  ab  1896  (also  7  Jahre  nach  dem  Gründungskongress  der  II.
Internationale,  dem Zusammenschluss  der  sozialdemokratischen Parteien)
Treffen, die der internationalen Verbindung der sozialdemokratischen Frauen
dienten, abgehalten. Ein Grund für diese recht späte Entwicklung lag sicher
in  den  tief  sitzenden  sexistischen  Einstellungen  innerhalb  der
Sozialdemokratie, die erst mit der Zeit abgebaut werden konnten und die
Ausrichtung  der  Partei  wie  der  entstehenden  Gewerkschaften  auf  die
männliche  Lohnarbeit.  Die  Organisierung  von  Frauen  wurde  von  vielen
allenfalls  als  untergeordnete  Aufgabe  verstanden  –  was  das  Entstehen
eigener Frauenorganisationen erschwerte und gleichzeitig umso notwendiger
machte.



Ein Beispiel dafür liefert die Debatte rund um die Frauenarbeit,  die erst
langsam mit dem Entstehen der II. Internationale eine sinnvolle gemeinsame
Beantwortung fand, in der nicht von einem „Ausspielen“ der Frau gegen die
männlichen Arbeiter die Rede war. Zeitgleich kann man aber auch in der II.
Internationale  starke  sexistische  Stereotype  und  Probleme  sehen.  Selbst
Zetkin,  die  wichtigste  Vertreterin  der  deutschen,  proletarischen
Frauenbewegung neigte dazu, bestimmte bürgerliche Geschlechterrollen zu
reproduzieren. So enthält selbst ihre bedeutende, politisch starke Aussage
„Nur mit der proletarischen Frau wird der Sozialismus siegen“ den Satz: „Es
darf auch unmöglich die Aufgabe der sozialistischen Frauenagitation sein, die
proletarische Frau ihren Pflichten als Mutter und Gattin zu entfremden“.

Frauenwahlrecht
In  Deutschland  gab  es  in  der  Sozialdemokratie  schon  länger
Frauenkonferenzen  und  1907  wurde  dieses  Konzept  auch  auf  die  II.
Internationale übertragen und fand die erste internationale Frauenkonferenz
statt. Vom 17. bis 19. August trafen sich 58 Delegierte aus 15 Ländern in
Stuttgart.  Zentral  behandelt  wurden Fragen des weiteren internationalen
Austausches und des Frauenwahlrechts. Als Ergebnis, stark geprägt von den
Anträgen Clara Zetkins, wurde ein internationales Frauensekretariat der II.
Internationale  bestimmt  und  die  „Gleichheit“  gegen  den  Widerstand  des
revisionistischen Flügels als deren offizielles Organ anerkannt.

Die Konferenz sprach sich für ein allgemeines Wahlrecht für Männer und
Frauen  aus  und  verabschiedete  eine  entsprechende  Resolution.  Der
revolutionäre  Flügel  um Zetkin,  Luxemburg  oder  auch  Kollontai  drängte
darauf, das allgemeine Frauenwahlrecht zu einem zentralen Kampfziel der
proletarischen  Bewegung  zu  machen  und  dieses  nicht,  wie  in  einigen
Ländern (z. B. Österreich und Großbritannien geschehen) dem Ringen um
das  Männerwahlrecht  oder  sogar  weitaus  unbedeutenderen  kurzfristigen
Reformzielen unterzuordnen.

Österreichische und britische Delegierte verteidigten hingegen die Position,
dass  es  in  manchen  Situationen  taktisch  klug  wäre,  auf  ein  Frauen-
zugunsten eines  allgemeinen Wahlrechts  für  Männer  zu  verzichten.  Dies



wurde  so  argumentiert,  dass  in  manchen  Situationen  diese  letztere
Forderung  leichter  umzusetzen  wäre  und  mit  dem  Erreichen  dieses
Meilensteins  ein  späterer  Kampf  für  das  allgemeine  Frauenwahlrecht
erleichtert  werden  würde.

Schließlich setzte sich der linke Flügel bei der Abstimmung 1907 klar durch.
Der Kampf für das Frauenwahlrecht sollte ein entscheidender sein für die
Sozialdemokratie. Es war eine sehr richtige Entscheidung, diese Bedenken
klar  abzuwehren.  Bald  darauf  wurde  die  Entscheidung  der
Fraueninternationale  auch  von  der  II.  Internationale  bestätigt.

Die  Debatte  rund um das  Wahlrecht  war  aber  nicht  nur  eine  taktische,
sondern  zeigte  bereits  die  tiefgreifenden  Unterschiede  zwischen
reformistischen und revolutionären Kräften. Die von den Österreicherinnen
eingebrachte  Debatte  stellte  ja  auch  infrage,  wie  die  Internationale
gemeinsam und verbindlich radikal auftreten konnte, ein Problem, das in der
zunehmend reformistisch dominierten ArbeiterInnenbewegung immer größer
geriet.

Dass  es  sich  um alles  andere  als  bloße „Meinungsverschiedenheit“  oder
„kleine politische oder taktische Differenzen“ handelte, wurde schon vor dem
Ersten Weltkrieg Revolutionärinnen wie Luxemburg oder Zetkin zunehmend
bewusst. Innerhalb der deutschen und internationalen Frauenbewegung kam
es rund um „die Gleichheit“ und deren Chefredakteurin, Clara Zetkin, zur
Formierung eines Pols, der sich klar zum linken Flügel zählte.

Die  Etablierung  eines  eigenen  Frauensekretariats  war  sicherlich  ein
Fortschritt,  litt  aber an ähnlichen Problemen wie andere Gremien der II.
Internationale,  nämlich  dass  es  über  wenig  tatsächliche  politische
Entscheidungsfähigkeit  und  Verankerung  verfügte.  Beim  nächsten
internationalen Frauenkongress 1910 musste bilanziert werden, dass trotz
der  Bekenntnisse und Resolutionen die  gemeinsame Arbeit  rund um das
allgemeine Frauenwahlrecht und die internationale Vernetzung noch einiges
zu wünschen übrig ließen. Man sollte sich in der Analyse dieser Fehler nicht
nur  auf  die  Form  beschränken,  sondern  versuchen  herauszufinden,  aus
welchen politischen Fehlentscheidungen diese resultierten. Ein Fehlen von



demokratisch  zentralistischen  Strukturen,  also  einem  gemeinsamen,
verbindlichen Handeln  nach  außen,  nach  Diskussion  in  der  Organisation
bedeutete  eben  auch,  dass  die  Internationale  nie  ihr  volles  Potenzial
entfalten konnte. Sie bildete eher eine Vernetzung zwischen den nationalen
Organisationen und keine internationale Organisation mit Sektionen in den
einzelnen Ländern.

Zeitgleich konnten sich die reformistischen Kräfte dadurch aber auch immer
stärker in ihre nationalen bürgerlichen Verhältnisse festkrallen. Selbst wenn
die  Internationale  von Sozialismus  und Revolution  redete,  entsprach das
nicht der tatsächlichen Praxis der Sozialdemokratien der einzelnen Länder.
Vielmehr  rechtfertigten  sie  ihre  zunehmend  bürgerlich-gradualistische
Reformpolitik  als  „Taktik“,  deren  opportunistischer  Charakter  durch
Lippenbekenntnisse  zum Sozialismus versteckt  wurde.  Das  bedeute  dann
eben  auch,  dass  die  meisten  international  agierenden  Strukturen  fast
wirkungslos blieben und als primäre Aufgabe die Vernetzung hatten. Nicht
zu  unterschätzen  war  jedoch,  dass  die  „Gleichheit“  als  einziges  großes,
internationales Organ der II. Internationale vom revolutionären Flügel und
nicht vom reformistischen kontrolliert wurde.

Als „Lösung“ wurde beim Frauenkongress 1910 der Internationale Frauentag
als Kampftag für das Wahlrecht verankert. Ein weiterer Kongress fand 1913
statt, der sich gegen die Balkankriege stellte und schon einen starken Fokus
auf Frieden hatte.

Weltkrieg
Mit  dem 1.  Weltkrieg wurden die  Widersprüche in  der  Sozialdemokratie
offensichtlicher  und  es  zeichneten  sich  Spaltungen  ab.  In  Deutschland
formierte  sich  ab  1915  die  kleine,  revolutionäre  Minderheit,  der
Spartakusbund.  Die  SPD  selbst  schloss  1916  die  wachsende  Zahl  der
Kriegsgegner:innen unter  den Parlamentsabgeordneten aus,  die  1917 die
USPD  gründeten.  Die  Organisation  zerbrach  in  die  sozialchauvinistische
Mehrheitssozialdemokratie,  welche  den  Krieg  unterstützte  und  den
Burgfrieden für Kapital und Kaiser organisierte, und in die USPD, welche
eine pazifistische Politik vertrat.  Die Bruchpunkte existierten auch in der



proletarischen Frauenbewegung weiter und grob gesagt unterteilte sie sich
in drei Strömungen. Die reformistische, die die Burgfriedenspolitik mittrug
und sich auf Arbeit in „sozialen Strukturen“ (Wohltätigkeit) beschränkte. Die
gewerkschaftliche, die versuchte, sich auf ihre Rolle als Interessenvertretung
zu  konzentrieren,  und  dabei  die  politischen  Forderungen  und
Notwendigkeiten  hintanstellte.  Und  die  innerparteiliche  Linke,  die  auch
maßgeblich  für  die  weitere  Entwicklung  der  Sozialistischen
Fraueninternationale  verantwortlich  war.

Im Herbst 1914 plante Zetkin ein weiteres ihrer Treffen. Dieses konnte aber
wegen  des  Ausbruchs  des  Ersten  Weltkriegs  erst  1915  stattfinden.  Die
Konferenz war klar eine Antikriegskonferenz und es sammelten sich hier vom
26. bis 28. März 30 Delegierte aus unterschiedlichen Ländern in der Schweiz.
Die  Konferenz  wurde  von  der  SPD-Parteiführung  nicht  unterstützt.
Schließlich  stand  die  deutsche  Sozialdemokratie  (wie  die  meisten
Sozialdemokratien  Europas)  auf  Regierungsseite.

Diese  Konferenz  sollte  nicht  nur  einer  der  ersten  Versuche  sein,  die
internationale Zusammenarbeit der sozialistischen Organisationen trotz des
Krieges wiederzubeleben, sondern war auch eines der ersten internationale
Zusammentreffen  einer  radikalen  Strömung,  die  sich  gegen die  offizielle
Parteilinie stellte. Ähnlich wie die später unter dem Namen „Zimmerwalder
Linke“ bekanntgewordene Gruppe wurde eine Opposition zur Kriegspolitik,
aber  auch  zur  reformistischen  Degeneration  der  Sozialdemokratie
gesammelt.

Die teilnehmenden Frauen, speziell  die führenden Aktivistinnen, gehörten
nun zum Großteil dem linken Flügel ihrer Parteien an. So ist es also nicht
verwunderlich, dass die Sozialistische Fraueninternationale wichtig für die
internationale  Verbindung der  Kriegsopposition  gewesen  war.  Ein  Grund
dafür  könnte  sein,  dass  Frauen  aufgrund  ihrer  Mehrfachunterdrückung
häufiger direkt konfrontiert mit den Problemen des Kapitalismus waren und
wegen  des  in  den  Organisationen  (inklusive  der  Gewerkschaften)
vorherrschenden Sexismus’ weniger in Systeme integriert wurden und auch
weniger aufgrund materieller Anreize ihre Politik verrieten.



Die  Konferenz  verabschiedete  im  März  1915  den  Aufruf  „Frauen  des
arbeitenden  Volkes!“,  der  deutlich  den  imperialistischen  Charakter  des
Krieges  hervorhob,  das  Ende  der  Burgfriedenspolitik  forderte  und  mit
folgenden  Losungen  endete:  „Nieder  mit  dem  Kapitalismus,  der  dem
Reichtum und der Macht der Besitzenden Hekatomben von Menschen opfert!
Nieder mit dem Kriege! Durch zum Sozialismus!“

Die  Konferenz  stellte  schon  durch  ihr  Zustandekommen einen  wichtigen
Fortschritt dar. Anders als die Frauenkonferenzen vor dem Krieg erkannte
sie überhaupt nur der linke, gegen den Krieg eingestellte Flügel an. Aber es
zeigten  sich  bei  der  Mehrheit  der  Teilnehmerinnen  auch  zwei  wichtige
Schwächen und damit Differenzen zu den Bolschewiki, die durch Krupskaja
vertreten waren. Es fehlte die Erkenntnis, dass es an der Zeit war, sich von
der Sozialdemokratie loszusagen und eine linke Opposition aufzubauen, eine
neue Partei, die in einer Situation der Illegalität auch Arbeit machen konnte.
Die  Forderung,  den  imperialistischen  Krieg  in  einen  revolutionären
Bürger:innenkrieg  umzuwandeln,  was  die  tatsächlich  richtige
Schlussfolgerung aus dem beschlossenen Slogan gewesen wäre, wurde nicht
aufgestellt. Die russische Delegation stellte zu diesen Punkten zwar einen
Antrag, der wurde allerdings abgelehnt. Die Erkenntnis holte die führenden
Aktivistinnen zwar nach und nach ein,  als  sich die Spaltung vollzog und
immer klarer wurde, dass ein politischer und organisatorischer Bruch mit der
sozialdemokratischen  Führung  unumgänglich  war.  Ähnlich  wie  die
Konferenzen  von  Zimmerwald  und  Kiental  bildeten  die  internationalen
Frauenkonferenzen einen wichtigen Ausgangspunkt für die Sammlung der
revolutionären Internationalist:innen und die spätere Formierung der Dritten
Internationale.

Lehren
Die  Geschichte  der  Sozialistischen  Fraueninternationale  gibt  uns
heruntergebrochen  heute  Ansätze  für  fünf  wichtige  Aspekte.

Erstens: Wie muss eine Frauenbewegung aussehen, die auch in der Lage ist,
tatsächliche Verbesserungen zu erkämpfen? Und wie ist dieser Kampf mit
dem um eine revolutionäre Umwälzung verbunden? Die Auseinandersetzung



rund  um  das  Frauenwahlrecht  ist  ein  gutes  Beispiel  dafür,  was  eine
proletarische Frauenbewegung leisten kann, und zeigt auch, dass es selbst in
Situationen,  wo  man  mit  bürgerl ich-feminist ischen  Kräften
zusammenarbeiten kann,  sinnvoll  und notwendig ist,  sich klar  von ihnen
politisch und organisatorisch abzugrenzen.

Zweitens: die Frage von separater Organisierung. Auch wenn es sich hierbei
nicht um ein Prinzip handelt, so ist es doch interessant zu beobachten, wie
gerade  die  führenden  Frauen  und  die  Jugend  in  der  europäischen
Sozialdemokratie oft zum linken Flügel gehörten. Ziel einer Organisation ist
es, einen Rahmen zu schaffen, in dem alle Aktivist:innen gemeinsam handeln
können, aber es kann auch Situationen geben, wo es erfolgreicher ist, sich
separat  zu  organisieren  oder  eigene  Gremien  in  der  Organisation
einzufordern, um gegen soziale Unterdrückung auch innerhalb der Gruppe
vorzugehen.  So  formten  sowohl  die  Jugendinternationale  als  auch  die
Sozialistische  Fraueninternationale  wichtige  Sammelpunkte  des  Kampfes
gegen  die  reaktionäre  Politik  der  Sozialdemokratie  nach  1914.  Immer
sinnvoll ist es aber, in Organisationen einen Rahmen zu schaffen, um sich als
gesellschaftlich  Unterdrückte  zu  treffen  und  Probleme  auch  gesondert
besprechen und deren  Lösung vorantreiben  zu  können.  Ein  sogenanntes
Caucus-Recht bildet also auch eine wichtige Lehre und Errungenschaft.

Drittens:  Die  wirkliche  Frauenbefreiung  ist  eine  globale  Frage.  Die
Vernetzung der Kämpfe ist nicht nur sinnvoll und lehrreich, sondern stärkt
sie auch maßgeblich. Aber wenn es nur dabei bleibt, dann besteht die Gefahr,
wie  es  auch  bei  der  II.  Internationale  der  Fall  war,  dass  sich  nie  eine
länderübergreifende  Organisation  herausbildet,  die  als  Grundprinzip  das
internationale, gemeinsame Handeln verfolgt. Aktionen werden stärker und
können mehr an Fahrt aufnehmen, wenn es eine zentrale Koordination und
Vernetzung auf internationalem Niveau gibt. Selbst jetzt, ohne eine solche
Organisation und Vernetzung, sieht man, wieviel schlagkräftiger Kampfmittel
wie zum Beispiel Frauenstreiks werden, wenn sie international passieren und
sich gegenseitig in ihren Anliegen unterstützen (auch wenn es gerade sehr
dezentral und losgelöst erfolgt).

Viertens: Internationalismus ist nicht nur eine Frage der Effektivität, sondern



folgt auch daraus, dass der Klassenkampf – und damit logischerweise der der
proletarischen  Frauen  –  ein  globaler  ist.  D.  h.,  eine  neue  sozialistische
Frauenbewegung  darf  sich  nicht  auf  Fragen  der  Gleichheit  und
geschlechtlichen Unterdrückung beschränken, sondern muss fest auf dem
Boden eines Kampfprogramms gegen Imperialismus und Kapitalismus, eines
von Übergangsforderungen stehen.

Fünftens:  Neben  der  Erkenntnis,  dass  es  notwendig  ist,  innerhalb  der
bestehenden  bürgerlichen  bzw.  kleinbürgerlichen  Bewegung  für  eine
proletarische Frauenbewegung zu kämpfen, sehen wir diesen Kampf auch als
einen direkten Beitrag für eine neue Internationale. Die Führungskrise des
Proletariats und damit auch das Fehlen einer internationalen, revolutionären
Partei bedeutet, dass die Kämpfe, die in Bewegungen wie der der Frauen
geführt werden, auch das Potenzial gewinnen können, revolutionäre Kräfte
zu  sammeln  und  damit  auch  einen  Ansatzpunkt  für  so  eine  Partei  sein
können.  Auch  deshalb  ist  es  notwendig,  sich  auf  einer  klaren  und
revolutionären programmatischen Grundlage zu sammeln, um die Zuspitzung
innerhalb  der  Frauenbewegung  auch  für  den  Aufbau  einer  neuen
Internationalen  und  deren  revolutionäre  Ausrichtung  nutzen  zu  können.

Seit  der  Degeneration der  III.,  Kommunistischen und dem Scheitern der
Vierten  Internationale  ist  es  ein  zentrales  Problem,  dass  es  keine
revolutionäre  Internationale  und  politisch-programmatische  Kontinuität  in
der  Arbeiter:innenklasse  gibt.  D.  h.  der  Einfluss  bürgerlicher  und
kleinbürgerlicher  Ideologie  ist  ungleich größer  als  in  Perioden mit  einer
konstituierten  Massenbewegung der  Arbeiter:innenklasse.  Der  Kampf  um
eine proletarische, sozialistische Frauenbewegung ist daher untrennbar mit
dem Kampf um eine revolutionäre Internationale verbunden.

Die Sozialistische Fraueninternationale war bei allen Problemen nicht nur
historisch ungleich fortschrittlicher und weiter als die Bewegung heute, sie
stellt  auch  ein  anderes  Modell  dar.  Sie  stand  von  Beginn  an  auf  einer
klassenpolitischen, proletarischen Grundlage und verstand sich als Teil des
revolutionären Kampfes zur Befreiung aller Lohnabhängigen. Zugleich aber
entstand sie als Gegensatz zur bürgerlichen Frauenbewegung und am Beginn
der imperialistischen Epoche – und damit in einer, wo sich die Differenzen



zwischen dem reformistischen und dem revolutionären Flügel zuspitzten.

Dazu benötigen wir eine revolutionäre internationale Organisation auf klarer
programmatischer Grundlage,  die  es schafft,  sich an den Aufbau solcher
Strukturen zu machen. Die internationale Frauen- und LGBTQIA+-Bewegung
kann nur mit solchen langfristig erfolgreich sein, ihre Unterdrückung nicht
nur innerhalb des Systems zu bekämpfen, sondern auch das System an sich
aus den Angeln zu heben und damit tatsächliche Befreiung zu erwirken. Für
eine neue, revolutionäre Internationale!

Vom  Frauenstreik  zur
Internationale?
Leonie Schmidt (REVOLUTION, Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

In den letzten Jahren haben die weltweiten Krisen immer mehr zugenommen,
seien es Wirtschaftskrise, Pandemie, Umweltzerstörung oder aber (drohende)
Kriege. Ursache: der Kapitalismus. Die Kosten und Konsequenzen werden
natürlich auf den Rücken der Arbeiter_Innenklasse ausgetragen. Zusätzlich
dazu kommen rechtskonservative Kräfte in vielen Ländern an die Regierung
oder  rechte  Bewegungen  erlangen  mehr  Relevanz.  Oftmals  wollen  diese
Kräfte  traditionelle,  reaktionäre  Rollenbilder  vertreten  und  das  Kapital
stärken.

Die Wirtschaftskrise 2007/08 hat bereits für einen Rollback gegen Frauen
gesorgt,  aber  die  Corona-Krise  hat  diesen  zusätzlich  verstärkt:  erstens
aufgrund einer neuen Wirtschaftskrise, welche durch die zugespitzte Lage
katalysiert wurde; zweitens durch die Lockdowns, welche häusliche Gewalt
verstärkten,  sowie  die  Überlastung  der  Pflege,  in  welcher  ebenfalls
mehrheitlich  Frauen  beschäftigt  sind.

https://onesolutionrevolution.de/vom-frauenstreik-zur-internationale/
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Doch dieser Rollback stieß auch auf massenhaften Widerstand. In den letzten
Jahren  erlebten  wir  einige  große  Frauenstreiks  am  8.  März,  dem
Frauenkampftag,  die  sich  auch  international  formierten  und  Millionen
Menschen  auf  die  Straße  brachten.  Diese  begannen  2016  erstmalig  in
Lateinamerika im Rahmen der ursprünglich argentinischen Bewegung #Ni
Una Menos (Nicht eine mehr), welche sich vor allem auf die vielzähligen
Femizide bezog, und breiteten sich bis 2019 weltweit aus. So gingen am 8.
März 2018 in über 177 Ländern Menschen für die Rechte der Frauen auf die
Straße. Allein in Spanien streikten 2018 und 2019 6 Millionen Frauen gegen
sexuelle Gewalt, für gleiche Löhne und das Recht auf Selbstbestimmung über
den eigenen Körper. In der Türkei demonstrierten mehrere Tausende trotz
der großen Repression seitens des Erdogan-Regimes. In Pakistan beteiligten
sich  am  Aurat-Marsch  in  den  größeren  Städten  wie  Lahore,  Karatschi,
Hyderabad und Islamabad ebenfalls Tausende an den Aufmärschen. In der
Schweiz waren im Juni 2019 500.000 Personen auf der Straße. Im Dezember
2019  fingen  vornehmlich  Hausfrauen  in  Indien  an  zu  streiken.  Darüber
hinaus gab es in den letzten Jahren immer wieder große Proteste: Ob nun im
Rahmen des Women’s March in den USA oder des „schwarzen“ Protests
gegen  das  Verbot  von  Abtreibungen  in  Polen  –  überall  auf  der  Welt
demonstrierten Millionen Frauen für ihre Rechte.

In den Pandemiejahren 2020 und 2021 gingen die Proteste vor allem in den
imperialistischen Ländern zurück, während sie in den Halbkolonien weiterhin
auf die Straße getragen wurden. Ein weiteres Aufkeimen der feministischen
Proteste  in  dieser  Zeit  konnte  vor  allem  um  spezifische  Vorfälle  und
Forderungen beobachtet werden wie bspw. den Mord an Sarah Everard in
England im Frühjahr 2021, im Rahmen der Abtreibungsproteste gegen die
polnische Regierung und ihre Verbote oder die Anti-Taliban-Proteste und
deren  frauenfeindliche  Politik  in  Afghanistan.  Trotz  ihrer  enormen
Mobilisierungskraft hat es die Frauen*streikbewegung jedoch bisher nicht
geschafft,  ihre  Vernetzung  international  zu  vertiefen  und  während  der
Pandemie  aufrechtzuerhalten.  Sie  steht  selbst  an  einem  politischen
Wendepunkt.

Dennoch ist es natürlich wichtig, dass das Mittel des politischen Streikes



wieder  etwas  in  den  Vordergrund  gerückt,  Forderungen  verbreitet  und
Er fahrungen  im  Kampf  gesamme l t  werden  konn ten .  D ie
Frauen*streikbewegung  hätte  allerdings  insbesondere  im  Kampf  gegen
Pandemie und erneute Finanzkrise eine relevantere Rolle spielen können. Im
Rahmen der Rollbacks gegen die körperliche Selbstbestimmung haben sich
aber u. a. in Polen größere Bewegungen etabliert,  die weiterhin relevant
bleiben.  Das  mangelnde  Recht  auf  Abtreibung  stellt  nach  wie  vor  ein
internationales Problem dar und ist in den USA auch ein Thema, was zurzeit
zu Protesten mit tausenden Teilnehmer_Innen und viel Widerstand führt.

Was brauchen wir?
Für  eine  internationale,  erfolgreiche  Frauenbewegung  müssen  wir
anerkennen, dass der Kampf um Frauenbefreiung (und die Befreiung anderer
geschlechtlich  Unterdrückter)  eng  mit  dem  gegen  den  Kapitalismus
verknüpft  sein  muss,  denn  die  Frauenunterdrückung  wurzelt  in  der
Klassengesellschaft  und  ihre  materiellen  Ursachen  müssen  abgeschafft
werden,  um  diese  selber  vollständig  verschwinden  zu  lassen.

Einen Fokus stellt dabei die Reproduktionsarbeit in der Arbeiter_Innenfamilie
dar,  in  welcher  die  Ware  Arbeitskraft  (re)produziert  wird,  also  durch
Hausarbeit, Erziehung, Care-Arbeit etc., die wichtig für den Fortbestand des
Kapitalismus ist und vornehmlich von Frauen ausgeführt wird. Es ist dabei
wesentlich, deren Vergesellschaftung und gleiche Verteilung auf alle selbst
als  Teil  des  Klassenkampfes  zu  begreifen,  als  Kampf  der  gesamten
Arbeiter_Innenklasse.

Entgegen den bürgerlichen Vorstellungen einer alle Klassen umfassenden
Frauenbewegung muss berücksichtigt werden, dass es auch unter Frauen
gegensätzliche Klasseninteressen gibt und in dieser Bewegung nicht einfach
„ausgeglichen“  werden  können.  So  verfolgen  Frauen  des  (höheren)
Kleinbürgertums  und  der  Bourgeoisie  andere  Interessen,  wie  bspw.
Frauenquoten und Plätze in der Chefetage, während das für proletarische
Frauen nicht relevant ist. Während letztere um existenzsichernde und gleiche
Löhne kämpfen müssen, wollen bürgerliche „Schwestern“ und jene aus den
gehobenen Mittelklassen diese möglichst gering halten, um die Profite und



Einkommen ihrer eigenen Klasse zu sichern.

Ähnlich  wie  kleinbürgerliche  Ideologien  erkennen  sie  den  engen
Zusammenhang  von  Kapitalismus  und  Privateigentum  mit  der
Frauenunterdrückung  nicht,  von  der  Unversöhnlichkeit  der
Klassengegensätze  ganz  zu  schweigen.  Sie  erblicken  vielmehr  in  deren
ideologischen Ausdrucksformen (Stereotypen, Geschlechterrollen, sexuellen
Vorurteilen,  Heterosexismus  …  )  die  Ursache  der  Unterdrückung.  Ihre
Strategie  erschöpft  sich  in  verschiedenen  Formen  des  radikalen  oder
reformistischen  Feminismus,  was  ihre  relativ  privilegierte  Stellung  als
Kleineigentümer_Innen  oder  Akademiker_Innen  (Bildungsbürger_Innen)
gegenüber  der  Masse  der  werktätigen  Frauen  widerspiegelt.
Dementsprechend  ist  eine  klare  antikapitalistische  Ausrichtung  relevant
sowie  die  Verknüpfung  von  Kämpfen  der  Frauenbewegung  und  der
Arbeiter_Innenklasse.

Angesichts des globalen Rechtsrucks ist es dabei unbedingt notwendig, sich
als  ersten  Schritt  auf  gemeinsame  Forderungen  für  den  koordinierten
globalen Kampf zu einigen. Dafür schlagen wir folgende Eckpunkte vor:

1.  Vol le  rechtl iche  Gleichstel lung  und  Einbeziehung  in  den
Produktionsprozess!

Auch wenn gefeiert worden ist, dass nun fast überall auf der Welt Frauen
wählen dürfen, haben sie vielerorts nicht die gleichen Rechte. Das bedeutet
praktisch  beispielsweise  erschwerte  Scheidungsmöglichkeit  oder  keine
politische Teilhabe. Ein Verbot, arbeiten zu gehen oder dies nur von zuhause
aus tun zu können, bedeutet vollkommene ökonomische Abhängigkeit von
Partner oder Familie. Dort, wo diese Frauen nicht organisiert sind, müssen
wir die Gewerkschaften dazu auffordern, sie für unsere Reihen zu gewinnen.
Dies ist ein wichtiger Schritt,  der deutlich macht, dass auch sie Teil  der
Arbeiter_Innenklasse sind.

2. Gleiche Arbeit, gleicher Lohn!

Während  Reaktionär_Innen  versuchen,  den  Lohnunterschied  damit  zu
erklären, dass Frauen einfach in weniger gut bezahlten Berufen arbeiten,



weil sie angeblich „nicht so hart arbeiten können“ wie Männer, ist für uns
klar: Der Unterschied in der Lohnhöhe folgt aus der geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung,  die  der  Kapitalismus  reproduziert.  Der  Lohn  der  Frau
erscheint  bis  heute  in  den  meisten  Ländern  als  „Zuverdienst“  zum  Mann.

3. Selbstbestimmung über den eigenen Körper!

Ob  durch  re l ig iöse  Vorschr i f ten ,  rass is t i sche  Hetze  oder
Abtreibungsgegner_Innen:  Überall  auf  der  Welt  sind  Frauen  damit
konfrontiert, dass man versucht, über ihre Körper zu bestimmen. Deswegen
treten wir  dafür  ein,  dass sie  selbstständig entscheiden können,  was sie
anziehen dürfen oder ob sie schwanger werden oder bleiben wollen.

4. Recht auf körperliche Unversehrtheit!

Ob nun sexuelle Grenzüberschreitungen, Vergewaltigungen oder Femizide:
Gewalt gegen Frauen ist allgegenwärtig!

Dabei ist herauszustellen, dass dies ein internationales Problem verkörpert
und  nicht  auf  bestimmte  Regionen  bzw.  Religionen  beschränkt  ist,  wie
manche  Reaktionär_Innen  behaupten.  Es  ist  vielmehr  eine  Frage  der
gesellschaftlichen  Basis  und  politischen  Bedingungen,  wo  und  wie  stark
religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen werden
und Einfluss gewinnen.

Doch  essentiell  ist  es,  die  Forderung  nach  Selbstverteidigungskomitees
aufzuwerfen, die in Verbindung mit der Arbeiter_Innenbewegung und den
Unterdrückten stehen. Der Vorteil  solcher Strukturen besteht darin,  dass
Frauen  nicht  passive  Opfer  bleiben  sollen,  sondern  man  ihnen  die
Möglichkeit gibt, sich aktiv gegen Unterdrückung zu wehren. Daneben ist die
Forderung nach Selbstverteidigungskomitees für Marxist_Innen wichtig, weil
wir nicht auf Polizei oder Militär als verlässliche Verbündete setzen können.
Diese stehen oft vielmehr auf der Seite der Täter oder sind selbst welche.
Außerdem schaffen Selbstverteidigungsstrukturen ein Gegengewicht gegen
ihr Gewaltmonopol und das des bürgerlichen Staates allgemein.

5. Vergesellschaftung der Hausarbeit!



Dies ist eine essentielle Forderung, um die Doppelbelastung von Frauen zu
beenden und letzten Endes auch einer der Schritte, die die geschlechtliche
Arbeitsteilung – und mit ihr die Stereotype beenden. Grundgedanke ist es,
die Arbeit, die wir tagtäglich verrichten, um uns zu reproduzieren (essen,
Wäsche  waschen,  Kindererziehung),  nicht  länger  im  stillen  Kämmerlein
alleine zu absolvieren,  sondern sie kollektiv zu organisieren und auf alle
Hände  zu  verteilen.  Diese  kann  dann  beispielsweise  in  großen
Wohneinheiten,  Kantinen  oder  Waschküchen  erfolgen.

Vom  Frauen*streik  zur  proletarischen
Frauenbewegung!
Diese Frauenbewegung muss multiethnisch und international sein, da das
Patriarchat und der Kapitalismus ein weltweites System darstellen und es in
den vorherrschenden kleinbürgerlich geprägten Feminismen oftmals nur um
„die westliche,  weiße cis-Frau“ geht.  Es ist  wichtig,  dass eben auch die
Belange  von  Frauen  aus  halbkolonialen  Ländern  oder  rassistisch
Unterdrücken in imperialistischen Staaten ins Zentrum gerückt werden, weil
sie  unter  besonders  heftigen Formen der  Ausbeutung leiden und,  global
betrachtet, den größten Teil der proletarischen Frauen ausmachen.

Des  Weiteren  darf  es  sich  nicht  nur  um  einen  losen  Zusammenschluss
handeln,  da  dessen  Mobilisierungspotential  zeitlich  ebenso  wie  in  der
Schlagkraft begrenzt ist, wenn es sich nur um unkoordinierte lokale bzw.
nationale Aktionen handelt.

Die Frauenbewegung steht dann letzten Endes vor zwei Aufgaben:

Erstens,  sich  als  globale,  organisierte  Bewegung  um gemeinsame  Ziele,
verbindliche  Aktionen  und  Kampagnen  zu  koordinieren.  Dazu  müssen
gemeinsame Bezugspunkte wie die obigen Forderungen gefunden, aber auch
gemeinsame Kämpfe verschiedener Strömungen geführt werden bspw. mit
der Organisierung und den Streiks in der Pflege, der Umweltbewegung oder
der gegen Rassismus. Beispielsweise könnte gerade der gemeinsame Kampf
mit  Pf legekräf ten  und  betrof fenen  Frauen  im  Rahmen  der
Abtreibungsproteste  relevant  werden.  Diese  Forderungen  müssen  in  die



Bereiche unseres alltäglichen Lebens getragen werden wie Schule, Uni und
Arbeit. Hier müssen wir uns dafür einsetzen, dass darüber nicht nur geredet
wird,  sondern auch konkrete Errungenschaften damit  einhergehen.  Dafür
müssen  Aktions-  und  Streikkomitees  aufgebaut  werden.  Mit  diesen
alltäglichen Forderungen wie bspw. Recht auf körperliche Selbstbestimmung
ist es revolutionäre Frauen möglich, einen gemeinsamen Kampf auch mit
Reformist_innen oder kleinbürgerlichen Feminist_innen führen.

Entscheidend  ist  jedoch,  welche  Klasse  einer  solchen  Bewegung  ihren
Stempel aufdrückt. Oben genannte Forderungen können dabei die Grundlage
für  den  Aufbau  einer  internationalen,  proletarischen  Frauenbewegung
bilden,  in  der Revolutionär_innen um politische Hegemonie und Führung
kämpfen.

Eng  damit  verbunden  damit  ist  eine  zweite  Aufgabe,  nämlich  für  eine
Internationale zu werben und die Notwendigkeit dieser Organisierungsform
aufzuzeigen. Eine Bewegung braucht nicht nur gemeinsame Forderungen,
sondern auch eine  Führung und klare  klassenpolitische Ausrichtung,  um
erfolgreich zu sein. Wohin lose, wenngleich dynamische Bewegungen führen,
können  wir  an  verschiedensten  Kämpfen  sehen:  seien  es  der  Arabische
Frühling,  Fridays  for  Future  oder  auch  die  Frauen*streikbewegung.  Die
Dominanz  bürgerlicher,  kleinbürgerlicher  oder  reformistischer  Kräfte  hat
diese Bewegungen selbst in eine Krise oder gar zum Scheitern geführt.

Revolutionäre  Frauen stehen daher  nicht  „nur“  vor  der  Aufgabe,  in  den
Frauen*streiks und anderen Foren und Kämpfen um eine klassenpolitische
Ausrichtung zu ringen.  Auch unter  jenen Kräften,  die  die  Notwendigkeit
einer  internationalen,  ja  selbst  einer  proletarischen  Frauenbewegung
anerkennen,  müssen  wir  zu  Konferenzen  aufrufen,  um  zu  gemeinsamen
Forderungen und international  koordinierten  Aktionen  zu  kommen.  Dazu
müssen  wir  auch  reformistische  Organisationen  wie  Linkspartei,  DGB-
Gewerkschaften oder selbst die SPD sowie feministische Gruppierungen und
Kampagnen aufrufen, um so vor allem deren Basis in die Aktion zu ziehen,
gemeinsame  Kämpfe  zu  führen  und  zugleich  praktisch  die  Fehler  der
reformistischen  Führung  offenzulegen.  So  kann  nicht  nur  die  aktuelle
Schwäche  der  Frauen*streikbewegung  überwunden  werden.



Die  gemeinsame  Aktion  und  der  Kampf  für  eine  internationale
Frauenbewegung  erfordern  auch  ein  internationales  Programm  und  den
Kampf für eine neue Arbeiter_Inneninternationale.  Dies ergibt sich schon
daraus,  dass  die  Frauenunterdrückung  selbst  untrennbar  mit  dem
kapitalistischen  System verbunden  ist,  also  nur  durch  den  Sturz  dessen
wirklich beseitigt werden kann. Daher ist der Kampf für eine proletarische
Frauenbewegung  untrennbar  mit  dem  für  eine  revolutionäre,  Fünfte
Internationale  verbunden.

Frauen  –  Verliererinnen  der
Pandemie
Lucretia Ramunkel (REVOLUTION, Österreich)/Katharina Wagner (Gruppe
Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Seit Beginn der Pandemie hat sich einiges geändert, vor allem für Frauen
und zwar nicht zum Besseren.

Die  globale  Wirtschaftskrise,  die  sich  auch  schon  vor  der  Pandemie
abzeichnete,  wurde durch sie deutlich verstärkt und synchronisiert.  Auch
wenn  in  den  imperialistischen  Nationen  deren  Auswirkungen  teilweise
mithilfe von Konjunkturpaketen, Kurzarbeiter:innengeld oder Corona-Hilfen
abgefedert werden konnten, so sieht es in halbkolonialen Ländern deutlich
anders aus. In allen Ländern führten die Maßnahmen zur massiven Zunahme
der Verschuldung. Gleichzeitig ging die Entwicklung mit einer Zuspitzung
der innerimperialistischen Konflikte einher.

Die  Pandemie  hat  in  vielerlei  Hinsicht  das  Leben  für  geschlechtlich
unterdrückte  Personen  verschlechtert,  etwa  durch  den  Verlust  von
Verdienstmöglichkeiten, den Anstieg an sexueller Gewalt und die erhöhte
Belastung durch die Sorgearbeit, um nur einige zu nennen.
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Arbeitslosigkeit und Einkommen
Schon ein Blick auf die Entwicklung von Arbeitslosigkeit und Einkommen
verdeutlicht, wie viel stärker Frauen von Krise und Pandemie betroffen sind.
E i n e m  U N - B e r i c h t  a u s  d e m  J a h r  2 0 2 1
(https://www.un.org/depts/german/millennium/SDG%20Bericht%202021.pdf)
zufolge  stiegen  2020  die  Arbeitslosenzahlen  um  33  Millionen  auf  220
Millionen. Weitere 81 Millionen schieden aus dem Arbeitsmarkt aus. 5 %
aller beschäftigten Frauen verloren ihren Arbeitsplatz (gegenüber 3,9 % der
Männer).

Die  Einbußen  konnten  teils  in  imperialistischen  Nationen  durch
Kurzarbeiter:innengeld  abgemildert  und  somit  einige  Entlassungen  auch
verhindert werden. Jedoch sieht das für den globalen Süden anders aus. So
verloren in Indien 47 % aller Frauen während des ersten Lockdowns im Jahr
2020 ihre Jobs (während nur 7 % der männlichen Arbeitskräfte dasselbe
S c h i c k s a l  t e i l e n )  ( Q u e l l e :
https://www.thehindu.com/news/national/tamil-nadu/more-women-lost-jobs-in
-the-pandemic-in-india-compared-to-men-says-expert/article38417389.ece).

In vielen Ländern haben die Menschen keinen Zugang zu staatlichen Hilfen.
Frauen sind auch überdurchschnittlich häufig von Entlassungen betroffen, da
ein großer Teil im sogenannten informellen Sektor tätig ist. Das bedeutet, sie
haben keinerlei Anspruch auf Entlohnung im Falle von Krankheit oder dem
Verlust ihres Jobs. So arbeiten z. B. im südlichen Afrika rund 92 % aller
weiblichen  Erwerbstätigen  ohne  jegliche  Absicherungsmaßnahmen  wie
Kündigungsschutz  oder  Lohnfortzahlung  bei  Krankheit.

Ökonomische Folgen
Ungleiche  Bezahlung  der  Geschlechter  ist  kein  Symptom der  Pandemie.
Jedoch wird der Einkommensunterschied durch diese vergrößert und damit
die ökonomische Abhängigkeit in Partnerschaften. Frauen sind vor allem in
Sektoren überrepräsentiert, die besonders hart von der Pandemie getroffen
wurden  und  traditionell  schlechter  bezahlt  werden:  Gastgewerbe,
Einzelhandel,  Tourismusbranche.  Außerdem  sind  sie  im  sogenannten

https://www.un.org/depts/german/millennium/SDG%20Bericht%202021.pdf


informellen Sektor und in prekären Beschäftigungsverhältnissen tätig.  So
haben sie in informellen Beschäftigungsverhältnissen während des ersten
Monats der Pandemie 70 % ihres Einkommens verloren. Zudem kommt, dass
viele Frauen teilzeit- oder in Mini-Jobs beschäftigt sind, da sie sich um den
Haushalt und die Kinder kümmern müssen. Selbst wenn man das Glück hat,
in einem Land zu leben, das die Einkommensausfälle abmildert, so haben
viele Frauen keinen Anspruch auf Gelder oder bekommen sehr viel weniger
als Männer. So hat in Deutschland beispielsweise nur jemand Anrecht auf
Kurzarbeiter:innengeld,  der/die in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt
hat,  was bei Leuten nicht zutrifft,  die im informellen Sektor arbeiten. In
Europa sind mehr als 30 % der Frauen teilzeitbeschäftigt, was bedeutet, dass
sie weniger Arbeit„nehmer“:innenrechte, Gesundheitsschutz und Zugang zu
grundlegenden Leistungen genießen.

Auch Schließungen von Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen wirken
sich negativ auf das Einkommen von Frauen aus. Die Gesellschaft, die auf
einer traditionellen Rollenverteilung beruht und Politik für die klassische
Kernfamilie macht, bringt eine massive Mehrbelastung für die Frau während
der Pandemie mit sich. So sind es Frauen, die vor allem die Kinderbetreuung,
das  Homeschooling  und  die  Haushaltstätigkeiten  während  der
Ausgangsbeschränkungen übernommen haben. Die Mehrbelastung durch die
Sorgearbeit führte in vielen Fällen dazu, dass es ihnen nicht mehr möglich
war,  ihrer  Lohnarbeit  in  vollem  Umfang  nachzugehen.  Auf  Grund  der
geringeren  Lohnarbeitszeit  und  Sozialleistungen,  die  auf  das
Kernfamilienmodell ausgelegt sind, sind überdurchschnittlich häufig Frauen
von Altersarmut bedroht.

Kein  Wunder  also,  dass  die  Einkommensunterschiede  zwischen  den
Geschlechtern während der Pandemie weiter massiv zugenommen haben.
Laut  WEF  (Weltwirtschaftsforum)  verdienen  Frauen  weltweit
durchschnittlich nur 68 % dessen, was Männer für dieselbe Arbeit erhalten
würden. In Ländern mit der geringsten Kaufkraftparität sind es sogar nur
40 %. Und auch hier hat die Pandemie die Situation für Frauen deutlich
verschlechtert. Erste Untersuchungen deuten bereits darauf hin, dass das
Lohn- und Gehaltsgefälle sich im Zuge der Pandemie um 5 % vergrößert hat.



Gesundheitsbereich und Care-Arbeit
Auch  wenn  Frauen  ihre  Erwerbsarbeit  nicht  verlieren,  ist  das  ein
zweifelhaftes Glück. Bekanntlich stellt der Sozial- und Pflegebereich einen
wichtigen Beschäftigungssektor für Frauen dar. Weltweit stellen sie etwa
70 % des Personals in diesen Bereichen. Da sie es meistens sind, die sich
bezahlt oder unbezahlt um Kranke und Pflegebedürftige kümmern, sind sie
dem Virus stärker ausgesetzt. Die Mängel, die schon vor der Pandemie im
Pflegebereich  sichtbar  waren,  haben  sich  durch  ihr  Andauern  und  die
unzureichende  Zuwendung  seitens  der  Politik  massiv  verschärft.  Die
schlechte Bezahlung im Pflegebereich und die fehlende Anerkennung hatte
auch schon vor der Pandemie einen Fachkräftemangel nach sich gezogen.
Durch die psychische und physische Belastung, der ständigen Angst vor einer
Ansteckung und der schwierigen Vereinbarkeit von Beruf und Familie haben
viele Pflegekräfte in den letzten Pandemiejahren gekündigt. Hinzu kommt die
Anfeindung durch Coronaleugner:innen und Impfgegner:innen. So denkt in
Deutschland mittlerweile jede 3. Person von den 1,8 Millionen Menschen, die
in der Pflege beschäftigt sind, über einen Berufswechsel nach.

Da  ein  großer  Teil  der  Kapazitäten  im  Gesundheitsbereich  mit  der
Bekämpfung von Covid-19 ausgelastet ist, ist in vielen Teilen der Welt der
Zugang zu reproduktiver medizinischer Versorgung für Frauen noch weiter
eingeschränkt. Ein Anstieg der Mütter- und Kindersterblichkeit ist klar zu
erkennen.  Dies  sieht  man  vor  allem  in  halbkolonialen  Ländern.  In
Bangladesch, Nigeria und Südafrika wurde 2021 ein Anstieg von 30 % bei
der  Sterblichkeit  von  Müttern  und  Neugeborenen  verzeichnet.  Auch  die
Schwangerschaftsvorsorgeuntersuchungen  haben  sich  vielerorts  aufgrund
mangelnder  Ausstattung  und  personeller  Kapazitäten  verringert.  Durch
Lockdowns  sind  Angebote  dafür  wie  für  Familienplanung  deutlich
eingeschränkt.  Seit  Beginn  der  Pandemie  und  damit  einhergehenden
Schließungen von Schulen und Anlaufstellen ist der Zugang zu Aufklärung,
Verhütungsmitteln  und  sicheren  Schwangerschaftsabbrüchen  deutlich
eingeschränkt. In Gauteng beispielsweise, Südafrikas bevölkerungsreichster
Provinz,  ist  seit  Beginn  der  Pandemie  die  Anzahl  der  Kinder,  die  von
jugendlichen Müttern geboren wurden, um 60 % gestiegen.



Gewalt gegen Frauen
Verdienstausfälle  und  dadurch  geschaffene  existenzielle  Sorgen  sowie
Quarantäne  und  Einschränkungen  der  Bewegungsfreiheit  haben  einen
massiven Anstieg an häuslicher Gewalt mit sich gebracht. Allein in der EU
wurde in den ersten Monaten der Pandemie eine Zunahme von Notrufen
wegen häuslicher Gewalt um 60 % registriert. Die ökonomische Abhängigkeit
und eingeschränkte Bewegungsfreiheit erschwert es davon Betroffenen, dem
zu entkommen.  Auch  die  Angebote  von  Schutzräumen,  welche  trotz  der
Istanbul-Konvention schon vor der Pandemie unzureichend waren, wurden in
vielen Ländern eingeschränkt oder ganz gestrichen.

Mit  dem Anstieg  häuslicher  und sexistischer  Gewalt  geht  auch einer  an
Femiziden einher.  In  Mexiko beispielsweise  wurden 2021 922 Morde an
Frauen  als  Femizid  eingestuft.  2020  waren  es  893  Frauen.  Auch
Schulschließungen  ziehen  drastische  Folgen  mit  sich.  Denn  das  Risiko,
dadurch geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt zu , steigt dramatisch. In
Somalia beispielsweise nahm durch die Pandemie die Zahl der weiblichen
Genitalverstümmelungen  um  31  %  zu(Bevölkerungsfonds  der  Vereinten
Nationen)  erlitten  haben.

Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
Die  Ursachen  für  all  diese  Verschlechterungen  müssen  im  Kontext  der
kapitalistischen  Produktionsweise  und  der  geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung betrachtet werden, bei der die Frau auf die Tätigkeit in der
sogenannten Reproduktionsarbeit fixiert ist, auf Aufgaben zur Erhaltung des
unmittelbaren Lebens wie Kindererziehung, Pflege von Familienangehörigen
oder Hausarbeit im privaten Umfeld. In den allermeisten Fällen handelt es
sich hierbei um unbezahlte und aus Sicht des Kapitals unproduktive Arbeit,
da sie keinen Mehrwert generiert. Demgegenüber übernimmt der Mann die
produktiven Arbeiten. Mit Entstehung der bürgerlichen Familie als Norm,
welche sowohl ideologisch als auch repressiv gegenüber anderen modernen
Formen  durchgesetzt  und  verteidigt  wird,  reproduziert  sich  die  eben
angesprochene  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung  bis  heute  weiter.



Der Kapitalismus hat sich diese lange vorher existierende zunutze gemacht,
indem der Mann einen sogenannten „Familienlohn“ erhält und die Frau quasi
als „Zuverdienerin“ das familiäre Haushaltsvermögen aufstockt. Dies erklärt
den weiterhin herrschenden Lohnunterschied (Gender Pay Gap) zwischen
Männern und Frauen. Global betrachtet stimmt dieses Modell schon lange
nicht mehr mit der Realität überein. In vielen Fällen ist nämlich die Frau
mittlerweile Hauptverdienerin und ein Lohn oft nicht ausreichend, um das
Überleben  der  Familie  zu  sichern.  Dennoch  trägt  auch  dieser  Umstand
weiterhin  zur  Fest igung  der  bürgerl ichen  Famil ie  und  der
geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung  bei.

Reserve
Denn  Frauen  werden  von  Kapitalist:innen  als  sogenannte  Reservearmee
gesehen, was auch ihre stärkere Betroffenheit in Krisenzeiten erklärt. Sie
besteht aus Menschen, die in konjunkturell starken Phasen eingestellt und in
Krisenzeiten wieder schnell entlassen werden können. Dann wird auch gerne
die Reproduktionsarbeit aus Kostengründen zurück ins private Umfeld und
somit  unentgeltlich  verlagert.  Dadurch  entsteht  wiederum  eine  stärkere
Doppelbelastung aus Erwerbs- und Sorgearbeit für Frauen. Einher geht auch
eine  zunehmende  Abhängigkeit  vom  Partner,  was  es  oftmals  unmöglich
macht,  diesen  Rollen  zu  entkommen.  Auch  in  der  Pandemie  ist  dieser
Rollback deutlich zu sehen.

Diese veralteten Rollenbilder reproduzieren und verstärken eine Spaltung
zwischen  Mann  und  Frau  zugunsten  des  Kapitals.  So  ist  es  auch  nicht
verwunderlich, dass Frauen härter von den Folgen der Pandemie betroffen
sind.  Deshalb darf  ihre Lage nicht  losgelöst  vom kapitalistischen System
betrachtet  werden,  in  dem  wir  uns  befinden.  Ein  System,  das  von  der
Ausbeutung profitiert, kann niemals die Lösung für eben jene Problematik
liefern. Denn für Marxist:innen handelt es sich beim Kapitalismus nicht nur
um  ein  Produktions-,  sondern  ein  Gesellschaftssystem,  welches  alle
Lebensbereiche durchdringt und unser Denken und Handeln bestimmt. Das
ist  klar erkennbar in den Geschlechterrollen,  die uns zugeschrieben, uns
anerzogen werden und sich dadurch weiter reproduzieren.



Wofür kämpfen?
D a  i n  e i n e m  S y s t e m ,  d a s  a u f  A u s b e u t u n g  b e r u h t ,  k e i n e
Geschlechtergerechtigkeit möglich ist muss der Kampf um Verbesserungen
als Teil eines umfassenderen um vollständige Befreiung verstanden werden.
Er muss international organisiert sein und mit dem gegen den Kapitalismus
verknüpft werden. Selbst wenn sich die Lage der Frau von Land zu Land
deutlich unterscheidet, müssen einige Forderungen international aufgestellt
werden.

Wir fordern gleiche Löhne für gleichwertige Arbeit und einen Mindestlohn,
der zum Überleben reicht. Die Abschaffung des informellen Sektors muss auf
die  Tagesordnung  gesetzt  werden.  Solche  und  andere  prekäre
Arbeitsverhältnisse  müssen  durch  Einführung  von  Tariflöhnen  und
Kollektivverträgen  verschwinden,  die  Beschäftigten  voll  in  solche
„Normalarbeitsverhältnisse“  integriert  werden.  Die  Kontrolle  über  die
Umsetzung dieser Maßnahmen und die Sicherung der Gehälter muss in der
Hand  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  liegen.  In  einer
Pandemie wie dieser ist es auch wichtig, einen Entlassungsstopp und bei
Schließungen  ganzer  Branchen  die  Auszahlung  voller  Löhne  zu  fordern.
Außerdem brauchen wir einen weitläufigen Ausbau des Gesundheitssystems,
der  Altersvorsorge,  von  Kitas  und  Schulen  als  Teil  eines  Programms
gesellschaftlich  nützlicher  Arbeiten  unter  Kontrolle  der  Lohnabhängigen,
bezahlt aus den Profiten der Unternehmen.

Um Frauen vor psychischer und physischer Gewalt zu schützen, bedarf es
d r i n g e n d  d e s  A u s b a u s  v o n  S c h u t z r ä u m e n  u n d  v o n
Selbstverteidigungsstrukturen. Wir fordern ebenso eine rechtliche Gleichheit
und ein Recht auf Scheidung sowie auf sichere, durch Krankenkassen bzw.
den Staat bezahlte Abtreibung und körperliche Selbstbestimmung. Auch der
kostenlose  Zugang  zu  Verhütungsmitteln,  Aufklärung  und  medizinischer
Versorgung muss gewährleistet sein.

Der  Kampf  gegen  die  Folgen  von  Pandemie  und  Krise,  von  denen
lohnabhängige Frauen besonders hart getroffen werden, hat aber auch zu
vielen  Abwehrkämpfen  und  Bewegungen  geführt,  wo  Arbeiterinnen  an



vorderster Front standen. Diese zeigen, dass Frauen nicht in erster Linie
Opfer  und  Betroffene,  sondern  vor  allem  Kämpferinnen  sind.  Die
Frauen*streiks der letzten Jahre, die Bewegungen im Gesundheitssektor und
Frauen,  die  in  Afghanistan  unter  extremen  Bedingungen  ihre  Rechte
verteidigen – sie alle zeigen, dass vor unseren Augen auch die Basis für eine
neue internationale proletarische Frauenbewegung entsteht.

Lasst uns gemeinsam für die Abschaffung des Kapitalismus und für
eine vollständige Frauenbefreiung kämpfen! Für den Aufbau einer
internationalen, proletarischen Frauenbewegung!

Bergkarabach: Krieg droht zum
Flächenbrand zu werden
z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/10/02/bergkarabach-krieg-droht-zum-flae
chenbrand-zu-werden/

Martin Suchanek, Neue Internationale 250, 2. Oktober 2020

Am Morgen des 27. September eskalierte der seit über drei Jahren mal offen
ausgetragene, mal vor sich hin schwelende Konflikt zwischen Armenien und
Aserbaidschan.  Aserbaidschanische  Truppen  beschossen  Stepanakert,  die
Hauptstadt  von  Bergkarabach  (Nagorny  Karabach),  einer  armenischen
Enklave, die formell zum Staatsgebiet Aserbaidschans gehört, aber seit Mitte
der  1990er  Jahre  faktisch  als  unabhängige  Region  mit  Armenien  eng
verbunden ist und um ihre internationale Anerkennung ringt. 2017 erklärte
sich Bergkarabach unabhängig unter dem Namen Republik Arzach, wird aber
seither international nicht anerkannt.

https://onesolutionrevolution.de/bergkarabach-krieg-droht-zum-flaechenbrand-zu-werden/
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Reaktionärer Angriff
Die Bombardierung durch die Armee Aserbaidschans stellt eine qualitative
Verschärfung der Kampfhandlungen im schwelenden Konflikt dar, der schon
seit Juli von beiden Seiten verstärkt bewaffnet ausgetragen wird.

Die Führung Aserbaidschans unter dem autokratischen Präsidenten Alijew
steht  ihrerseits  unter  Druck  extrem  nationalistischer  oppositioneller
HardlinerInnen,  die  der  Regierung  zu  große  Nachgiebigkeit  gegenüber
Armenien  und  Bergkarabach  vorwerfen.  Eine  Mobilisierung  gegen  den
Erzfeind Armenien, militärische Erfolge im umkämpften Grenzgebiet und erst
recht die Rückeroberung Bergkarabachs wären für das Regime angesichts
einer tiefen Wirtschaftskrise,  grassierender Korruption und sinkender Öl-
und Gaspreise (und damit der wichtigsten Einnahmequelle des Landes) ein
„Befreiungsschlag“.  Und wie  so  oft  wird  ein  nationalistischer  Angriff  als
Selbstverteidigungsaktion  legitimiert.  Die  massiven  Artillerieangriffe  auf
a r m e n i s c h e  S i e d l u n g e n  a m  2 7 .  S e p t e m b e r  w u r d e n  v o m
Verteidigungsministerium Aserbaidschans  als  „Gegenoffensive“  deklariert,
„um Armeniens militärische Aktivitäten zu stoppen und die Sicherheit der
Bevölkerung zu schützen“.

In Wirklichkeit ist der Angriff eindeutig reaktionärer Natur. Im Falle eines
Erfolges  würde  die  armenische  Bevölkerung  Bergkarabachs  zu  einer
unterdrückten  Nation,  ihr  Selbstbestimmungsrecht  mit  Füßen  getreten
werden. In Aserbaidschan würde die Herrschaft der OligarchInnen und des
seit 15 Jahren mit halb-diktatorischen Mitteln regierenden Präsidenten Alijew
neue Legitimität  erhalten.  Nicht nur die Minderheiten,  sondern auch die
ArbeiterInnenklasse und die Jugend, die als Kanonenfutter im reaktionären
Waffengang  verheizt  werden  soll,  wären  verstärkter,  nationalistisch
legitimierter  Unterdrückung  ausgesetzt.

Angesichts dieser Lage gilt unsere Solidarität allen Kräften der Linken, wie
d e r  A z e r b a i j a n i  L e f t i s t  Y o u t h
(http://www.criticatac.ro/lefteast/anti-war-statement-of-azerbaijani-leftist-you
th), die sich dem reaktionären, nationalistischen Treiben widersetzen und ein
Ende des Angriffs fordern.



Zweifellos  kann  die  Bevölkerung  Bergkarabachs  ein  legitimes  Recht  auf
Selbstbestimmung  (und  Selbstverteidigung)  für  sich  reklamieren.
RevolutionärInnen,  ja  alle  DemokratInnen  sollten  ihr  Recht  anerkennen,
selbst  zu  entscheiden,  ob  sie  einen  eigenen  Staat  gründen  oder  sich
Armenien anschließen wollen.

Wurzeln des Konflikts und Armeniens Rolle
Ginge  es  nur  um  Bergkarabach  und  d ie  Frage  von  dessen
Selbstbestimmungsrecht, so wäre der Charakter des Gesamtkonflikts recht
einfach  zu  bestimmen.  Doch  im  seit  über  drei  Jahrzehnten  offen
ausgetragenen Konflikt zwischen Aserbaidschan und Armenien verhält sich
die Sache nicht so unkompliziert.

Gegen  Ende  der  Existenz  der  Sowjetunion  brach  der  selbst  weit
zurückliegende Konflikt um Bergkarabach offen aus. In der UdSSR war die
Region entgegen dem Willen der armenischen Bevölkerung Aserbaidschan
zugeschlagen worden. Mit dem Zerfall  der Sowjetunion reklamierte diese
erneut   das  Recht  auf  Lostrennung  für  sich  und  stieß  dabei  auf  den
erbitterten Widerstand Aserbaidschans. Das Land befand sich auf dem Weg
in  die  Unabhängigkeit  und  die  NationalistInnen  –  ihrerseits  ehemalige
ParteibürokratInnen  und  städtische  Intellektuelle  –  wollten  nicht  auf
Bergkarabach verzichten, lehnten sowjetische Vermittlungsversuche ab und
suchten eine militärische Lösung.

Am Beginn des von 1992 bis 1994 andauernden offenen Krieges schienen die
Streitkräfte  Aserbaidschans  als  Siegerinnen  hervorgehen  –  nicht  zuletzt
aufgrund ihres brutalen Vorgehens, das tausenden ZivilistInnen das Leben
kostete und in barbarischen Massakern ganzer Dörfer gipfelte.  Doch das
Blatt  wendete  sich.  Die  militärischen  Verbände  Armeniens  und
Bergkarabachs waren nicht nur in der Lage,  die Enklave zu verteidigen,
sondern  eroberten  auch  mehrere  Provinzen,  die  Armenien  von  dieser
trennten. Diese mehrheitlich aserbaidschanischen Siedlungsgebiete wurden
unter dem Kommando des nicht minder brutal  vorgehenden armenischen
Nationalismus ethnisch gesäubert. Er beschränkte sich offensichtlich nicht
auf  die  Unterstützung  der  eigenen  Verbündeten,  sondern  vertrieb



hunderttausende AserbaidschanerInnen aus sieben Bezirken, die seit dem
Waffenstillstand 1994 von Armenien kontrolliert werden.

Bis  1994  wurden  über  1,1  Millionen  Menschen  aus  Aserbaidschan  und
Armenien vertrieben, also fast 10 % der gesamten Bevölkerung der beiden
Staaten.  25.000  bis  50.000  Menschen  starben  nach  unterschiedlichen
Schätzungen.  Seit  damals  befinden  sich  Armenien  und  Aserbaidschan  in
Lauerstellung. Nicht nur die Frage Bergkarabachs ist ungelöst. Beide Seiten
verweigern die Rückkehr hunderttausender Geflüchteter.

Reaktionärer Nationalismus auf beiden Seiten
Der  Nationalismus  wurde  faktisch  zur  Staatsdoktrin  beider  Seiten
einschließlich einer oft extremen religiösen und ethnischen Überhöhung. Seit
1994 kam es immer wieder zu begrenzten bewaffneten Konflikten zwischen
den beiden Parteien, zuletzt im sog. „Vier-Tage-Krieg“ 2016.

Beide Staaten erlebten zwar einen massiven ökonomischen Einbruch nach
dem Zerfall der Sowjetunion, auf deren gesamtstaatliche Arbeitsteilung ihre
Wirtschaftsplanung bezogen war. Der Maschinenpark in der Industrie war
weitgehend  veraltet.  Die  Einführung  der  Marktwirtschaft  und  die
Privatisierungen  nahmen  die  Form  einer  Plünderung,  einer  Art
ursprünglicher Akkumulation durch mafiöse, oligarchische Strukturen an.

Beide Staaten bzw. deren Regime unterhielten weiter enge wirtschaftliche
Beziehungen  zu  Russland.  Dieses  fungierte  als  Moderator  zwischen  den
befeindeten Seiten – sei es auf eigene Rechnung, sei es im Rahmen der sog.
Minsker Gruppe, die 1993 zur Vermittlung und Befriedung des Konflikts ins
Leben  gerufen  wurde  und  neben  Russland  auch  solche  Staaten  wie
Deutschland, Frankreich und die USA umfasst. Im Grunde wurde der Konflikt
e i n g e f r o r e n .  D i e  U N  v e r w e i g e r t  d i e  A n e r k e n n u n g  d e s
Selbstbestimmungsrechtes  von  Bergkarabach.  Umgekehrt  wurden  dessen
enge Verbindung mit Armenien und eine Wirtschafts- und Währungsunion
ebenso faktisch geduldet  wie  die  armenische Kontrolle  über  Gebiete  mit
ehemals aserbaidschanischer Mehrheitsbevölkerung.



Armenien und Aserbaidschan bezogen beide den größten Teil ihrer Waffen
aus Russland, wenn auch zu unterschiedlichen Konditionen. So musste das
öl- und gasreiche Aserbaidschan zu Weltmarktpreisen kaufen, während die
armenische  Armee zu  günstigeren,  russischen „Inlandspreisen“  aufrüsten
konnte. Auch Serbien verkaufte an beide „befreundete“ Staaten, während
Israel und die Türkei exklusiv an Aserbaidschan lieferten.

Während sich die Regionalmacht Türkei als Schutzpatronin Aserbaidschans
ins Zeug legt und extrem aggressive Töne anschlägt, band sich Armenien
stärker an Russland und den Iran. Dieser ist der wichtigste Energielieferant
des Landes. Russland ist faktisch die Schutzmacht Armeniens, unterhält dort
mehrere Militärbasen. Außerdem ist das Land Mitglied in den von Russland
dominierten wirtschaftlichen, politischen und militärischen Bündnissen, in
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) wie auch in der Organisation
des  Vertrags  über  kollektive  Sicherheit  (OVKS),  dem  von  Russland
dominierten  Gegenstück  zur  NATO.

Warum jetzt?
Dass  der  Konflikt  im Juli  wieder  bewaffnete  Formen annahm,  inkludiert
möglicherweise auch ein zufälliges Element. So ist bis heute umstritten, wie
die ersten Kampfhandlungen in den letzten Monaten ausgelöst wurden.

Wir  können  jedoch  drei  Faktoren  ausmachen,  die  das  Gleichgewicht
unterminierten, das seit 1994 zu einem brüchigen Waffenstillstand geführt
hatte und von der Minsker Gruppe und insbesondere auch von Russland
weiter „vermittelt“ worden war.

Erster  besteht  in  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Instabilität  beider
Staaten. Beide sind nicht nur hart von der Weltwirtschaftskrise betroffen,
beide  Länder  werden  auch  von  repressiven,  kapitalistischen  und  anti-
demokratischen Regimen geführt, selbst wenn sich der armenische Präsident
rühmt, über die samtene Revolution an die Macht gekommen zu sein. Für
beide  bietet  der  Nationalismus  daher  eine  Möglichkeit,  von  inneren
Konflikten  abzulenken  und  die  „Einheit  des  Volkes“  zu  beschwören.



Zweitens  haben  sich  aber  die  wirtschaftlichen  Gewichte  zwischen  den
Staaten verschoben. Aserbaidschan verfügt, anders als Armenien, über große
Öl-  und  Gasvorkommen  und  damit  Devisenquellen,  auch  wenn  dieser
Reichtum  vor  allem  der  kapitalistischen  Oligarchie  und  den  führenden
Schichten  im Staatsapparat  zugutekommt.  Die  Rendite  aus  dem Öl-  und
Gasexport  konnte  Aserbaidschan  aber  auch  für  Rüstungsausgaben
verwenden,  die  jene Armeniens  in  den letzten Jahren um das  Fünffache
übertreffen.  Angesichts  der Ziele  des Regimes (und der nationalistischen
Opposition) dürfte es nur zu verlockend sein, die größeren wirtschaftlichen
Reserven  und  die  militärische  Aufrüstung  in  Gebietsgewinne  praktisch
umzumünzen.

Drittens sind es die veränderten geo-strategischen Verhältnisse, die diesen
Konflikt befeuerten – insbesondere die wachsende Rivalität zwischen dem
russischen  Imperialismus  und  der  Regionalmacht  Türkei.  Diese  beiden
geraten  schließlich  nicht  nur  im Kaukasus,  sondern  auch  in  Syrien  und
Libyen aneinander, was den Konflikt noch explosiver macht.

Auch wenn EU und USA vor allem als VermittlerInnen agieren wollen, wenn
beide mit größeren inneren Problemen und anderen Prioritäten konfrontiert
sind, so ist es fraglich, dass v. a. die USA abseits stehen werden, falls sich
der  Konflikt  verschärft  oder  regional  ausweitet,  also  z.  B.  der  Iran
hineingezogen  wird.

Drohender Flächenbrand
Der Konflikt um Bergkarabach und der drohende Krieg zwischen Armenien
und Aserbaidschan droht somit leicht zu etwas Größerem zu werden, so wie
die Balkankriege vor 1914 leicht zu einem Weltkrieg hätten werden können.

Beide Seiten, Aserbaidschan und Armenien, lehnen bisher jede Vermittlung
ab,  beide  haben  das  Kriegsrecht  verhängt.  Beide  beschuldigen  andere
Mächte mit mehr oder minder viel Recht der Unterstützung der Gegenseite.
Während sich die Türkei offen und ganz hinter Aserbaidschan, logistische
Hilfe  stellt  und  reaktionäre  MilizionärInnen  aus  dem  Syrien-Krieg  als
„Freiwillige“ schickt, bezichtigt sie den Iran und Russland der Unterstützung



Armeniens.

Zur  Zeit  zieht  Russland (und wohl  auch China  und der  größte  Teil  des
Westens) eine „friedliche“ Lösung, also das weitere Einfrieren des Konflikts
vor.  Das  würde  Russland  enge  Verbindungen  zu  Aserbaidschan  und
Armenien  und  eine  dominante  Rolle  erlauben.  Eine  geostrategische
Expansion der Türkei kann es hingegen schwer dulden, weil diese seine Rolle
als Ordnungsmacht sowohl in Eurasien als auch im Nahen Osten und im
Mittelmeer schwer erschüttern würde.

So  würde  sich  die  OVKS  als  Papiertigerin  entpuppen,  wenn  sie  ein  in
Bedrängnis geratenes Armenien und das von ihm gestützte Bergkarabach
nicht einmal gegen aserbaidschanische Kräfte und wachsenden Einfluss der
Türkei schützen könnte.

Die Kriegsgefahr ist real. Der Konflikt kann sich leicht zum Flächenbrand
ausweiten, selbst wenn das niemand will, denn jede Aktion der einen Seite
droht  eine  Reaktion  der  anderen  hervorzurufen.  Selbst  wenn  die  groß-
türkische Rhetorik  Erdogans  teilweise  „nur“  leeres  Gerede sein  mag,  so
können gerade bonapartistische Regime wie das seinige den Bogen ihrer
außenpolitischen Abenteuer leicht überspannen – mit fatalen Konsequenzen.

Welche Perspektive?
Die internationale ArbeiterInnenbewegung und die gesamte Linke müssen
der  nationalistischen  Mobilmachung  auf  beiden  Seiten  und  jeder
Einmischung  der  Türkei,  Russlands  und  anderer  Mächte  entschieden
entgegentreten.  Es  gilt,  alle  Kräfte  in  Armenien  und  Aserbaidschan  zu
unterstützen,  die sich einem drohenden Gemetzel  widersetzen,  und diese
durch Aktionen der ArbeiterInnenklasse und der Unterdrückten insbesondere
in der Türkei und Russland zu stärken.

Ein  zentrales  Mittel  zum Stopp der  geo-strategischen Interventionen der
Türkei und Russlands (wie anderer Mächte) besteht im Kampf gegen die
autokratischen Regime Erdogans und Putins selbst.

Um  dem  Nationalismus  in  Armenien  und  Aserbaidschan  eine  politische



Alternative entgegenzusetzen, braucht es aber auch ein Programm, das eine
Lösung der drängenden demokratischen und sozialen Fragen leisten kann.

Das  beinhaltet  die  Anerkennung  des  Selbstbestimmungsrechtes  aller
Nationen,  also  auch  der  Bevölkerung  von  Bergkarabach.  Es  beinhaltet
ebenso das Recht  auf  Rückkehr aller  Vertriebenen und Geflüchteten des
Krieges  und  die  Entscheidung  über  den  weiteren  Status  der  durch  die
armenischen  Streitkräfte  besetzten  Bezirke  durch  die  Bevölkerung.  Das
Selbstbestimmungsrecht bildet im Kaukasus – ähnlich wie auf dem Balkan –
dabei nur ein Element der Lösung der nationalen Frage. Das andere muss in
der Bildung einer freiwilligen Föderation der Staaten des Kaukasus bestehen,
um  so  offene  Grenze  zwischen  den  verschiedenen  Regionen  zu
gewährleisten.

Demokratie und Sozialismus
Wie die Geschichte der Sowjetunion, vor allem aber der Restauration des
Kapitalismus  gezeigt  hat,  ist  eine  demokratische  Lösung  der  nationalen
Frage untrennbar mit der Klassenfrage verbunden, der Frage, in welchem
Interesse die Ökonomie organisiert wird. Auf der Basis von oligarchischem
Kapitalismus,  neoliberalem  Markt,  Mangel,  Arbeitslosigkeit  und  Armut
werden  immer  wieder  reaktionäre,  nationalistische  oder  rassistische
Scheinlösungen  von  den  Herrschenden  präsentiert  werden.

Der Kampf um das Selbstbestimmungsrecht und eine Föderation der Staaten
des  Kaukasus  muss  daher  verbunden  werden  mit  dem für  revolutionäre
Arbeiter-  und  Bauern-/Bäuerinnenregierungen  und  die  Bildung  einer
sozialistischen  Föderation  auf  Basis  demokratischer  Planwirtschaften.



Zweite  Welle  der  Corona-
„SkeptikerInnen“?
Wilhelm Schulz, 3. August 2020
Zuerst veröffentlicht unter
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/08/03/zweite-welle-der-corona-skeptikeri
nnen/

Es  war  ein  unheimlicher  Aufmarsch.  20.000  bis  30.000  Corona-
„SkeptikerInnen“ oder direkte LeugnerInnen der Pandemie demonstrierten
am 1. August in Berlin. Aus dem gesamten Bundesgebiet mobilisierten die
OrganisatorInnen der sogenannten Hygienedemonstrationen.

Sie feierten gemeinsam das angebliche Ende der Corona-Pandemie. Dabei
sind die Zahlen täglicher Neuinfektionen weltweit höher denn je – von der
Dunkelziffer vor allem in der halbkolonialen Welt ganz zu schweigen, die u. a.
auf  fehlende  Testsysteme  und  darauf  zurückzuführen  sind,  dass  als
Todesursachen andere Krankheiten und Mangelerscheinungen ausgewiesen
werden.

Auch  in  Deutschland  steigen  bekanntlich  die  Zahlen.  Die  Öffnung  der
Wirtschaft und die Arbeitsbedingungen in den Betrieben stellen auch hier ein
Gesundheitsrisiko dar, das Kapital und auch Corona-SkeptikerInnen billigend
in Kauf nehmen. Kostenlose Testverfahren werden selbst in Deutschland nur
wenigen angeboten – oft nur im Zusammenhang mit einem Flugticket.

Wir  werden  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  auf  die  Ideologie  und  den
Irrationalismus dieser kleinbürgerlichen „Bewegung“ eingehen. Wir haben
uns damit schon an anderer Stelle, z. B. im Artikel „Das Querfront-Virus“ ,
auseinandergesetzt.

In den letzten Wochen schien es freilich so, dass die rechte Mobilisierung
durch  mehrere  Faktoren  an  Zulauf  verloren  hatte.  Erstens  hatte  die
Regierung  mit  der  vollständigen  Öffnung  der  Betriebe,  von  Schulen,
Geschäften,  Gaststätten  –  also  mit  der  Aufhebung  aller  realen
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Einschränkungen  der  Gewerbefreiheit  –  eine,  wenn  nicht  die  zentrale
Forderung  der  Bewegung  erfüllt.  Zweitens  schien  sich  der  obskur
faschistische Teil  der  Bewegung stärker  zu isolieren.  Drittens  hatten sie
Gegenmob i l i s i e rungen  w ie  in  Ber l in ,  vor  a l l em  aber  d ie
Massendemonstrationen  in  Solidarität  mit  Black  Lives  Matter  in  den
Hintergrund  gerückt.

Die Demonstration vom 1. August verdeutlicht freilich, dass es sich dabei nur
um  eine  Momentaufnahme  handelte  und  die  Gefahr  der  Bildung  einer
reaktionären kleinbürgerlichen Massenbewegung keineswegs verschwunden
ist.  Und  sie  wird  auch  nicht  verschwinden,  wenn  die  organisierte
ArbeiterInnenbewegung,  allen  voran  die  Gewerkschaften  und  SPD,  aber
letztlich  auch  die  Linkspartei  den  nationalen  Schulterschluss  mit  „ihrer“
Regierung suchen, während Millionen in Kurzarbeit einen Vorgeschmack auf
Entlassung  und  massive,  dauerhafte  Einkommenseinbußen  erhalten.  Das
erleichtert,  ja  ermöglicht  es  erst  radikalisierten,  reaktionären
UnternehmerInnen und KleinbürgerInnen wie auch den organisierten Nazis,
RassistInnen und VerschwörungstheoretikerInnen, sich als aktive, pseudo-
systemoppositionelle Kraft zu präsentieren.

Solcherart stellt die rechte Mobilisierung nicht nur ein Warnsignal an die
Linke,  an  die  ArbeiterInnenbewegung  dar.  Sie  unterstreicht  auch  die
Notwendigkeit  einer  Antikrisenbewegung,  die  klare  klassenpolitische
Forderungen aufstellt, sich nicht den Programmen der Großen Koalition und
des Kapitals unterwirft und gleichzeitig die Gefahr der Pandemie nicht außer
Acht lässt.  Dies ist  die Aufgabe der Stunde für alle  anti-kapitalistischen,
internationalistischen und proletarischen Kräfte.

Tag der Freiheit?
Der unheimliche Aufmarsch lief unter dem Motto „Ende der Pandemie – Tag
der Freiheit“ durch die Straßen Berlins. Die Parole enthält nicht nur die
absurde, allen Fakten widersprechende These vom Ende der Pandemie. Sie
bringt nicht nur ein Synonym für den zur individuellen Rücksichtslosigkeit
gewordenen bürgerlichen Freiheitsbegriff zum Ausdruck – die Freiheit, alle
anstecken zu dürfen.



Der  Titel  enthält  eine  weitere  Doppeldeutigkeit.  Schon  in  den  letzten
Monaten  waren  antisemitische  und  rassistische  Tendenz  bei  den
Mobilisierungen immer deutlicher zu erkennen. Mit Attila Hildmann haben
wir den Prototyp eines zum Faschismus tendierenden maroden Kleinbürgers,
der, wie seine versuchten Hetzjagden auf „Hooligans gegen Satzbau“ und
„Anonymus  Deutschland“  zeigten,  näher  an  organisierte  FaschistInnen
angebunden  ist,  als  er  es  denkt  oder  darstellt.

Und ja, „Tag der Freiheit“ ist kein neuer Titel. 1935 wurde der Film Leni
Riefenstahls „Tag der Freiheit! – Unsere Wehrmacht“ im Auftrag der NSDAP
veröffentlicht.  Es  war  der  Abschluss  ihres  filmischen  Dreiteilers  an
Propaganda für Parteitage der FaschistInnen. Doch selbst wenn die Wahl des
Mottos  purer  Zufall  wäre  –  was  angesichts  der  einschlägig  rechten
OrganisatorInnen kaum glaubhaft ist –, so wäre die Demonstration weiterhin
hoch problematisch und es würde an ihrem zutiefst reaktionären Charakter
nichts ändern.

Wer nahm teil?
Doch woher kommen die Kräfte politisch? Veranstaltet wurde die Aktion von
Initiative Querdenken 711, die den Protest in Stuttgart organisieren, und der
Kommunikationsstelle Demokratischer Widerstand (KDW) rund um Anselm
Lenz, die die Mobilisierungen am Berliner Rosa Luxemburg Platz initiierten.
Daneben nahmen auch VertreterInnen von NPD, Drittem Weg, Identitärer
Bewegung,  des  Compact-Magazins  Jürgen  Elsässers,  AnhängerInnen  des
QAnon-Mythos, ReichsbürgerInnen, Teile der Pegida-Bewegung und weitere
neurechte bis faschistische Kräfte teil.

Sie stellten mit Sicherheit nicht die alleinige Führung und auch nicht die
Mehrheit  der  sich  Versammelten  dar,  aber  sie  prägen  die  Bewegung
unzweifelhaft. Darüber hinaus waren auch etliche VertreterInnen der AfD vor
Ort  erkennbar.  Die  Mehrheit  der  sich  Versammelnden  rekrutierte  sich
vermutlich  aus  einem  breiten  Spektrum,  welches  von  esoterischen
ImpfgegnerInnen über SkeptikerInnen, die die Maßnahmen für überzogen
ha l ten ,  b i s  zu  vor  dem  wi r t scha f t l i chen  Ru in  s tehenden
KleinunternehmerInnen  und  ihren  Angestellten  reicht.



Während die zweite Gruppe vermutlich mehr Menschen bei einem Großevent
auf die Straße bringen kann, so haben wir es bei der ersten mit Neurechten
und StrategInnen zu tun, die die bunte Bandbreite von wirren Restbeständen
der Friedensbewegung bis zu AnhängerInnen des Deutschen Kaiserreiches
ausnutzen, um Heterogenität und Pluralismus vorzugaukeln. Deren wahrer
Charakter offenbart sich darin, dass sich FaschistInnen in ihrem Fahrwasser
aufbauen  können.  Das  reale  „Spannungsfeld“  der  Bewegung  zeigt  sich
letztlich darin,  dass der kleinbürgerlich-unternehmerische Flügel auf ein 
Programm der wirtschaftlichen und „kulturellen“ Öffnung pocht, das jedwede
Rücksicht auf die gesundheitlichen Risiken für die Bevölkerung ablehnt und
damit  ganz  nebenbei  die  Lockerungsmaßnahmen  der  Regierung  stützt.
Andererseits erleben wir hier eine Bewegung, die die Gefahr des Aufstiegs
reaktionärer Kräfte in dieser Krisensituation aufzeigt.

Dass auch vereinzelt „linke“ Kräfte präsent waren, die aus dem Spektrum der
Friedensbewegung zu kommen scheinen, macht die Sache nicht harmloser,
sondern nur umso bedenklicher. Sie bilden schließlich kein Gegengewicht zu
den Rechten, sondern entpuppen sich als deren nützliche IdiotInnen. Waren
Formate wie Rubikon und NachDenkSeiten inhaltlich bereits vor Corona an
einigen Punkten problematisch, so beschleunigt sich ihr politischer Verfall
massiv,  während  die  „Rote  Fahne“-Gruppe  zunehmend  als  bewusste
Querfrontlerin  in  Erscheinung  tritt.

Dieser Zusammenschluss bildet eine gefährliche Mischung, die tatsächlich
lieber  im Giftschrank  hätte  bleiben  sollen.  Es  zeigt  uns,  unter  welchem
politischen Vorzeichen wir in diese Krisenperiode gerutscht sind, unter dem
eines  gesellschaftlichen  Rechtsrucks  als  Folge  der  Niederlagen  des
Arabischen Frühlings und der Bewegung in Griechenland, des Aufstiegs des
Nationalismus und der Krise der EU sowie der zugespitzten imperialistischen
Konkurrenz – bei gleichzeitigem politischen Bankrott der Linken.

Im August 2020 erleben wir das Zusammengehen von Pegida und der Anti-
Hygienebewegung,  einen  Schulterschluss  unter  Zwillingen.  Eine
repräsentiert  den  Rechtsruck  des  letzten  Jahrzehnts  in  Deutschland,  die
andere  das  Gefahrenpotential  der  aktuellen  Periode des  Klassenkampfes,
wenn die ArbeiterInnenbewegung keine klassenkämpferische Antwort für die



Massen zu geben vermag.

Wer und wie viele?
Das genau zu beantworten, ist fast unmöglich. Zwar gab es Ortsschilder, die
auf  der  Versammlung  in  die  Luft  gehalten  wurden.  Aber  um  wirklich
abschätzen zu können, wie viele der sich versammelnden aus dem rechten
Spektrum  kommen,  wie  viele  durch  die  Anti-Hygienedemonstrationen
politisiert  wurden,  dafür  wäre  eine  ausführlichere  Recherche  nötig.
Laut Junger Welt kam ein großer Teil der sich Versammelnden aus Baden-
Württemberg und Sachsen.

Die Zahlen der TeilnehmerInnen gehen weit auseinander, von 17.500 bis zu
reichlich phantastischen 1,5 Millionen. Hierzu muss einiges gesagt werden,
aber es ist mit Sicherheit nicht die Hauptfrage, die die Linke beschäftigen
sollte. Selbst wenn es „nur“ 17.500 Menschen waren, so ist das die größte
Berliner  Mobilisierung  von  rechts  in  diesem  Jahr.  Was  die  Hauptstadt
betrifft, so ist sie vergleichbar mit der Black-Lives-Matter-Kundgebung im
Juni am Berliner Alexanderplatz, bei der mindestens 20.000, wahrscheinlich
sogar über 30.000 Menschen protestierten.

Ein Artikel vom Volksverpetzer vom 2. August kalkuliert eher mit 17.000
Menschen, ähnlich den Polizeiangaben. Dabei legt er die Grundfläche der
Abschlusskundgebung  den  Berechnungen  zugrunde  und  geht  von  einer
durchschnittlichen  Mensch-Flächen-Dichte  von  einer  Person  pro
Quadratmeter aus, was 17.000 Menschen ergibt. Für seine Berechnungen
zieht er außerdem Vergleiche mit den Bildern der Loveparade von 1999, bei
der 1,4 Millionen Menschen auf der Straße des 17. Juni waren.

Hiermit zeigt er eindrucksvoll,  wie viel  größer die letztere Veranstaltung
war. Persönlich war der Autor bei keiner der beiden vor Ort, hält jedoch das
Verhältnis von einer Person pro Quadratmeter für etwas viel Platz über die
gesamte Strecke, aber selbst bei 0,75 oder 0,5 Quadratmeter pro Menschen
wären es lediglich knapp 23.000 beziehungsweise 34.000 TeilnehmerInnen.

Für  die  Teilnehmenden  und  ihre  Chatgruppen  wird  die  Zahlendebatte
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irrelevant,  halten  sie  doch  jedwede  Berichterstattung  gegen  sie  für
gleichgeschaltet. Das zeigen auch die Einschüchterungsversuche gegenüber
der  Presse  vor  Ort.  Mehrere  Fernsehteams  sahen  sich  gezwungen,  ihre
Berichterstattung abzubrechen. Die VeranstalterInnen forderten von jeder
teilnehmenden ReporterIn eine Voranmeldung, in der diese unterzeichneten,
dass sie stets „wahrheitsgemäß, unparteiisch und vollständig berichten“ –
worunter sie ihre eigene „Wahrheit“ verstehen. Wie schon bei den rechten
Demonstrationen in Stuttgart wollen diese selbsternannten VerteidigerInnen
der  Meinungsfreiheit  missliebigen  JournalistInnen  einen  Maulkorb
verpassen,  diese  zensieren.

Rücksichtslosigkeit als Programm
Die Darstellung des Corona-Virus schwankt in der Bewegung zwischen der
Beschreibung  als  regulärer  Grippewelle  und  einer  bloßen  Fiktion  einer
„globalen, homogenen Elite“ von MultimilliardärInnen wie Bill Gates und der
Pharmaindustrie,  die  die  Politik  und die  Medien  gleichgeschaltet  hätten.
Auch wenn die Einschätzungen auseinandergehen, so finden sie doch ihren
gemeinsamen Punkt in der Ablehnung jedweder Einschränkung aufgrund von
SARS-CoV-2, seien sie noch so geringfügig wie das Tragen von Mund-Nasen-
Masken im öffentlichen (Eng-)Raum.

Die  Freiheit,  die  sie  meinen,  entpuppt  sich  als  Rücksichtslosigkeit,  als
blanker Egoismus. Diese Doppelbödigkeit ist der Freiheit im Kapitalismus
selbst nicht fremd. Schließlich beinhaltet die Freiheit des Privateigentums,
die diesem System zugrunde liegt, die Freiheit der einen, uneingeschränkt
wirtschaften  zu  können,  das  Elend  und  die  Eigentumslosigkeit  anderer
auszunutzen – ob im Ausbeutungsverhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital
oder in der Unterordnung von Gesundheit und Umwelt unter die privaten
Profitinteressen. Wir sagen es offen:  Diese falsche Freiheit  brauchen wir
nicht zu verteidigen. Wir tragen MN-Masken, damit die Einschränkung des
Virus möglichst erfolgreich sein kann. Auch wenn es uns individuell um ein
Quantum unseres üblichen Alltagsverhaltens einschränkt, so ist dies doch
notwendige  gegenseitige  Rücksicht  unter  den  gegebenen  Bedingungen
(fehlender  Impfschutz,  keine  flächendeckenden  Tests  auf  Infektion  und



Immunität).

Andererseits dürfen wir nicht dem Trugschluss auf den Leim gehen, dass sich
die Existenz von Corona dadurch bestätigt oder falsifiziert, nur weil auf der
einen oder anderen öffentlich stattfindenden Massenveranstaltung (k)eine
Infizierung stattfindet. Auch auf Demonstrationen und Aktionen treten wir
wie  alle  anderen  Linken,  die  die  Gesundheitsfrage  –  und  damit  die
Lebensinteressen der Bevölkerung – ernst nehmen, dafür ein, Masken zu
tragen.  Zugleich  lehnen  wir  aber  jede  politische  Einschränkung  des
Demonstrationsrechts durch die Regierungen ab, weil wir für notwendigen
Schutz gegen Gesundheitsgefährdung und die Abwälzung der Krisenkosten
auf  die  ArbeiterInnenklasse  al le  Mittel  des  pol it ischen  und
gewerkschaftlichen  Kampfes  brauchen  werden  –  ansonsten  drohen
Massenentlassungen,  Verelendung,  Wohnungsräumungen  etc.

Während sich die Corona-SkeptikerInnen als Opfer der Repression und der
Unterdrückung  wegen  ihres  Verstoßes  gegen  die  Hygiene-Vorschriften
hinstellen, offenbart das brutale Vorgehen der Berliner Polizei gegen eine
Solidaritätsdemonstration mit der/dem von der Räumung bedrohten linken
Kneipe/Treffpunkt  Syndikat,  wo  der  Staat  den/die  wirkliche/n  GegnerIn
ausmacht. Dutzenden TeilnehmerInnen dieser linken Demo gegen Räumung
und Gentrifizierung wurden von der Straße geknüppelt, niedergerannt und
zum Teil schwer verletzt – und das obwohl sie Masken trugen und auf die
Gesundheitsvorschriften achteten. Wenn es um Repression von Protest für
fortschrittliche soziale  oder politische Anliegen geht,  pfeift  nicht  nur die
Berliner  Polizei  freilich  auf  Hygiene-Schutz  und  wird  zum  doppelten
Gesundheitsrisiko.

Natürlich versuchen auch die Corona-SkeptikerInnen, für ihre Mobilisierung
solche und andere reale Missstände mit auszunutzen – freilich nur, um sie in
eine  reaktionäre  Gesamtkonzeption  einzupassen.  Wir  werden  diese
demagogischen  Tricks  freilich  nicht  bloß  durch  Argumente  abwehren
können.  Die ArbeiterInnenbewegung und die Linke müssen ihrerseits  die
Maßnahmen der Regierung einschließlich ihrer Widersprüche anprangern.

So  will  die  GroKo  für  UrlauberInnen  an  Flughäfen  verpflichtende  Tests



einführen. Zwar halten wir das prinzipiell für gerechtfertigt, jedoch stellen
sich hier einige Fragen wie: Wer zahlt die Tests? Wer zahlt für mögliche
Quarantäneschritte?  Ist  das  dann  unbezahlter  Urlaub?  Kommt  das
Unternehmen dafür auf? Wieso erhält die Reiseindustrie solche Hilfsmittel,
aber der gesamte Pflegebereich nicht? Ein weiteres Beispiel ist der drohende
Missbrauch mit notwendigen Einschränkungen des Alltags. So wurden von
der  Polizei  in  den  letzten  Wochen  in  bereits  vier  Bundesländern  die
Anwesenheitslisten  von  öffentlichen  Gaststätten  für  „Ermittlungen“
missbraucht.

Das  zeigt,  dass  wir  niemals  blindes  Vertrauen  in  die  Einschränkung
demokratischer  Rechte  durch  einen  bürgerlichen  Klassenstaates  setzen
dürfen. Wir müssen eine unabhängige Perspektive aufzeigen, die sich nicht
der Ideologie des notwendigen Übels an allen Ecken und Enden anschließt.
Deshalb lehnen wir die Zusammenarbeit der Gewerkschaftsführungen mit
den  Maßnahmenpaketen  der  GroKo  im  Schulterschluss  mit  den
UnternehmerInnenverbänden  kategorisch  ab.  Die  selbstauferlegte
Friedenspflicht  der  ArbeiterInnenbürokratie  muss  politisch  bekämpft
werden. Die Passivität von Oppositionsparteien wie der Linkspartei darf nicht
unkommentiert bleiben. Es ist auch ihr Stillschweigen, das das Erstarken
dieser neurechten Bewegung ermöglicht.

Was brauchen wir?
Wir brauchen also eine Bewegung, die Widerstand gegen die Maßnahmen
von Staat und Kapital organisiert und gleichzeitig das gesundheitliche Wohl
durch  von  der  ArbeiterInnenklasse  kontrollierte  Hygienemaßnahmen
durchsetzt.  Eine  solche  Bewegung  muss  die  falsche  Opposition  von
Querdenken 711,  Widerstand 2020 und KDW, die in braunen Gewässern
fischen  und  gefischt  werden,  ablehnen.  Wo  nötig,  muss  sie  sich  ihnen
entgegenstellen.  Vor  allem  müssen  wir  eine  breite  Anti-Krisenbewegung
aufbauen, die eine klassenpolitische Antwort auf die Krise gibt.

Wir brauchen eine Zusammenführung der verschiedenen sozialen Kämpfe
der letzten Monate, z. B. der beeindruckenden Mobilisierungen von BLM und
von Kampagnenorganisationen wie Migrantifa oder der Fridays-for-Future-



Bewegung,  die  im  September  wieder  einen  internationalen  Streik
organisieren  möchte.  Wir  müssen  betriebliche  Aktionen  wie  gegen  die
Entlassungen bei Galeria Karstadt Kaufhof miteinander ebenso verbinden wie
mit  dem  Kampf  für  das  Mietmoratorium,  die  Enteignung  der
Immobilienkonzerne  oder  die  #LeaveNoOneBehind-Kampagne  gegen  das
Sterben im Mittelmeer.

Die  Aufgabe  dieser  Bewegungen  und  Kämpfe  ist  es,  gemeinsame
Antikrisenbündnisse  aufzubauen  und  eine  Großdemonstration  im  Herbst
unter dem Motto „Wir zahlen weder für Krise noch Virus“ zu organisieren.
Sie  müssen  den  Druck  auf  die  Gewerkschaften  und  bürgerlichen
ArbeiterInnenparteien  erhöhen,  mit  Koal i t ionspol i t ik  und
SozialpartnerInnenschaft zu brechen. In den vergangenen Monaten haben
diese bewiesen, dass sie nicht willens sind, selbstständig solche Bewegungen
aufzubauen  –  wir  müssen  sie  dazu  zwingen!  Nur  so  kann  der
ArbeiterInnenklasse,  aber  auch  auch  Teilen  des  verängstigten
KleinbürgerInnentums  und  der  Mittelschichten  gezeigt  werden,  dass  der
Widerstand gegen die Rettungspakete fürs Kapital, während ein Großteil der
Bevölkerung  mit  Brotkrumen abgefertigt  wird,  möglich  ist  und  mit  dem
Kampf gegen die Gesundheitsgefahr verbunden werden kann und muss.

Wir werden versuchen, nach unseren Möglichkeiten, eine solche Bewegung
aufzubauen  und  fordern  alle  Organisationen  und  Parteien,  die  diese
Einschätzung teilen, auf, ihr beizutreten, das Notwendige zur Wirklichkeit
werden zu lassen.

Droht der Krieg in Syrien zum
Flächenbrand zu werden?
von Dilara Lorin und Martin Suchanek, zuerst erschienen unter
http://arbeiterinnenmacht.de/2020/02/29/krieg-syrien/
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Hunderttausende,  wenn nicht  Millionen,  befinden sich  in  Syrien  auf  der
Flucht.  Die  Offensive  der  syrischen  Armee  sowie  ihrer  russischen  und
iranischen Verbündeten sollte ein weiteres blutiges Kapitel im Bürgerkrieg
zum  Abschluss  bringen  –  die  Rückeroberung  Idlibs  samt  Vertreibung
Hunderttausender,  der  Zerschlagung  der  oppositionellen  bewaffneten
Gruppen  –  egal  ob  nur  dschihadistisch,  pro-westlich  oder  verbliebene
Restbestände  der  demokratischen  Opposition.

Zweifellos kalkulierten das syrische Regime wie auch seine Verbündeten,
dass  sie  dieses  mörderische  Unternehmen  rasch  durchziehen  konnten.
Protestnoten der zur „Weltgemeinschaft“ hochstilisierten westlichen Mächte
waren einkalkuliert, ein Stillhalten der Türkei, der Russland (und damit das
Assad-Regime) wichtige Teile Nordsyriens und vor allem Rojavas überlassen
hatten, ebenfalls.

Doch wie schon in Libyen erweist sich die Putin-Erdogan-Allianz als brüchig.
Sie ist praktisch am Ende. Beide Räuber, beide „Sieger“ wollen ihren Teil
vom Kuchen. Das Assad-Regime will erst recht nicht mehr auf die Türkei
Rücksicht nehmen.

Umgekehrt  droht  nun  der  Krieg,  selbst  zu  eskalieren,  von  einem
StellvertreterInnenkrieg in einen heißen Krieg umzuschlagen. Selbst wenn
keine der Parteien diese Entwicklung anstrebt, so spielen sie doch mit dem
Feuer. Während Russland weitere Kriegsschiffe ins Mittelmeer beordert, ruft
die Türkei die NATO-PartnerInnen an. Die Trump-Administration sieht die
Chance gekommen, verlorenen Einfluss wiederherzustellen, und verspricht
Unterstützung. Die NATO erklärt  ihre Solidarität  mit  dem Mitgliedsstaat,
auch wenn sie noch offenlässt, welche praktischen Formen diese annehmen
soll.  Bei  allem Gerede von Besorgnis  ob  der  Eskalation  könnte  sich  die
Konfrontation in den nächsten Tagen massiv zuspitzen, im extremsten Fall
aus dem syrischen BürgerInnenkrieg ein Krieg zwischen Russland und NATO
werden.

Lage in der Türkei
Im Folgenden wollen wir die Lage in der Türkei genauer betrachten.



In den vergangenen Tagen starben laut türkischen Nachrichtenagenturen bis
zu 33 Soldaten in Idlib, einer Stadt im Nordwesten Syriens, durch syrische
Luftangriffe.  Laut  der  kurdischen  Nachrichtenagentur  ANF  (Firatnews
Agency)  sind  bis  zu  113  Soldaten  ums  Leben  gekommen.  Mehrere
Videoaufnahmen  kursieren  im  Internet,  die  von  mehreren  hundert
„Märtyrern“ sprechen, und türkische Soldaten beklagen, „man komme aus
Idlib nicht mehr lebend heraus“.

Der  Kurznachrichtendienst  Twitter  ist  seit  gestern  Abend  in  der  Türkei
geschlossen, um keine weiteren Meldungen über den Krieg und die getöteten
Soldaten  zu  verbreiten.  Aber  die  Grenzregion  zu  Syrien  liegt  lahm,  die
Krankenhäuser sind überfüllt mit Leichen und das Gesundheitsministerium
ruft die Bevölkerung dazu auf, Blut zu spenden. Das deutet darauf hin, dass
die Opferzahlen wahrscheinlich viel höher sind als die 33.

Die Türkei  führt  gerade einen offenen Krieg in Syrien gegen das Assad-
Regime, faktisch auch einen gegen seinen Verbündeten Russland. Dass die
Türkei  seit  dem  27.  Februar  ihre  Grenzen  nach  Europa  für  syrische
Geflüchtete geöffnet hat und und diese nicht mehr darin hindert, dorthin
auszureisen, bedeutet für sie nur, die Geflüchteten als Spielball zu benutzen.
Sie möchte damit die EU unter Druck setzen und zwingen, im Krieg um Idlib
auf ihrer Seite einzugreifen oder jedenfalls Unterstützung zu gewähren. Dies
könnte auch zu einem Krieg zwischen Türkei, EU und Russland führen.

Der türkische Außenminister Mevlüt Çavuşoğlu steht im Telefonkontakt mit
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg. Dieser verkündete am 28. Februar,
dass  die  NATO  die  Türkei  auch  militärisch  unterstützen  und  die
Luftverteidigung stärken wird. Teile der NATO stellten sich schon vorher und
während  des  Manövers  in  Idlib  auf  die  Seite  der  Türkei,  welche  mit
dschihadistischen Truppen wie  der  Division Sultan Murad und Ahrar  Al-
Sharqiya (Freie Männer des Ostens) zusammen kämpft.

Das Leid der 3 bis 4 Millionen ZivilistInnen in Idlib jedoch wird in der Türkei
kaum gehört. Mehrere tausende Menschen, welche vom syrischen Regime
teils  zwangsumgesiedelt  wurden,  befinden  sich  in  Idlib  unter  türkisch-
dschihadistischem und syrisch-russischem Beschuss.



Während Russland und Syrien, die Türkei und USA Stellung beziehen und
eine weitere Eskalation droht, laviert die schwächelnde EU. Sie fordert ein
Ende  der  Kampfhandlungen,  unterstützt  zur  gleichen  Zeit  den  NATO-
Verbündeten.  Mit  der  Türkei  freilich  hadert  sie  um  die  Frage  der
Geflüchteten,  denen  sie  auf  keinen  Fall  helfen  will.

Die  Öffnung  der  türkischen  Grenzen  bedeutet  längst  nicht,  dass  die
Menschen, die fliehen, allzu weit  kommen. Frontex wurde in den letzten
Jahren weiter aufgerüstet, an die EU-Außengrenzen werden mehr und mehr
Polizei und Grenzschutzeinheiten beordert. Wird der Andrang zu groß, kann
auch nicht ausgeschlossen werden, dass der bewaffnete Arm der Frontex auf
Menschen an den Grenzen schießen wird. Es droht somit eine humanitäre
Krise der Menschen in Idlib und der Millionen Flüchtlinge des Bürgerkriegs.

Aktuell sammeln sich größere Gruppen von Geflüchteten vor Edirne, einer
türkischen Grenzstadt nahe Bulgarien und Griechenland, sowie in Izmir und
anderen Hafenstädten im Westen der Türkei und versuchen, der Hölle von
Bürgerkrieg und Vertreibung zu entkommen. Wir brauchen offene Grenzen
für alle! Jetzt sofort! Wir müssen gemeinsam dafür kämpfen, dass alle, die
nach Europa wollen, sichere Fluchtwege über Meer oder Land erhalten und
sich in den Ländern ihrer Wahl niederlassen, arbeiten und eine Existenz
aufbauen können.

Geostrategische Gründe
Der  türkische  Einmarsch  in  Syrien  erfolgte  –  wie  die  Intervention  aller
anderen Mächten – aus geostrategischen Gründen. Ursprünglich ausgezogen,
Assad selbst zu stürzen, will Erdogan nun ein möglichst großes Stück von der
Beute,  sprich die Neuordnung des Landes mitbestimmen. Den Einmarsch
türkischer Truppen,  die Eroberung Afrins und anderer kurdischer Städte
stellt er als Akt der „Verteidigung“ des Landes dar, ganz so wie Russland,
Iran  und  Syrien  die  brutale  Wiedererrichtung  des  Assad-Regimes  zum
„Kampf gegen den Terrorismus“ verklären.

Doch der Krieg könnte für Erdogan leicht zum Bumerang werden. Die Türkei
befindet sich in einer wirtschaftlich sehr schlechten Lage und ein Krieg trägt



sicherlich nicht zu einer Erholung bei. Im Gegenteil, die ArbeiterInnenklasse
wird zu den Kriegen einberufen und muss für die Interessen eines Staates
sterben,  der vielen nicht  einmal  genug zum Überleben bieten kann.  Der
Mindestlohn  reicht  kaum,  um  sich  und  seine  Familie  zu  ernähren.  Die
Lebensqualität sinkt mit jedem anbrechenden Tag und nun werden junge
Lohnabhängige auch noch zur Armee berufen, um in einem Krieg zu sterben,
der in keinster Weise ihren Interessen dient.

So  wie  die  ArbeiterInnenklasse  Russlands  oder  Irans,  so  muss  auch  die
türkische  ArbeiterInnenklasse  „ihrer“  Regierung  jede  Unterstützung
verweigern. Der Krieg Erdogans ist nicht unser Krieg. Es hilft jedoch nicht,
sich über den Tod türkischer Truppen und Soldaten zu freuen, es kommt
darauf an, Erdogan und das Regime zum Rückzug aus Syrien zu zwingen –
und zwar nicht nur aus Idlib, sondern auch aus Rojava und allen anderen
Gebieten.

Ein  Rückzug  aus  Idlib  allein  –  ob  nun  infolge  syrisch-russischer
Militärschläge  oder  durch  ein  weiteres  „Waffenstillstandsabkommen“  –
würde  schließlich  bedeuten,  dass  sie  weiter  Besatzungsmacht  in
Nordsyrien/Rojava  bleibt.  So  kontrolliert  sie  strategisch  wichtige
Verkehrsknotenpunkte der nordsyrischen Region wie die Autobahn M14, die
Antalya mit  Mossul  verbindet,  und dem türkischen Staat  dienen soll,  im
arabischen Raum besser Fuß zu fassen. Sie wird weiterhin Besatzungsarmee
der  kurdischen  Gebiete  sein  und  dschihadistische  Strukturen  weiter
aufbauen,  bewaffnen  und  unterstützen.

Nein zum Krieg! Abzug aller imperialistischen
Truppen und Regionalmächte!
In der Türkei, in Russland und den NATO-Staaten brauchen wir eine breit
aufgestellte Einheitsfront von Organisationen, Gewerkschaften und Parteien
der  ArbeiterInnenklasse.  Denn  nur  die  ArbeiterInnenklasse  kann  in
internationaler  Solidarität  mit  den  Geflüchteten,  KurdInnen,  der
ArbeiterInnenklasse und demokratischen Opposition in Syrien diesen Krieg
stoppen! Wer soll eingezogen werden, wenn wir streiken? Wie soll die Türkei



weiter Krieg führen, wenn die ArbeiterInnenklasse sich mit den bis zu vier
Millionen  ZivilistInnen  in  Idlib  und  den  drei  Millionen  KurdInnen  in
Nordsyrien solidarisiert,  auf die Barrikaden geht und einen Generalstreik
ausruft?

Alle Räder stehen still, wenn die Klasse das auch will, und natürlich ist damit
auch das Rad eines Panzers gemeint!

Wir  brauchen  keine  weiteren  imperialistischen  AkteurInnen  und
Regionalmächte im Krieg in Syrien, die allesamt nur für ihre eigenen Profite
und strategischen Interessen kämpfen. Es war schon ein richtiger Schritt,
dass sich viele türkische und internationale Linke gegen den Einmarsch der
Türkei in die kurdischen Gebiete in Syrien aussprachen und sich mit den
KurdInnen  solidarisierten,  aber  Solidarität  darf  und  kann  nicht  bei
Lippenbekenntnissen  stehenbleiben!  Es  muss  eine  gemeinsame
Mobilisierung  diskutiert  und  umgesetzt  werden,  um  die  drohende
Ausweitung  des  Kriegs  zu  verhindern  und  der  Zivilbevölkerung  in  Idlib
beizustehen.

Die  ArbeiterInnenklasse,  die  Gewerkschaften  müssen  erkennen,  dass  die
Intervention der Türkei in Syrien nicht dem Schutz der Bevölkerung dient,
sondern  nur  eigenen  Machtinteressen  und  der  Verhinderung  kurdischer
Selbstbestimmung. Sie muss erkennen, dass eine etwaige US-amerikanische
oder  NATO-Intervention  nur  dazu  führen,  kann  dass  der  Kampf  um die
Neuaufteilung der Welt zwischen den Großmächten eine militärische Form
annimmt,  sich  zu  einem  internationalen  Flächenbrand  ausweiten  kann.
Daher:  Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Abzug  aller  deutschen,
französischen,  US-amerikanischen  Truppen,  nein  zu  allen  westlichen
imperialistischen Sanktionen! Öffnung der EU-Grenzen für die Flüchtlinge!
Sie muss aber auch erkennen, dass die Intervention Russlands und Irans
keinen Akt des „Anti-Imperialismus“, sondern selbst nur nackte und brutale
Verfolgung  eigener  geostrategischer  Interessen  bedeutet.  Sie  muss
erkennen,  dass  sie  mit  dem  Assad-Regime  eine  mörderische
Kriegsmaschinerie am Leben hält, die für den Tod Hunderttausender und die
Vertreibung von Millionen verantwortlich ist.



Ob sich der Krieg in Syrien zu einer internationalen Konfrontation ausweitet
oder  ob  er  am  Verhandlungstisch  auf  dem  Rücken  der  Bevölkerung“
befriedet” wird – wir dürfen nicht auf die Assads und Erdogans, die Putins
und Trumps, aber auch nicht die Merkels und Macrons unsere Hoffnungen
setzen. Sie sind alle Teil des Problems.

Nur eine gemeinsame, internationale Anti-Kriegsbewegung, die sich auf die
ArbeiterInnenklasse stützt,  kann in  der  Aktion verhindern,  dass  sich der
syrische  BürgerInnenkrieg  weiter  ausweitet,  ja  zu  einer  Konfrontation
zwischen  NATO  und  Russland  wird.

Abzug  aller  imperialistischen  Truppen  und  Regionalmächte  aus
Syrien, vor allem der türkischen, russischen und iranischen Truppen!
Nein zu jeder Intervention und Waffenlieferungen an Erdogan oder
Assad!
Abzug aller NATO-Truppen aus der Region, Schließung der NATO-
Basen in der Türkei!
Schluss mit dem EU-Türkei-Deal! Öffnung der europäischen Grenzen
für alle Geflüchteten!
Unterstützung  für  Rojava  sowie  für  die  ArbeiterInnenklasse,  die
demokratische und sozialistische Opposition in Syrien!

Pro  Choice:  Für  die
Selbstbestimmung  über  den
eigenen Körper!
Leila Chang, Revolution Deutschland, Fight, Revolutionäre Frauenzeitung Nr.
8, März 2020

In  den  letzten  Jahren  gab  es  immer  wieder  massive  Angriffe  auf
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Abtreibungsrechte von Frauen. Hinzu kommen die Verabschiedungen harter
Abtreibungsgesetze, die jahrelang erkämpfte Reformen rückgängig machten.
Ein  Beispiel  dafür  ist  der  am 15.  Mai  2019  beschlossene  „Human  Life
Protection Act“ des US-amerikanischen Bundesstaates Alabama. Auch wenn
diese Einzelstaatenregelung durch Bundesgesetz gebrochen werden kann,
verkörpert  sie  doch  Druck  auf  jene.  Bei  diesem  Antiabtreibungsgesetz
handelt es sich um eines der härtesten weltweit. So soll eine Frau nur noch
bei eigener Lebensgefahr abtreiben dürfen. „Strafbar wären demnach auch
Abtreibungen  nach  Vergewaltigung  oder  Inzest.“  (siehe  Tagesschau,
29.10.2019) Ein Arzt oder eine Ärztin, die solch einen Eingriff durchführt,
könnte  demnach  bis  zu  99  Jahre  Gefängnisstrafe  bekommen.  Nach
internationalem  Protest  wurde  dieses  Gesetz  zwar  Ende  Oktober  vom
obersten US-Gerichtshof gestoppt. Dennoch zeigt es, in welchem Ausmaß die
Angriffe  auf  körperliche  Selbstbestimmung  und  Frauenrechte  in  unserer
kapitalistischen Weltordnung stattfinden. Doch warum ist das so?

Ursachen
Hier spielen mehrere Faktoren zusammen. Der Kapitalismus profitiert von
sozialen Unterdrückungen. Zum einen spaltet er die Arbeiter_Innenklasse
beispielsweise  nach  Geschlechtern,  Nationen,  Sexualität  oder  Alter.  Das
verringert den Zusammenhalt innerhalb der Klasse. Zum anderen gewinnen
die Kapitalist_Innen dadurch Profite. Zudem festigen sie beispielsweise die
bürgerliche Familie.

Diese  ist  für  die  herrschende  Klasse  wichtig,  weil  sie  die  Vererbung
ideologisch stützt. Große Mengen an Geld, Besitz an Produktionsmitteln und
zusätzliches Kapital (z. B. in Form von Aktien) werden stets an die Kinder
vererbt, um das Geld „in der Familie“ zu behalten, so ähnlich wie Adelstitel
in der Zeit der Feudalherrschaft vererbt wurden. Der Fortbestand dieser ist
also  in  ihrem  Interesse,  auch  wenn  Frauen  in  privilegierten  Positionen
oftmals die Möglichkeit haben, sich „freizukaufen“.

Das hat aber auch Auswirkungen auf die Arbeiter_Innenklasse. In der Regel
hat  diese  wenig  zu  vererben.  Hier  greift  aber  das  Interesse  der
Kapitalist_Innen  an  immer  mehr  Nachwuchsarbeitskräften,  die  für  sie



arbeiten.  Gleichzeitig  festigen  solche  rückschrittlichen  Verbote  auch  die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in  der  Familie.  Denn mit  ihr  gehen
auch  repressive  Sexualmoral,  Geschlechternormen,  Einschränkungen  der
Kontrolle  über  den  eigenen  Körper,  Zwangsgeburten  von  Kindern  usw.
einher. Kurz gesagt: Die repressiven frauenfeindlichen Strukturen werden so
auch in der ArbeiterInnenklasse reproduziert.

Privatisierung der Reproduktion
Ebenso entscheidend ist die Verlagerung der Reproduktion in die individuelle
Familie.  So  konnten  in  imperialistischen  Kernländern  einige
Liberalisierungen  durchgeführt  werden.  Mit  der  Notwendigkeit,  höher
qualifizierte  Arbeitskräfte  auszubilden  und  in  den  Produktionsprozess
einzubinden,  sowie  Durchsetzung  von  Sozialversicherungsrentensystemen
stützt  sich  das  Überleben  im  Alter  in  der  Arbeiter_Innenschaft  immer
weniger auf eigene Kinder. Bildungsreformen und Integration von Frauen in
Fabrik  und  Büro  gingen  damit  Hand  in  Hand.  Deswegen  konnten  hier
Lockerungen  erzielt  werden,  auch  wenn  es  aufgrund  der  sinkenden
Geburtenrate wie in Deutschland in Ordnung ist, ein Abtreibungsgesetz aus
dem Dritten Reich zu behalten- wenn auch ein modifiziertes.

Im  Kontrast  dazu  stehen  die  Verhältnisse  in  Halbkolonien  und
Schwellenländern.  Dort  sind  die  eigenen  Kinder  meist  „die“
Rentenversicherung schlechthin. Kein Wunder, dass Abtreibungsverbote hier
viel schärfer ausfallen.

Es geht also beim Antiabtreibungsmythos nicht um das Wohl ungeborener
Kinder.  Sondern  vielmehr  um  den  Erhalt  einer  patriarchalischen,
Jahrtausende  alten  Gesellschaftsordnung  mit  dem  Ziel,  viele  billige
Arbeitskräfte  für  die  Zukunft  zu  schaffen,  Kapital  innerhalb  der
kapitalistischen  Familie  zu  vererben  und  Kosten  bei  der  Reproduktion
insgesamt zu sparen.  So ist  es  kein Zufall  dass in  Zeiten der Krise,  wo
versucht wird, viele der Kosten auf die Arbeiter_Innenklasse auszulagern,
sich  die  Angriffe  auf  Abtreibungsrechte  verstärken.  Vor  allem
Rechtspopulist_Innen und religiöse Fundamentalist_Innen nutzen diese auch,
um die Rolle der bürgerlichen Familie, die wichtig für sie ist, zu stärken.



Protestbewegungen gegen diese Angriffe
Auf der ganzen Welt gibt es heutzutage feministische Organisationen und
Demonstrationen.  Die  Bewegung  der  jährlichen  „Marches  of  Choice“  ist
dafür  nur  ein  Beispiel.  Diese  bekämpfte  das  rückschrittl iche
Abtreibungsgesetz in Irland, welches das strengste Europas war. Selbst nach
Vergewaltigungen,  Inzest  oder  bei  einem  kranken  Fötus  waren
Schwangerschaftsabbrüche strafbar. Als Folge mussten jedes Jahr tausende
Frauen nach Großbritannien reisen, um Abtreibungen durchführen zu lassen.
2012 verstarb dann die 31-jährige Savita Halappanavar an den Folgen einer
zu spät vorgenommenen Abtreibung, die eine Blutvergiftung zur Folge hatte.
Ihr war die Abtreibung trotz ärztlicher Empfehlung verweigert worden. So
wurde 2014 eingeführt, dass Schwangerschaftsabbrüche bei der Gefahr des
Lebens einer Frau durchgeführt werden durften. Weitere Proteste erzwangen
ein  Referendum.  Nach  dessen  Erfolg  und  einer  Volksabstimmung,  die
mehrheitlich  für  ein  neues  Abtreibungsgesetz  stimmte,  akzeptierte  das
irische Parlament 2018 ein Gesetz, das legale Abtreibungen bis zur zwölften
Schwangerschaftswoche und bei bestimmten medizinischen Gründen auch
später ermöglicht.

Ein weiteres Beispiel ist die deutsche Bewegung gegen die Paragraphen 218
und 219,  die  aus dem Dritten Reich stammen.  Zuerst  einmal  scheint  es
fortschrittlich,  dass  Schwangerschaftsabbrüche  bis  zur  zwölften  Woche,
unter bestimmten Umständen auch länger, erlaubt sind. Doch es ist nicht so
einfach. Schwangerschaftsabbrüche sind nur unter bestimmten Bedingungen
s t ra f f re i .  Zudem  g ib t  e s  n i ch t  übera l l  f l ächendeckende
Abtreibungseinrichtungen,  v.  a.  im  ländlichen  Raum.  Kirchliche  Träger
verweigern den Eingriff und Abtreibungen sind nicht fester Bestandteil der
Arztausbildung.  Auch ist  es  in  Deutschland für  Ärzte/Ärztinnen verboten,
offizielle Informationen darüber online zu stellen, weil es als „Werbung“ gilt.
Ebenso  ist  gesetzlich  festgeschrieben,  dass  Frauen  vorher  ein  ärztliches
Gespräch  führen  müssen  mit  dem  Hintersinn,  die  Abtreibung  nicht
durchführen zu lassen.  Gegen diese Einschränkungen gibt  es seit  Jahren
Demonstrationen. Im Februar 2018 war es schließlich so weit, dass mehrere
Gesetzesentwürfe zur Aufhebung der Artikel entstanden. Jedoch wurden sie



allesamt von der Großen Koalition trotz Versprechen der SPD abgelehnt.
Tausende  Frauen  beteiligen  sich  in  den  letzten  Jahren  an  den
Demonstrationen, auch wenn bisher keine Veränderung erreicht wurde.

Beide Beispiele stehen hier nur stellvertretend für hunderte von anderen
Frauenbewegungen weltweit. Ob Polen, Spanien, Argentinen: der Kampf um
die Selbstbestimmung über den eigenen Körper ist allgegenwärtig. Trotzdem
wurden bisher  nur  eingeschränkte,  regionale  Erfolge  erreicht.  Deswegen
müssen wir uns fragen, wie wir erfolgreich für das Selbstbestimmungsrecht
über den eigenen Körper kämpfen können.

Arbeiter_Inneneinheitsfront  für  freie
Abtreibung
Statt  nur  auf  Angriffe  zu  reagieren,  müssen  wir  selbst  Verbesserungen
erkämpfen. Deswegen muss der Kampf für das Recht auf Selbstbestimmung
über den eigenen Körper damit verbunden werden, dass wir für kostenlose
Abtreibungen und Verhütungsmittel eintreten oder, dort wo nicht vorhanden,
für staatliche Krankenversicherungen. Um das zu erreichen müssen wir die
Organisationen der Arbeiter_Innenklasse klar auffordern für diese Kampagne
einzutreten und zu mobilisieren.

Gewerkschaften beispielsweise waren für die Arbeiter_Innenklasse schon seit
Beginn des Klassenkampfes eine Möglichkeit, sich zu organisieren und für
ihre Rechte einzutreten. Mit Streik als Mittel können sie ökonomischen und
politischen Druck aufbauen. Ein erster Schritt dahin wäre beispielsweise: Die
Betriebsräte  könnten  dazu  Betriebsversammlungen  einberufen,  wo  diese
Frage  diskutiert  wird.  Im  Rahmen  von  Aktionstagen  und  für  die
Durchführung eines politischen Streiks gegen die Gesetze wäre es wichtig,
Streik- und/oder Aktionskomitees zu gründen, die vor Ort mobilisieren.

Ebenso können Gewerkschaften internationale Kooperation gewährleisten,
z.  B.  von  zentralen,  internationalen  Aktionstagen  zum  Thema
Abtreibungsrechte.  Dies  ist  wichtig,  um  die  unterschiedlichen
Protestbewegungen international zu koordinieren. Schließlich existiert die
Unterdrückung nicht nur in einem Land und zusammen können wir mehr



Druck aufbauen. Trotzdem bringen Gewerkschaften auch einige Probleme
mit sich. Gerade in Berufen, die Dienstleistungen anbieten und oft verstärkt
durch Frauen besetzt werden, organisieren sich nur wenige Arbeiter_Innen
darin. Ebenso existiert eine Gewerkschaftsbürokratie, deren Interesse eher
der Erhalt der eigenen Stellung ist, als Fortschritte für die gesamte Klasse zu
erkämpfen. Deswegen beschränken sie sich eher darauf, ihren Frieden mit
dem jetzigen System zu machen und sich auf das Feilschen um Lohn und
Arbeitsbedingungen zu reduzieren. Revolutionäre Kommunist_Innen müssen
sich darum für eine klassenkämpferische, antibürokratische Basisbewegung
einsetzen, die der bürokratischen Spitze die Gewerkschaften entreißt, um sie
zu  einem  Glied  in  den  Reihen  des  Kampfes  für  den  Sozialismus
umzugestalten.

Daher fordern wir national und international:

Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen
Religionen  aus  Gesundheitssystem  und  Gesetzgebung!  Für
Abschaffung  aller  Abtreibungsparagraphen  sowie  der
Beratungspflicht!
Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und
Behandlungsstellen!  Vollständige  Übernahme der  Kosten  für  eine
Abtreibung,  egal  in  welchem  Monat,  und  aller  Kosten  für
Verhütungsmittel  durch  den  Staat!
Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden
darf! Für die ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu
entbinden!
Gegen  leibliche  Zwangselternschaft  für  so  geborene  Kinder!  Der
Staat soll  für sie aufkommen und sich um sie kümmern bzw. zur
Adoption freigeben! Adoptionsvorrang für leibliche/n Vater und/oder
Mutter,  falls  sie  das  Kind  später  großziehen  wollen  und  dieses
zustimmt!
Für  den  Ausbau  von  Schutzräumen  für  Opfer  sexueller  Gewalt,
Schwangere und junge Mütter!


